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13. Jahrg... Jebruar 1932 


Herausgegeben 


Kleinhaus⸗ oder Großhaus⸗Wirtſchaft 


von Friedrich Paulſen, Berlin. 


Die nachfolgenden Ausführungen wurden in einem Man joll nicht die Häuſer 


vergleichen, ſondern das Hauſen. 


Vortrag am 9. Mai 1921 gemacht, im folgenden 
Jahre erſchienen ſie im Druck und fanden einige 
Verbreitung. 

Inzwiſchen ſind ſehr erhebliche Geldmittel — in 
den Jahren 1924 — 1930 etwa 17 Milliarden Mark 


— in Wohnhäuſern angelegt worden, und der Anz | 


teil, den man in Maſſenmiethäuſer und in die 
Großſtädte geleitet hat, iſt von Jahr zu Jahr 
geſtiegen, bis durch die wirtſchaftlichen Ereigniſſe 
des Jahres 1931 eine Umkehr erzwungen wurde. 

Für die Wohnungspolitik und das Wohnbauweſen 
ergab ſich daraus eine gegenüber den vergangenen 
Jahren veränderte Zielſetzung. Sie geht in einer 
Richtung, die ich ſchon in dem Vortrage des Jahres 
1921 anſtrebte. 

Die Verſtärkung der bäuerlichen und Landarbeiter⸗ 
ſiedlung ſowie die Stadtrandſiedlung ſind die 
Zeichen dieſer Umkehr. Aber die Verteidiger 
eines weiteren Zuwachſes der Großſtädte, womög⸗ 
lich in Häuſern, die ihre Beſtform erſt bei 10 oder 
15 Stockwerken erlangen, widmen ſich nur aus 
Mangel an anderer ertragreicher Tätigkeit dem 
Flachbau, ihr Ziel bleibt der mit allen Künſten 
der Ingenieurwiſſenſchaft ausgeſtattete Wohnturm, 
die Wohnmaſchine für die Maſchine Menſch. 

Den Ausführungen von 1921 find an einer Reihe 
von Stellen Zuſätze eingefügt, die durch die Um: 
bildung der Verhältniſſe bedingt ſind. Andere Ab⸗ 


ſchnitte, die heute ohne Bedeutung ſind, wurden 
ausgemerzt. A 


Seit die Leiden unſerer Zeit — übrigens ſchon 
vor dem Kriege — in urſächliche Beziehung zu 
unſerer Wohnweiſe gebracht werden, ſehen viele das 
Heil, das das Mietkaſernenelend ablöſen ſoll, in 
dem Kleinhauſe. Von ihm erwartet man das Ende 
der körperlichen, geiſtigen, ſeeliſchen Übel und be⸗ 
denkt doch zu oft nicht, daß man das Wirtſchaften, 
Denken, Fühlen, Wollen, wie es unſere Zeit gelernt 
hat, nicht einfach aus einer Hausform in die andere 
hinübernehmen darf, wenn ſich nicht alle Hoffnungen 
als eitel erweiſen ſollen. Doch kommt es in der 
Regel garnicht ſoweit: man vergleicht die Baukoſten 
und jede Partei ſagt, der Vorſchlag der anderen 
bedinge zu hohe Koſten. Zahlen ſollen das beweiſen, 
aber Zahlen beweiſen bekanntlich alles. So glaubt 
denn keiner den Zahlen des andern und der Streit 
erneut ſich, denn Zahlen überzeugen in der Regel 
nicht. 

Die Frage iſt, ob dies Vergleichen der Baukoſten 
irgend etwas Weſentliches beweiſt. Kann man 
denn ein in ſich lebendes Weſen wie ein Haus mit 
Garten mit einigen Zellen in einer Mietkaſerne ver⸗ 
gleichen? In einem Steinblock, der nicht in lebens⸗ 
fähige Teile aufgeteilt werden kann? Man könnte 
wohl vergleichen, ob die Baukoſten von drei Miet⸗ 
kaſernen mit zuſammen 500 Wohnungen, oder die 
einer geſchloſſenen Siedlung von 500 Häuschen höher 
ſind. Aber für die Vergleichung der Wohnungen 
iſt das ziemlich müßig. Wenn wirklich jede Wohnung 
Küche und drei Stuben, mit Flur 60 qm hat, ſind 
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fie damit gleichwertig? Die Bauſummen weichen 
nicht weſentlich von einander ab. Das wird von 
beiden Parteien zugeſtanden. Aber die Bewertung 
weicht ſehr ab. Die Vergleichung der Bauſummen 
wird dadurch entwertet. Trotzdem mußte ihnen zu⸗ 
nächſt viel Arbeit gewidmet werden, und das Schrift⸗ 
tum zeigt eine Anzahl dieſer Frage gewidmeter 
Arbeiten. 

Der Wert dieſer Arbeiten kann ſehr erheblich ſein. 
Ob er es iſt, hängt von der Frageſtellung ab. Iſt 
jemand vor die Aufgabe geſtellt, eine Reihe von 
Familien mit je — jagen wir 60 qm Wohnfläche 
zu verſehen, iſt es aber nicht ſeine Sache, ſich um 
ſonſt etwas zu kümmern, ſo wird er die Frage nach 
den Baukoſten ſtellen. Er wird ſich dann vielfach 
für die Mietkaſernen entſcheiden. Aber heute lautet 
die Frage anders, ſie ſucht nach dem Einfluß des 
Haushaltens auf unſer ganzes Volk. 


Zur Mietkaſerne führte 
ein geſchichtlicher Irrtum. 


Vor der Aufgabe, lediglich Wohnraum zu ſchaffen 
für eine lange Reihe neuer ſtädtiſcher Haushaltungen, 
glaubten unſer Volk und ſeine Vertreter zu ſtehen, 
als die Induſtrialiſierung Deutſchlands begann. Nach 
damals maßgebender und wohl alle Kreiſe beein- 


fluſſender Anſchauung hatte der Staat im weſent⸗ 


lichen die Aufgabe, das freie Spiel der Kräfte zu 
fördern, damit jeder ſein Geſchäft betreiben könne, 
er hatte das Leben und Eigentum zu ſchützen. Darauf 
wurden Geſetzgebung und Verwaltung allmählich ein⸗ 
geſtellt, und ältere Einrichtungen verloren an Wirkung, 
auch geſellſchaftliche Beziehungen, die in dieſen neuen 
Staat nicht mehr paßten. 

Da nun die ſo gefaßte Aufgabe in der Mietkaſerne 
ihre Löſung fand, ſo richtete der Staat als eine 
Anſtalt zum Schutz der „Intereſſen“ ſeiner Bürger 
ſeine Geſetze, ſeine Baupolizei, ſeine Beleihungs⸗ 
weſen, ſeinen Städtebau und ſtädtiſchen Tiefbau 
auf die Mietkaſernen ein. Das Einfamilienhaus 
wurde das Haus des reichen Mannes. 

Daß das ſo kommen konnte, daran war auch die 
Anſchauung beteiligt, daß es Deutſchlands Schickſal 
ſei, mit ſeinen Induſtrieerzeugniſſen alle anderen 
Völker zu verſorgen, die ihm dafür Rohſtoffe, ins⸗ 
beſondere Nahrung, liefern würden, daß alſo die 
Landwirtſchaft ſchwinden, unſer Volk ein reines 
Induſtrievolk werden müſſe. 
der Induſtrie galt aber bei weiten Kreiſen — trotz 
vielfältiger Gegenbeiſpiele in Deutſchland und anderen 
Ländern (Württemberg, manche Schweizer Gaue) — 
die Großſtadt. Sie war der „entwickelte“ Teil des 
Landes; auf das flache Land glaubte man beim 
Bezuge weiterer Arbeitskräfte als auf einen wartenden 
Vorrat zurückgreifen zu können. Danach wurde regiert 
und verwaltet und auf dieſe „Entwicklung“ hin 
wurde die Bauweiſe und damit das Wohnen gegen 
früher umgeſtaltet. 

Der wirtſchaftliche Aufſchwung der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts brachte alſo auch die Herrſchaft 


Als Anſiedlungsform 


der Mietkaſerne in Groß-, Mittel- und vielfach ſogar 
in Kleinſtädten. Aber nicht „Schuld“ einzelner, auch 
nicht der böſen Bodenſpekulanten iſt dieſe Entwicklung, 
ſondern der Boden iſt eine falſche Einſtellung faſt 
unſers ganzen Volks. Der Durſt nach Habe, nach 
Macht, nad) „Sich Durchſetzen“ nach politiſcher Treiberei 
im Sinne der „vorgeſchrittenen Weſtvölker“ beſeelte 
das Volk. Wohl oder übel muß der Beſtand an 
Mietkaſernen, den dieſe Zeit brachte, muß auch die 
damals eingeleitete ſprunghafte Steigerung der 
Bodenpreiſe von uns übernommen werden. 

Das Jahr 1931 hat uns die höchſt ſchmerzliche 
Erkenntnis gebracht, daß die Fahrt auf dem Wege 
der Induſtrialiſierung, ſoweit er das Wohnweſen 
anging, falſch war. Wir mußten das erfahren, was 
wir doch — freilich nicht durch Erfahrung, ſondern 
durch Erkennen — hätten wiſſen können, ehe die 
17 Milliarden ausgegeben wurden. Aber zu der 
gekennzeichneten Weltanſchauung gehört es auch, daß 
das Erfahren als die beſſere Grundlage des Wiſſens 
galt. 


Hohe Bodenpreije find kein Grund 
gegen das Kleinhaus. 


Der kleinſte wirtſchaftlich ernſt zu nehmende 
Kleinhausgarten mag 180 Quadratmeter haben, 
dazu das Haus mit Hof 60 qm = 240 qm. Das 
vierſtöckige Miethaus verlangt 60 bis 90 qm auf 
die Familie. Da das in Betracht kommende Baus 
land in den Großſtädten 40 bis 100 Mark der 
Quadratmeter zu koſten pflegt, iſt der Unterſchied 
6 000 bis 18 000 Mark. 

Das iſt jedoch ein Trugſchluß. Die Preiſe, die 
gefordert werden, mögen hoch oder nieder ſein. 
Der Wert hängt nur von der Leiſtung einer Sache 
ab und zwar nicht von der angebotenen, ſondern 
von der abgenommenen. Mit der Herabzonung 
wurden die alten Preiſe geworfen, ſodaß heute 
faſt nur noch die Aufſchließung des Bodens den 
Aufwand des Benutzers beſtimmt und der Rohland⸗ 
preis bei dichter Bebauung unweſentlich geworden 
iſt. Aber der Anteil an den Koſten des aufge⸗ 
ſchloſſenen Bodens beträgt in den Großſtädten doch 
kaum je unter 1000 RM für die kleine Wohnung 
und ſteigt bis über 2000 RM, ſelbſt wenn 4 Wohn⸗ 
geſchoſſe gebaut werden und ohne daß die Bewohner 
einen Garten bekommen. 

Demnach ſcheint es, als ob der für vierſtöckige 
Bebauung aufgeſchloſſene Boden für das Kleinhaus 
unmöglich wäre. 

Das iſt dennoch ein Irrtum. 

Unſere großen und mittleren und manche kleinere 
Stadt haben aufgeſchloſſenes Bauland auf viele 
Jahre bereitgeſtellt. Das war ein Ergebnis der 
freien Wirtſchaft, die auch die planloſeſte Vorrats⸗ 
wirtſchaft zuließ. Zur völligen Ausnützung dieſes 
Baugeländes würde durchweg ein namhafter Teil 
der vorhandenen Bevölkerung in neue Häuſer ziehen 


müſſen. 


Die Städte ſind nun auch noch geſetzlich genötigt 
worden, Bodenvorratswirtſchaft zu treiben. Sie 
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7 


aben das in der Regel jo getan, daß ſie he 
a benutzten, jedoch als Bauland 1 
werteten Boden gekauft haben. Der en 5 
ſolchen Bodens gegenüber dem aus der 5 5 
ſchaftlichen (oder e en 55 915 
ängt ab, wann der : i 
a dem Bewohntwerden erreicht 25 a 
hoch der Zinsfuß iſt. Der Zeitpunkt der ſpä Ar 
höheren Leiſtung kann nur geahnt werden, 
„geſchätzt“. ; 

3 la an künftigem Wert hängt 
1 Besse in die Entwicklung 8 
Stadt ab. Dies Vertrauen in We 10 
bis in die letzte Zeit ſehr groß. Der Abſchlag 


Wert hängt aber auch vom Zinsfuß ab, und deſſen 


wurde ziemlich in dem Maße erwartet, wie 
5 1 Und ſo ſteht denn ee 
ſtädtiſche Vorratsboden in den Büchern der 15 iſ 4 
Städte mit Werten eingetragen, die als nicht a 5 
ſierbar bezeichnet werden, in klarem Deutſch: die] 
Werte ſind viel zu hoch. 


i i kauft | 
aber nun zu Verluſtpreiſen nicht ver 
3 darf, weil ein ſolcher Verkauf als Verluſt 


angeſehen wird, — während es doch nur die An— 


erkenntnis des vorher eingetretenen Verluſtes iſt, 


— ſo hat man auch noch die zu teuren Böden in 
fremdem oder eigenem Beſitz überſprungen und die 
neuen Siedlungen auf billigeren, weil entfernteren 
Grundſtücken errichtet. Aber dieſe geringere Schätzung 
iſt nur der Ausdruck für die Überwindung der Ent- 
fernung durch Straßenbahnen, Leitungen aller Art, 


Zeitverluſt der Bewohner uſw. Dieſe Aufwendungen 


lſo von der Leiſtung des Grundſtückes ab. 
8 5 muß ein großer Teil der Verſorgungs⸗ 
anſtalten erweitert werden. Der Vorratsboden aber 
bleibt Vorrat und wartet auf die höhere Leiſtung 
als Wohnland, bis er durch eine ſtürmiſche Zu⸗ 
nahme des Stadtvolks zu Wohnland geworden iſt. 
Inzwiſchen ſind Zinſen und Verwaltungskoſten zu 
zahlen. Bei den Ausſichten auf ſtarken Bedarf an 
neuem Bauboden, den die meiſten Städte heute 
haben, kann das lange dauern. 


ürfte daher in der Regel auch privatwirt- 
ſwatl en jein, daß der Vorrat an u 
aljo baureifem Boden ganz ausverkauft wird, 15 
bei die Nachfrage als im weſentlichen Ba e⸗ 
trachtet wird. Der Preis muß ſich dann nach em 
Geſamtbedarf richten und dürfte ſo den höchſt 1 
lichen Geſamterlös bringen, wenn nämlich nun 2 
geſamte Boden der denkbar beiten Ausnutzung aus 
geführt wird. Die erfolgt aber durch die in e 
Kultur ſtehenden Gärten von Kleinhäuſern. Sun 
ſetzung iſt natürlich, daß die gemeinſamen Be ange 
der Bodeneigentümer erkannt werden und zu ge⸗ 
meinſamem Handeln führen. 1 5 
o kann auch der Hochbauboden unſerer Groß⸗ 

1 5 durchaus Ra werden, wenn erſt die Hoffnungen 
der Vorkriegszeit aufgegeben werden. Man braucht 


dazu keine weiteren zwangsweiſen Herabzonungen 
und wir verlieren hoffentlich mit der unerfreulichen 
Sache das abſcheuliche Wort. 


Damit wäre die Möglichkeit des Kleinhauſes auch 
auf dem bisherigen Hochbauboden vom Standpunkt 
des Bodenpreiſes nachgewieſen. Es iſt jedoch noch 
zu erwägen, welche Folgen die Anderung der 
Zweckbeſtimmung des Bodens hat. 

Denn, auch wo man ſich den Vorteilen des Klein⸗ 
hausbaus nicht verſchließt, kann man doch vermeint⸗ 
lich volkswirtſchaftliche Bedenken wegen der „Ent⸗ 
wertung des Bodens“ äußern hören. 


Dieſe Entwertung iſt nun aber eine reine Ein⸗ 
bildung. Die einzelwirtſchaftliche Seite der Frage 
iſt behandelt worden. Der zwar nicht durch die 
vorgeſchlagene Bebauung entſtandene Zwang zur 
Abſchreibung iſt ein durch die Nichterfüllung der 
— dem Umfange nach wohl immer überſchätzten 
— Hoffnungen entſtandener Verluſt einzelner. Daß 
ſolcher Verluſt ſehr bitter ſein kann, iſt fraglos. 
Aber von einem „volkswirtſchaftlichen Verluſt von 
Milliarden“ kann keine Rede ſein. Das iſt ein 
Schlagwort, um Unkundige einzufangen. Volkswirt⸗ 
ſchaftlich entſteht überhaupt kein Verluſt. Wohl 
werden die Straßen, deren reiche Ausſtattung nicht 
ausgenutzt wird, in der Vermögensaufſtellung ihrer 
Eigentümer abgeſchrieben werden müſſen. Das iſt 
aber ein rein buchmäßiger, kein Sachverluſt. Es 
war eben ein Irrtum, dieſe koſtbaren Straßen über 
den Bedarf hinaus zu bauen. Wollte man jetzt 
die zu reich ausgeſtatteten Straßen ſich ſelbſt über⸗ 
laſſen, d. h. verfallen laſſen und an anderer Stelle 
neue, wenn auch viel beſcheidnere Straßen erbauen, 
ſo wäre das ein volkswirtſchaftlicher Verluſt, denn 
durch dieſen Aufwand wird keine Leiſtung erreicht, 
zu der nicht die vorhandenen Straßen geeignet ſind. 


Die Lebensweije ſei dem Hauſe 
angepaßt, das man wählt. 

Geben die Gegner des Kleinhauſes zu, man 
könne es für denſelben jährlichen Aufwand hergeben, 
wie die Wohnung im Großhauſe, jo wird geltend 
gemacht, es koſte in Heizung, Inſtandhaltung, durch 
Treppenlaufen, Verantwortung u. a. zu viel. Be⸗ 
ſonders an dem Kohlenverbrauch wird dann der 
volkswirtſchaftliche Geſichtspunkt ſtark unterſtrichen. 


Zur Geſamtheit dieſer Einwendungen iſt zu ſagen, 
daß das Leben im Kleinhauſe nicht eine unverän⸗ 
derte Nachahmung des Großhauslebens ſein darf. 
Vielmehr bieten beide ihr Beſonderes, fordern aber 
auch Beſonderes vom Bewohner. Sagt jemand, 
er könne oder wolle ſeine Lebensgewohnheiten 
nun einmal nicht dem Kleinhauſe anpaſſen, ſo iſt 
er eben ungeeignet. Im übrigen beweiſt das nichts 
gegen das Kleinhaus, kann auch die Bewegung zu⸗ 
gunſten des Kleinhauſes nicht berühren, da ja 
niemand die vorhandenen Großhäuſer durch Klein⸗ 
häuſer erſetzen will. 
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Frauen, die ihr Haus, ihren Garten nicht pflegen 
können, Männer, die den Pflichten des Haushalters 
nicht gewachſen find, beide vielleicht im Beruf durch⸗ 
aus geeignet, kann man übrigens als Ergebniſſe 
einer übertriebenen „Domeſtikation“, wie man bei 
Tieren zu ſagen pflegt, anſehen. Solche Formen 
pflegen ſich nicht durch ſtarken Nachwuchs auszu⸗ 
zeichnen. Je nach ihrer Einſchätzung wird man 
alſo mit ihrem Ausſterben rechnen oder es erhoffen 
dürfen. Grundſätzlich iſt dieſe Frage ſo zu beur⸗ 
teilen: ſoll das Haus lediglich den Rahmen einer 
Wirtſchaft abgeben, oder ſoll es ſelber mit dem 
Garten ein Hauptkapitel in der Wirtſchaft ſein? 
In letzterem Falle nähern wir uns den Anfängen 
der Selbſtverſorgung, in erſterem iſt die Entwicklung 
bei der Mietkaſerne, die neben dem Wohnraum 


noch Heizung, Bewachung, einige Bedienung uſw. 


bietet, keineswegs abgeſchloſſen. Der nächſte Schritt 
führt zum Einküchenhauſe, einer Einrichtung, die 
für erwerbsfähige Ehefrauen, Einzelwirtſchafter, 
geſundheitlich Geſchädigte eine wertvolle Hilfe im 
Großſtadtleben iſt, aber die Menſchen vom „Haus⸗ 
halten“ abbringt. Schließlich kommt man zum 
völligen Gaſthofleben, wie es in Amerika von reichen 
Leuten wohl dem eigenen Haushalten vorgezogen 
wird. 

Der Sturm auf Gartengrundſtücke, die Hundert- 
tauſende von Wohnlauben, die „wilden Siedlungen“, 
die in Selbſthilfe errichteten Häuschen, neuerdings 
die Nachfrage nach Stadtrandhäuschen zeigen, daß 
in unſerem Volk, auch in den Großſtädten, der 
Wille zum eigenen Hauſe noch ſehr lebendig iſt. 
In der von der Bauwelt veranſtalteten Ausſtellung 
von „Häuſern zu feſten Preiſen“ wurden täglich 
800 bis 1000 Beſucher gezählt und hunderte haben 
Verhandlungen wegen Erbauung ſolcher Häuschen 
aufgenommen. 

Sinngemäß erfordert das eigene Haus allerdings 
von dem Bewohner eine Pflege, die der Mieter 
bezahlten Kräften zu überlaſſen pflegt. Volkswirt⸗ 
ſchaftlich iſt es erwünſcht, daß ſolche Dienſte nicht 
in höherem Maße geleiſtet werden, als der Bediente 
dadurch ſeine geſellſchaftlich wertvollere Leiſtung 
erhöht. In Zeiten merklicher Arbeitsloſigkeit gilt 
dieſer Satz allerdings nicht ohne Einſchränkung. 


Ernſthafter iſt der Einwand, das Kleinhaus ver⸗ 
lange mehr Kohlen, um ausreichend geheizt zu 
werden. Dabei pflegt das ringsum freiſtehende 
Kleinhaus mit der Mietkaſerne verglichen zu werden. 


Das iſt durchaus abzulehnen. Zunächſt müßte man 


das vielfach vorzuziehende Reihenhaus vergleichen, 
das nur ſoviel Außenwände hat, wie für die Fenſter 
nötig ſind. Die Abkühlung nach oben und unten 
bleibt allerdings. Sie ſtark herabzumindern, iſt 
eine techniſche Aufgabe, die man in der Zeit der 
ſteigenden Koſten für Brennholz und vor der all— 
gemeinen Verwendung der Steinkohle ſchon weit 
vollkommener zu löſen pflegte. Wir brauchen hier 
nur alte, auch damals durch die Zeit bedingte Bau⸗ 


weiſen aufzunehmen oder durch noch beſſere zu er⸗ 
ſetzen. Dann kommt aber etwas anderes hinzu. 
Wer ſo viel im Freien arbeitet, wie das der eifrig 
gepflegte Hausgarten verlangt, der braucht weſent⸗ 
lich weniger Stubenwärme als der, der ſeine ganze 
nicht für gewerbliche Arbeit verwendete Zeit im 
Zimmer zubringt. Auch hier liegt die Forderung 
zugrunde, daß Lebensgewohnheiten, Haus und 
manches andere durchaus zuſammenpaſſen müſſen. 


Die Ausdehnung auch einer Mil- 
lionenſtadt mit lauter Kleinhauſern 
wird nicht zu groß. 

Man kann ſagen hören, die Großſtadt, die In— 
duſtrieſtadt verlange die Mietkaſerne, die Städte 
würden ſonſt zu groß, die Verkehrsmittel reichten 
nicht aus. Zunächſt lehrt ein Blick auf die 
Londoner und die Verhältniſſe der anderen engli⸗ 
ſchen Großſtädte, daß der Einwand unbegründet iſt. 
Auch Belgien, das ſtark induſtrialiſiert iſt, lehrt 
dasſelbe. In einem Hauſe Berlins lebten 1914 
rd. 76, 1931 rd. 67, in einem Londoner kaum 
8 Menſchen, in den andern engliſchen Städten 5—6. 

Rechnen wir aber nach, wie es mit der Größe 
der Städte würde. In manchem Teile Groß-Berlins 
leben weſentlich mehr als 1000 Menſchen auf 
1 ha. Daß das zuviel iſt, wird nicht beſtritten. 
In der Stadt Berlin, die doch auch Einfamilien- 
häuſer, freie Plätze, viele öffentliche Bauten hat, 
kommen 600, in Neukölln 900 Menſchen auf 1 ha. 
Das iſt das Ergebnis „voller Bodenausnützung“ 
im Hochbau. 

Nehmen wir eine Bauweiſe, die „einwand⸗ 
freie“ Miethäuſer von vier Stockwerken voraus- 
ſetzt, etwa nach Haberlands Grundriſſen, ſo haben 
wir in einer reinen Wohngegend vielleicht 700 
Menſchen auf 1 ha, d. h. auf einen Menſchen 
kommen etwa 14 qm Boden. In den neueren 
Großſtadtſiedlungen in Zeilenbau kommen ſelten 
über 400 Köpfe auf 1 ha, oft nur etwa 300. 
Beim Flachbau und ſehr beſcheidenen Gärten ohne 
völlige Verwendung der Abgänge kann man 200 
Menſchen auf 1 ha rechnen. Dabei iſt auf 
etwa drei Stockwerke an den Hauptverkehrslinien, 
ſonſt auf 1½ ſtöckige Häuſer gerechnet. Wird nun 
die Stadt 3½ mal jo groß, alſo die Wege 3½ mal 
ſo lang, wenn man ſtatt 700 nur 200 Menſchen 
auf 1 ha anſiedelt? 

Zunächſt iſt der Aufwand für Straßenflächen, 
für Grünplätze in der Gartenſtadt ſehr viel geringer 
als in der Hochbauſtadt. Er mag ½ bis ½ der 
Geſamtfläche ſtatt / oder 75 betragen. Doch ſehen 
wir davon ab und vergleichen wir eine Hochbau⸗ 
und eine Flachbauſtadt von einer Million Bewohner 
und nehmen wir planmäßige Erbauung an. In 
beiden Fällen ſei ein Geſchäftskern von 1000 ha 
angenommen, deſſen Bewohner nicht zählen. Der 
ganze Kern der Stadt ſei von Verwaltungs-, Ge⸗ 
ſchäfts⸗, Vergnügungsſtätten, Muſeen, Schlöſſern 
uſw. in Anſpruch genommen, er hat einen Durch⸗ 
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von fait 3,5 km. Legt man um dieſen 
en einen un von Hochbauhäuſern 2 
Menſchen auf 1 ha, jo wird die ganze Stadt 7255 1 
groß, d. h. ſie bedeckt eine Kreisfläche von ee 
Durchmeſſer. Bei 200 Menſchen auf ein en 
ergeben ſich 6000 ha Geſamtfläche und er 85 
Kreis von 8,74 km Durchmeſſer. Das heiß 17 885 
Weg vom Rande zum Mittelpunkt wird 4,37 5 
ſtatt 2,8 km oder um 1570 m länger. Er 
Der Geſchäftskern bedeckt im erſten Fall %, im 
im zweiten nur "5 der Wohnfläche. : 
Legt man um eine ſolche kreisrunde u 
ſtadt von einer Million Bewohner einen 1 15 
weiteren drei Millionen, wieder je 200 a 155 
jo ergäbe das einen Gürtel von etwa 3 un 
Breite. Der Durchmeſſer der i 195 
käme alſo auf 17 km, d. h. von Pan 111 5 
Mariendorf oder von Schmargendorf bis Lich en erg. 
Vergleicht man gar eine Gartenſtadt mit je 200 
mit einer Zeilenbauſtadt mit je 300 Köpfen a 
ein Hektar, ſo hat bei 1000 ha unbewohn 93 
Kern, die Stadt von 1 Million im Flachbau 500 
+ 1000 ha alſo 8,74 km Durchmeſſer, die Zeilen⸗ 
bauſtadt aber 3330 + 1000 - 4330 ha oder 7,55 km 
eſſer. 8 
00 en günjtiger liegen die Verhältniſſe für 
eine Mittelſtadt, etwa von 30000 oder 100 000 
Einwohnern. Nehmen wir für dieſe einen Kern 
für Rathaus, Kirche, Schulen uſw. und einige Ge⸗ 
ſchäfte an, etwa 30 ha, d. h. ſchon ein ſehr an⸗ 
ſehnlicher Bauernhof, ſo bedeckt dieſer Kern eine 
Kreisfläche von 620 m Durchmeſſer. Die Wohn⸗ 
fläche für 30 000 Menſchen, wenn nur 120 auf 
1 ha kommen, iſt 250 ha, zuſammen 280 ha. Das 
entſpricht einem Kreiſe von 1880 m Durchmeſſer, 


d. h. man geht vom Rande bis zum Mittelpunkt 


i 0 Minuten. Auch die Stadt von 100000 
it 90 = beſcheiden. Geben wir ihr einen Kern 
von 100 ha, d. h. einen nicht bewohnten inneren 
Kreis von 1124 m Durchmeſſer. Die 100 000 Be⸗ 
wohner brauchen bei 120 auf 1 ha an Wohnfläche 
830 ha, zuſammen 930 ha. Das entſpricht einer 
Kreisfläche von 3440 m Durchmeſſer. Auch in 
dieſer Hunderttaujend-Einwohnerjtadt, als reiner 
Wohn- und Geſchäftsſtadt en ohne Fabriken — 
geht man bequem in 20 Minuten vom Rande bis 
zum Mittelpunkt. In ſolcher Stadt würde man mit 
einer gut angelegten Straßenbahn durchaus aus⸗ 
kommen. Die Verkehrsſchwierigkeiten der Flachbau⸗ 
ſtädte werden eben weſentlich überſchätzt. 


Wenn nun die in unſeren Millionenſtädten üblichen 
Verkehrsmittel durchaus auch für planmäßig ae 
Flachbauſtädte ausreichen würden, jo iſt uns doch 
die Aufgabe nicht geſtellt, ſolche Städte zu bauen. 
Vielmehr iſt zu fragen, wie in den Hochbauſtädten 
weiter gebaut werden kann und ſoll. Dabei iſt 
die Zeit für die Reiſe zwiſchen Arbeits- und Wohn 
ſtätte ſehr wichtig. Ohne den Ausbau der Verkehrs⸗ 


mittel iſt nur ein Teil der unbebauten Flächen anz | 


baufähig. Die Entfernung vom Hauſe bis zur 
nächſten Halteſtelle einer Bahn wird man nun wohl 
heraufſetzen müſſen. Daß auch dann noch der Aus⸗ 
bau der Großſtädte ein Behelf iſt, ſei nicht be⸗ 
ſtritten. Zunächſt kommen im weſentlichen die 
Flächen in Betracht, die den Arbeitsſtätten nahe 
genug liegen. Auch ſolche ſind vorhanden. 


Von nicht zu verkennender Wichtigkeit iſt hier 
die Stetigkeit der Arbeit. Der Arbeiter muß aus⸗ 
reichende Wahrſcheinlichkeit haben, in erreichbarer 
Nähe ſeiner Wohnung Arbeit zu finden. Ein Be⸗ 
trieb, der dieſe ſtetige Beſchäftigung nicht bietet, 
iſt auf den Arbeitsmarkt der eng bebauten Groß⸗ 
ſtadt angewieſen, ein ſtetiger Betrieb dagegen kann 
ſich und ſeinen Arbeitern die Vorteile weiterer Sied⸗ 
lung nutzbar machen. Der Arbeiter, der auf den 
Kopf der Familie einen Garten von 80 bis 100 
oder noch etwas mehr Quadratmeter, dazu ein 
eigenes Haus hat, kann viel eher einmal einige 
Wochen feiern, weil er die freie Zeit wirtſchaftlich 
ausnutzen kann und ſein Haushalt auf Vorrats⸗ 
wirtſchaft eingerichtet iſt. Dieſe Kriſenfeſtigkeit 
ihrer Arbeiter kommt heute den Klein- und Mittel⸗ 
ſtädten zugute. Sie haben auf das Tauſend Be⸗ 
wohner nur einen Bruchteil der Arbeitsloſen. 


Gute Erfolge in der Verlegung der Werke in 
die Nähe der Großſtädte ſtatt an ihren Rand, in 
manchen Fällen auch auf das Land, liegen vor. 


Wie wenig der Gedanke, ein großes Unternehmen 
aus den zur Sprache ſtehenden Gründen an eine 
Landſtadt anzugliedern, verbreitet iſt, davon mag 


die Anſtalt für Angeſtelltenverſicherung ein Bild 
geben. 


Es handelt ſich um eine Verſicherungsanſtalt, 
die durchaus nicht in Berlin oder einer anderen 
Großſtadt ſein muß. Hier wurde auf etwa 3000 
Angeſtellte gerechnet, mit Angehörigen, den nötigen 
Handwerkern, Kleinhändlern, Arzten, Lehrern uſw. 
ſicher 15000 bis 20000 Köpfe. Man pferchte ſie 
in Berlin ein. Statt deſſen hätte man eine muſter⸗ 
gültige Gartenſtadt errichten können und damit die 
vorher angeführten Werte geſchaffen und erhalten. 


Es liegt auf der Hand, daß im Einzelfall ernſt⸗ 
haft unterſucht werden muß, ob ein Betrieb ſich in 
das Flachbaugebiet verlegen läßt, und ob ein in 
Ausſicht genommenes Gelände dafür geeignet iſt. 
Die Umſtände, die bislang zu ſolchem Entſchluß 
geführt haben, werden aber wohl nach Zahl und 
Gewicht zunehmen. Die Vorteile der Kleinhaus⸗ 
wirtſchaft kommen eben nicht nur dem Bewohner 
und der Volkswirtſchaft zugute, ſondern können ſehr 
wohl auch dem Unternehmer zugute kommen, deſſen 
Selbſtkoſten ſinken können. Das braucht nicht 
immer durch ſinkende Löhne zu erfolgen, ſondern 
kann ſich auch in ſteigender Leiſtung der ſtetig durch 
Jahre beſchäftigten, gut behauſten und den mancherlei 
belſtänden der Mietkaſerne entzogenen Arbeiter 
erweiſen. (Fortſetzung folgt). 
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Wirtſchaftspolitiſche Kritik der vorſtädtiſhen Kleinſiedlung 


von Generaldirektor Nadolny, Königsberg. 


In Nr. 11 der Zeitſchrift „Der Oſtſiedler“, Jahr⸗ 
gang 1931, hat der Reichskommiſſar für die vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlung, Dr. Saaſſen, ausgeführt, 
daß dieſe mit dem Begriff „Stadtrandſiedlung“ 


gekennzeichnete Siedlung in ſtarkem Umfange zur 


Geſundung unſeres Volkes beiträgt. Gegen dieſe 
Anſicht beſtehen erhebliche wirtſchaftspolitiſche Be⸗ 
denken. Es muß heute anerkannt werden, daß es 


für die Dauer unmöglich iſt, die Millionen von Er⸗ 


werbsloſen, die unſer Wirtſchaftsleben augenblicklich 
belaſten, in den Städten zu unterhalten und zum 
Nichtstun zu verurteilen. Aus dieſer Erwägung 
heraus fordert Dr. Saaſſen mit Recht, es müſſe 
ein Teil unſerer Stadtbevölkerung aufs Land zurüd- 
geführt werden; er meint aber, die Landſiedlung 


müſſe, da die Gewährung einer vollen Ackernahrung 
etwa 20 000.— RM je Siedlung erfordere und 


daher zu koſtſpielig ſei, durch die vorſtädtiſche Siedlung 
erſetzt werden. Auch ſie ſei wertvoll, denn fie be⸗ 
deute eine Verminderung der Wohnungskoſten durch 
das Eigenheim und eine Verbeſſerung der Lebens⸗ 
haltung dadurch, daß ſich der Siedler aus einem 
Stückchen Garten ſelbſt mit Lebensmitteln verſorgen 
könne. 


weil ſie von der Preiskonjunktur des 
wirtſchaftlichen Marktes weitgehend unabhängig 
ſei, daneben aber überhaupt erſt die Vorausſetzung 
für die allſeitig anerkannte induſtrielle Kurzarbeit 
ſchaffe. 

Zunächſt handelt es ſich um einen Irrtum, wenn 
20 000. — RM als Preis für eine ländliche Siedlung 
in Anſatz gebracht werden. Dieſer Betrag mochte 
bisher für eine Vollbauernſtelle beſcheideneren Um⸗ 
fanges richtig ſein, er iſt es aber nicht für die Art 
von Stellen, die bei der Anſetzung von Erwerbs⸗ 
loſen in Frage kommen. Es iſt vielmehr im Durch⸗ 
ſchnitt eine Stelle von etwa 20 Morgen mittleren 
Bodens für dieſen Zweck ausreichend. Der auf dieſe 
Weiſe angeſetzte Siedler iſt, wenn er den ihm zur 
Verfügung geſtellten Boden richtig zu bewirtſchaften 
verſteht, auf alle Fälle kriſenfeſt und wird Ent⸗ 
wickelungen, wie wir ſie heute durchleben, auch ohne 
Inanſpruchnahme der Erwerbsloſenunterſtützung über⸗ 
windenkönnen. Eine ſolche Siedlung koſtet gegenwärtig 
etwa 7 500.— RM, nicht 20000. —. Aber auf 
die Summe, die überhaupt gebraucht wird, 
kommt es nicht an, ſondern darauf, was 
davon von den Beteiligten in bar zu leiſten 
iſt. Bei einem jeden, für Siedlungszwecke beſtimmten 
Gute bleibt ein großer Teil der Gebäude wieder 
verwendbar und wird in Siedlungshäuſer umge⸗ 
wandelt. Auch das Land iſt gewöhnlich faſt in voller 
Höhe belaſtet. Bei der Siedlung wird dieſe Be- 
laſtung unterverteilt. Es iſt alſo nur ein verhältnis⸗ 
mäßig geringer Teil der Geſamtkoſten heute in bar 
zu zahlen. Im allgemeinen werden für eine Stelle, 


Außerdem gibt Dr. Saaſſen der vor⸗ 
ſtädtiſchen Kleinſiedlung deswegen den Vorzug, 
land⸗ 


wie ſie oben bezeichnet iſt, 3000. — RM benötigt 
werden, alſo dasſelbe, was bei der Stadtrandſiedlung 
für die einzelne Stelle gebraucht wird. Dieſe Summe 
verringert ſich hier wie dort durch die Erſparnis, 
die der Siedler durch Mithilfe bei der Errichtung 
der Siedlung ſelbſt erarbeitet hat. Vergleicht man 
dagegen das Ergebnis beider Siedlungsvorgänge, 
ſo wird man zugeben müſſen, daß der auf 20 Morgen 
angeſetzte Siedler auf weite Sicht geſehen uns weniger 
Sorge zu machen braucht, da er der öffentlichen 
Unterftügung auf jeden Fall dauernd entzogen it. 
Dieſe Feſtſtellung berechtigt zu der 
Forderung, daß die Mittel der Gtadt- 
randſiedlung nicht mehr für eine halbe 
Löſung bereitgeſtellt werden dürfen. 
Man ſoll vielmehr aufs Ganze gehen 
und ſie zu einer weitgehenden Umjied- 
lung der ſtädtiſchen Bevölkerung aufs 
Land verwenden, ſoweit dieſe Bevölkerung ſich 
für eine ſolche Umſiedlung eignet. Soviel Land, 
wie zur Durchführung dieſes Planes im gekenn⸗ 
zeichneten Rahmen benötigt wird, iſt bei den augen⸗ 
blicklichen Verhältniſſen auf dem landwirtſchaftlichen 
Gütermarkt vorhanden. 


Es muß aber ferner volle Klarheit darüber ge⸗ 
ſchaffen werden, welche Wirkung die Stadtrand— 
ſiedlung auf die Entwickelung unſerer Städte haben 
wird. 


Dr. Saaſſen fordert ſelbſt, daß die Menſchen 
auf das Land gebracht werden müſſen. Aber was 
im Wege der Stadtrandſiedlung geſchieht, hat nicht 
die mit dieſer Forderung angedeutete Wirkung. Sie 
führt nicht zur Befreiung des Menſchen aus der beſtehen⸗ 
den Arbeitsnot, ſondern verewigt in ihrem Endergebnis 
die Großſtadt und damit die Notwendigkeit der 
Arbeitsloſenunterſtützung. Wer ſich auf dem Ge⸗ 
lände der Großſtadt anbaut, bleibt Großſtädter. 
Er vergrößert ſie, verewigt die Großſtadt. Die 
Großſtadt wird ihm nur in den ſeltenſten Fällen 
die zuſätzliche Arbeit bringen können, die als Vor⸗ 
ausſetzung ſeiner Anſetzung am Stadtrande ange— 
ſehen wurde, geſchweige denn die notwendige volle 
Arbeit, die der Siedler auf einer Gartenſtelle doch 
nicht entbehren können wird. Die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung wird durch ihn nicht abgebaut, ſondern 
verewigt, denn die Ausbeute des Gartens bedeutet 
für den Stadtrandſiedler in den erſten Jahren 
Koſten, in den ſpäteren Jahren bringt ſie, von 
wenigen Ausnahmen abgeſehen, ſo geringe Erträg⸗ 
niſſe, daß ſie als nennenswerte Zubuße zu den 
allgemeinen Einnahmen nicht angeſehen werden 
können. In Kriſenzeiten wird der Stadtrandſiedler 
aus dem Garten unmöglich leben können. Durch 
die Art ſeiner Anſetzung wird aber auch verhindert, 
daß er anderweitig Arbeitsmöglichkeiten ſuchen kann. 
Es iſt vielmehr zu befürchten, daß die Zuſammen⸗ 
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von Siedlermaſſen, wie die Stadtrand⸗ 
En fie in den geltenden Beſtimmungen 11 
notgedrungen zu einem antiſozialen an = 
wird, denn dieſe Leute, die an der Grenzlinie 
wohnen und damit weder in der Stadt noch auf 
dem Lande Arbeit finden, müſſen ſich eines 7 5 
über die Verantwortlichen entrüſten, die ſie 9 ey 
ohne ihnen die Gewähr für die sa Arbeit, 
und ſei es auch nur eine zuſätzliche, 1 = | 
äre es unter dieſen Umjtänden ni t richtiger, 
1 wirklich aufs Land zu bringen und he 
auch zu kleinen aber ſelbſtändigen . 
machen? Es braucht dieſes, wie bereits 1 1 
iſt, keine Bauernwirtſchaſt zu ſein. Es 15 55 
dieſe Zwecke die bereits geſchilderte Sa & a 
wo aus der Siedler nach Möglichkeiten 97 15 
halten kann, ſein erlerntes Handwerk, Gewer 5 a 
ſachgemäß auszunutzen. Solche Gelegenheiten ie 4 
ſich auf dem Lande mehr als man im allgemeine 
annimmt. Allein dadurch, daß man die Be 
Umſiedlung mit der Bauernſiedlung in engere Ver⸗ 
bindung bringt, entſtehen neue en 
auf gejunder Grundlage. Selbſtverſtändlich wir 
man für eine angemeſſene Miſchung großer und 
kleiner Stellen nach den in jedem Einzelfalle ge⸗ 
gebenen Vorausſetzungen Rechnung tragen müſſen. 
Geht man ſo vor, dann iſt den Großſtädten die 
Sorge, was aus der Stadtrandſiedlung in Zukunft 
wird, genommen. Soweit die Abſichten der Stadt⸗ 
randſiedlung aber dahin gehen, die Stadtbewohner 
mit Gartenland zu verſehen, kann dieſes in Form 
des Pachtgartens geſchehen, wofür genügend Land 
im Bereich der Städte zur Verfügung ſteht. Hier 
mag der Arbeiter, wenn er nicht genügend ander⸗ 
weit beſchäftigt iſt, ſich eine Zubuße für ſeinen 
Lebensunterhalt erwerben. . 
nn dann die Kurzarbeit eingeführt wird, dan 
könnte bei planmäßigem Vorgehen ſchließlich eine 
Löſung der großſtädtiſchen Arbeitsloſenfrage und 
damit zugleich eine Milderung der bekannten finanz⸗ 
politiſchen Schwierigkeiten erreicht werden, ohne 
daß Reichsmittel hierfür verwendet zu 
werden brauchen. 8 
ber bei den Großſtädten die ' 
12 wii de kann die Kleinſiedlung im 
Sinne einer Anſetzung auf lebensfähigen Stellen 
ſtärker auf die Kleinſtädte übertragen werden. Dieſe 
Städte ſind enger verbunden mit dem platten Lande 
und von dem ländlichen Teil der Kreiſe nicht zu 
trennen. Die wirtſchaftliche Verbundenheit zwiſchen 
Stadt und Land iſt bereits vorhanden. Die Bindung 
an die politiſche Stadtgemeinde iſt auch hier 55 
höchſten Grade unzweckmäßig. Die Bevölkerungs⸗ 
bewegung kümmert ſich nicht um Gemeindegrenzen. 
Die flutet vom Land zur Stadt und umgekehrt, 
ja darüber hinaus von Provinz zu Provinz. Des⸗ 
halb iſt es richtig, dieſe Bevölkerungsbewegung inner⸗ 
halb des Wohnungsbaues über große Wirtſchafts⸗ 
bezirke zu beeinfluſſen. 


Welche unerfreulichen Wirkungen die Vernach⸗ 
läſſigung ſolcher grundlegenden Geſichtspunkte hat, 
haben wir in den 10 Jahren unſeres bisherigen 
Wohnungsbaues zur Genüge erlebt. Wir ſtehen 
heute vor der Tatſache, daß in einigen Städten 
zu viel, in anderen zu wenig Wohnungen vorhanden 
ſind, weil die Frage der Arbeitsmöglichkeit für die 
Bewohner bisher überhaupt nicht berüdjichtigt 
worden iſt. 


So nur iſt es möglich, daß nach den in dieſem 
Monat angeſtellten Erhebungen in vielen oſtpreu⸗ 
ßiſchen Städten bis zu 10 000 Einwohner keine 
Wohnungen zu erhalten ſind, während in anderen 
Orten Wohnungen in reichlichem Ausmaße ange⸗ 
boten werden. Andererſeits wurde mir neulich von 
dem Vertreter einer Stadt erklärt, es ſei ſchade 
um den Verſuch der Stadtrandſiedlung, aber das 
Geld ſei da und man müſſe es nehmen, denn es 
fließe ja doch in den ſtädtiſch umgrenzten Wirt⸗ 
ſchaftsraum. Auf das „Wie“ komme es zunächſt 
nicht ſo ſehr an. Dieſen Standpunkt wird der 
Reichskommiſſar zwar nicht billigen, aber die Ver⸗ 
hältniſſe liegen nun einmal ſo. 


Deutlicher als bisher erkennt man heute, daß 
für die Aufgaben des Wohnungsbaues der Rahmen 
mindeſtens ſoweit erweitert werden muß, wie der 
Bereich einer Provinz reicht. 

Nach allem muß man zu dem Ergebnis kommen, 
daß die Stadtrandſiedlung ſich als ein Fehlſchlag 
auswirken muß. Die Frage der Bereitſtellung eines 
Gartens für arbeitsfrohe Menſchen läßt ſich von 
der Wohnung trennen und iſt dann leichter und 


unbedenklicher durchzuführen als wenn man ſie mit 
ihr in Verbindung bringt. 


Mein Vorſchlag geht daher dahin: 


1. Die Großſtädte müſſen gezwungen werden, 
Gärten in großen Mengen anzulegen und ſie 
an Arbeiter abzugeben, die wenig oder gar 
keine Arbeit in der Stadt haben. Dafür 
brauchen aber keine Reichs- oder Staatsmittel 
bereitgeſtellt zu werden, denn die Städte 


können die Gärten aus eigenen Liegenſchaften 
abgeben. 


Der Bau von Wohnungen iſt zu fördern, 
aber nur in den Kleinſtädten und auf dem 
Lande. Hier aber iſt ſo vorzugehen, daß jede 
Wohnung als Siedlung aufgezogen wird, und 
zwar als Nebenerwerbsſiedlung. 


3. Der Rahmen, in dem dieſe Beſiedlung zu er⸗ 
folgen hat, darf nicht die einzelne Stadt, 
ſondern muß die Provinz ſein. a 


iv 


Eine vorſtädtiſche Siedlung, die ſich auf dieſer 
Grundlage bewegt, wird Gutes ſchaffen. Die Gelder, 
die hierfür verwandt werden, werden in wirkſamſter 
Weiſe verwandt, und ſo wird auch die vorſtädtiſche 
Siedlung eine Geſundung für das Volk bedeuten. 
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Gurſen, 10. Arbeitstag 


Gurſen, 17. Arbeitstag 


Gurſen, eine Erwerbsloſenſiedlung 


von Georg Becker, Direktor der Heimſtätte Grenzmark G. m. b. H., Schneidemühl. 


Eine Reihe von Verſuchen ländlicher Siedlungen 
— namentlich in Mecklenburg — hat gezeigt, welche 
Einſparungsmöglichkeiten bei der heutigen Art der 
Siedlungs durchführung vorliegen. Dieſe find ge⸗ 
geben: 

1. bei den Bauten, 
2. bei der Zwiſchenwirtſchaft, 
3. bei den öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſen. 


Auf die Notwendigkeit günſtiger Land⸗ und In⸗ 
ventarankaufspreiſe ſoll hier nur kurz hingewieſen 
werden. Sie ſind Vorbedingung für eine rentable 
Wirtſchaft. 

Die Heimſtätte Grenzmark G. m. b. H., Schneide⸗ 
mühl, hat es ſich angelegen ſein laſſen, unter Be⸗ 
achtung der vorgenannten Einſparungsmöglichkeiten 
Erwerbsloſen ohne jedes Eigenkapital die Über- 
nahme einer etwa 32 Morgen großen Siedlerſtelle 
zu ermöglichen. 

Sie hat die ca. 2600 Morgen große Domäne 
Gurſen im Kreiſe Flatow erworben und für Land 
einſchl. Inventarbeſetzung einen Preis von etwa 
RM 90.— pro Morgen angelegt. Die Domäne 
liegt an der Chauſſee Flatow / Jaſtrow und gehört 
zum Dorfe Gurſen. Der Boden iſt durchſchnittlich 
5.— 7. Klaſſe. Es handelt ſich alſo um leichten 
Boden, der jedoch in guter Kultur iſt. Die nächſte 
Bahnſtation iſt 3 km, Molkerei 4 km entfernt. 
Straßen⸗ und Wegeverhältniſſe ſind als gut zu 
bezeichnen. Auf dem Gute arbeiten 13 Deputat⸗ 
und 17 Freiarbeiterfamilien, von denen 24 Familien 
mit angeſiedelt werden, während die reſtlichen zum 
1. April 1932 anderweit Stellung angenommen 
haben. 

Das Projekt mußte alſo von vornherein die An⸗ 
ſetzung von 24 bereits ortsanſäßigen Familien er⸗ 


faſſen. Weitere 40 Erwerbsloſenfamilien ſollten 
auf Grund eines Aufteilungsplanes eine lebens⸗ 
fähige Ackernahrung erhalten. Zu Grunde gelegt 
wurde als Durchſchnittsgröße die Rinderſpannſtelle 
mit rd. 32 Morgen. Zur Bearbeitung der Außen⸗ 
ſchläge ſind außer den genannten Stellen 4 Bauern⸗ 
ſtellen mit je rd. 66 Morgen und eine Fiſcherſtelle 
ausgelegt worden, ſodaß alſo insgeſamt 69 Stellen 
vorgeſehen ſind und zwar: 


4 Bauernſtellen zu 16,5 ha = rm. 66 ha 
38 Erwerbsloſenſiedlungen zu 8 ha = „ 304 
2 Handwerkerſiedlungen zu 5,4 „ = „ 10,8 „ 
2 Handwerkerſtellen f. Gutsarbeiter 
e e „ 1108 „ 
15 Rinderſpannſtellen f. Gutsarbeitet 
zu 6,5 ha „% 975 „ 
Landzukauf durch 7 Gutsarbeiter „ 
1 Fiſcherſtelle . „ EN 
Anliegerland für benachbarte Siedler 
und Kleinbauern 8 
Reſervatland . 2 
Torfſtich zur gemeinfiaftichen Aus⸗ 
nutzung 5 ee 
Dann ee Be nes ROERERE 
Wege und Unland — 


Ze 650,1 ha 


Bon den vorhandenen Gebäuden fonnten 30 zu 
Siedlerſtellen umgebaut werden und zwar 
26 zu Rinderſpannſtellen, 
2 zu Handwerkerſtellen, 
2 zu Bauernitellen. 
Neu errichtet wurden 22 Stellen und zwar: 
2 Bauernſtellen, 
18 Rinderſpannſtellen, 
2 Handwerkerſtellen. 
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Gurſen, 25. Arbeitstag 


17 auf dem Gut vorhandene Landarbeiter hatten 
zum Teil Eigenheime, die ausgebaut werden, ein 
Teil errichtet Eigenheime aus Mitteln der wert⸗ 
schaffenden Arbeitslojenfürjorge. 8 N 

Soweit die Gutsarbeiter Eigenheime beſitzen, 
kaufen ſie das ihnen zuzuteilende Land aus Mitteln 
der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge, ſodaß die 
hierbei zur Auslegung kommenden Gutsflächen aus 
dem Rentengutsverfahren ausſcheiden. 

Der Heimſtätte blieben noch drei weſentliche Auf- 
gaben zu löſen: 


1. Schaffung des Eigenkapitals durch Selbſthilfe 


der Siedler. 

2. Einſparung von Baukoſten durch Typenver⸗ 
einfachung, 8 e 

3, Verbilligung der Zwiſchenwirtſchaftskoſten. 

Zu 1. Da zur Durchführung der Zwiſchenwirtſchaft 
bis zum 1. April 1932 die bisherige Belegſchaft 
von 30 Gutsarbeitern vorhanden iſt, bedeutet die 
Herübernahme von 40 Erwerbsloſenfamilien eine 
Mehrbelaſtung des Zwiſchenwirtſchaftsbetriebes. 
Dieſe Mehrbelaſtung konnte dadurch ausgeſchaltet 
werden, daß die Stadt Berlin, von der die Erwerbs⸗ 
loſen aus den Reihen des Selbſthilfe⸗Siedlerbundes 
der Erwerbsloſen e. V., Berlin, zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt waren, ſich bereit erklärt hat, für die Dauer 
eines Jahres vom Tage der Ausſiedlung aus 
Berlin an RM 100.— je Familie und Monat — 
bei Zugrundelegung einer vierköpfigen Familie — 
für die Wohlfahrtsunterſtützten zu zahlen. Von 
den 40 Familien ſind 21 Wohlfahrtsunterſtützte. 
Die weiteren 19 werden im Wege des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes beſchäftigt, erhalten hierfür alſo für 
die Dauer von 20 Wochen die geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Tagesſätze. Der Magiſtrat Berlin hat 
ich entgegenkommenderweiſe bereit erklärt, für die 
der Arbeitsloſen- und Kriſenfürſorge angehörenden 
Erwerbsloſen von dem Tage an, an dem ſie bei 
weiterem Verbleib in Berlin wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützungsberechtigt geworden wären, den bereits er⸗ 
wähnten Betrag von RM 100.— pro Monat 
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Flächenſtizze 

und Familie für die Dauer eines Jahres vom 
Tage der Ausſiedlung ab zu Verfügung zu ſtellen. 
Da die 19 Erwerbsloſen innerhalb der 20 wöchigen 
Freiwilligen⸗Arbeitsdienſtzeit durchweg in die 
Wohlfahrtsfürſorge hätten übernommen werden 
müſſen, erhalten ſie nach Ablauf der 20 Wochen 
gleichfalls bis zu einem Jahre nach ihrer Ausjied- 
lung vom Magiſtrat Berlin eine Unterſtützung von 
RM 100.— pro Familie und Monat. 

Auf dieſe Weiſe bedeuten die an und für ſich auf 
dem Gut überzähligen Arbeitskräfte keine Mehr⸗ 
belaſtung für die Zwiſchenwirtſchaft unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß es gelingt, innerhalb eines Jahres 
die Erwerbsloſen für die Übernahme der Siedler⸗ 
ſtellen vorzubereiten. 

Durch die vorſtehend dargelegte Unterſtützung 
durch den Magiſtrat Berlin iſt es möglich, die von 
den Siedlern geſchaffenen Werte — Selbſthilfe bei 
den Bauten uſw. — in voller Höhe als Eigen- 
leiſtung in Anrechnung zu bringen. Die Siedler 
können Eigenkapitalerſparungen erreichen durch 
Hilfe bei Erſtellung der Bauten, Meliorationen, 
Wege⸗ und ſonſtigen Kulturarbeiten, die als wert⸗ 
verbeſſernd bei der Abrechnung des Giedlungs- 
verfahrens ſeitens der Landeskulturbehörde aner⸗ 
kannt werden. Die Erwerbsloſen ſowie ihre Frauen 
ſtammen durchweg aus der Landwirtſchaft. ber 50% 
von ihnen ſind in Oſtprovinzen landwirtſchaftlich 
tätig geweſen. Da ſie jedoch zum Teil ſeit mehreren 
Jahren nicht mehr in der Landwirtſchaft gearbeitet 
haben, muß ihre Eignung im Laufe des Wirtſchafts⸗ 
jahresfeſtgeſtellt werden. Unterſtützt werden ſie von 
der Heimſtätte Grenzmark durch theoretiſchen Unter⸗ 
richt, für den ſich liebenswürdigerweiſe auch die 
Landwirtſchaftskammer der Provinz Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen mit ihrem für Siedlungen be⸗ 
ſonders geſchulten Apparat zur Verfügung geſtellt 
hat. Die ſich bei den bereitgeſtellten Unterſtützungen 
ſowie den Mitteln aus dem freiwilligen Arbeits- 


Abbildung 1 


dienjt für die einzelnen Siedlungsanwärter er⸗ 
gebenden Differenzen werden dadurch ausgeglichen, 
daß dieſe ſich bereit erklärt haben, ſich ſämtliche 
Unterſtützungen und Arbeitsdienſteinnahmen gleich- 
mäßig in Anrechnung bringen zu laſſen. 


Die Heimſtätte Grenzmark hat zu ihrer eigenen 


Sicherung die Erwerbsloſen zunächſt mit vier⸗ 
wöchiger Kündigung mit der Verpflichtung ange⸗ 
ſtellt, daß ſie jede von der Heimſtätte vorgeſchriebene 
Arbeit durchzuführen haben. Als Gegenwert für 
ihre Leiſtungen iſt ihnen ein Anrecht auf eine Siedler⸗ 
ſtelle in den vorerwähnten Größen bei Eignung 
zugeſagt worden. Die Eignung ſoll im Laufe eines 
Jahres feſtgeſtellt werden. 


Zu 2. Eine weſentliche Belaſtung aller Siedlerſtellen 


bedeuteten bisher die Bauten. Hier mußten grund 
legende Einſchränkungen vorgenommen werden. 
Hinzu kam in dem Fall Gurſen, daß die vorge⸗ 
ſchrittene Jahreszeit — die Verhandlungen über 
den Ankauf des Gutes konnten erſt Ende Oktober 
zu einem Abſchluß gebracht werden — Maſſivbauten 
nicht mehr ermöglichte. Die Heimſtätte wollte auf 
alle Fälle die Familien der auszuſiedelnden Leute 
noch vor Weihnachten nach Gurſen bringen. Sie 
hat ſich daher zur Holzbauweiſe entſchloſſen. 
Die beigefügten Abbildungen der Bauten zeigen 
ihre verſchiedenen Fertigſtellungsſtadien. Die Bau⸗ 
weiſe ſelbſt ſtellt keinen Verſuch dar. Wie aus der 
nachſtehenden Flächenſkizze erſichtlich it, beſtehen 
bequeme Erweiterungsmöglichkeiten. Die Räumlich⸗ 
keiten genügen für die erſten Jahre, ſodaß die 
Siedler, falls ihnen nicht Mittel von anderer Seite 
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Vollbauernſtelle im Holzfachwerksbau 


zur Verfügung geſtellt werden, eine Erweiterung 
erſt nach wirtſchaftlicher Feſtigung vorzunehmen 
brauchen. Die Erweiterung der Aufbaugehöfte nach 
einigen Jahren iſt durch die neuen Siedlungsricht⸗ 
linien erheblich erleichtert worden. 

An Belaſtungen durch die Bauten entfallen auf 
die Stellen etwa RM 110.— pro Morgen, ſodaß 
für Gebäude, Land und Inventaraufwendungen 
rd. RM 200.— Koſten je Morgen entſtehen. 

Die Holzbauweiſe dürfte ſich inſofern beſonders 
für Erwerbsloſenſiedlungen eignen, als ſie ſehr 
raſches Erſtellen der Bauten ermöglicht und ſchnell 
trockene Räume ſchafft, ſodaß bei Selbſthilfe der 
Siedler deren Familien in verhältnismäßig kurzer 
Zeit nachziehen können. 


Zu 3. Die Domäne iſt mit voller Ernte im Herbſt 


1931 übernommen worden. Die Zwiſchenwirtſchaft 
ſoll bis zur nächſten Ernte durch die Heimſtätte 
durchgeführt werden. Die überplanmäßigen Arbeits⸗ 
kräfte werden, wie dies ſchon unter 1. dargelegt iſt, 
durch die vom Magiſtrat Berlin bereitgeſtellten 
Unterſtützungen bezahlt, ſodaß nur die normalen 
Zwiſchenwirtſchaftskoſten entſtehen. In dem Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1931/32 erfolgt Geſamtbewirtſchaftung 
des Gutes. Mit der Ernte 1932 ſollen die einzelnen 
Stellen an die Siedler übergeben werden. Die 
Ernte wird entſprechend der von den Siedlern zu 
übernehmenden Flächengröße verteilt. Soweit das 
lebende und tote Inventar nicht zur ordnungs⸗ 
mäßigen Bewirtſchaftung der einzelnen Stellen 
ausreicht, wird dies bis zur Übernahme durch die 
Siedler entſprechend ergänzt. Die Bauernſtellen 


Abbildung 2 Vollbauernſtelle in Crangen, Kreis Schlawe (Hofjeite) 


ie die Fiſcherſtelle werden an neu Hinzuziehende 
ern 1 und Rente verkauft. 5 
lich⸗rechtlichen 1 = 05 
i „Gemeinde- und ſon ben 
1 den wirtſchaftlichen ar 1 
Siedler möglichſt niedrig gehalten. Es ge Ai 5 
da Schul⸗ und Kirchenverhältniſſe günſtig Li 1 
der Geſamtbeſiedlung ergibt ſich für 155 15 
32 Morgen großen Stellen eine Belaſtung di Be 
RM 8,75 Rente pro Jahr und Morgen. Hier \ 
bereits die Inventarmitgabe berückſichtigt wor f 
Zuſammenfaſſend muß geſagt werden, daß en 
bei der Erwerbsloſenſiedlung Gurſen um en 
Verſuch handelt, deſſen Zweckmäßigkeit ws a 
Laufe des Sahres 1932 erweiſen wird. 5 = 
herigen Erfahrungen mit den Siedlern ſin f 1 
Der Gemeinſchaftsgeiſt hat die Leute 115 5 
ſchwierigſte Bedingungen in Bezug auf Unter 


uſw. reibungslos überwinden laſſen. Die Auswahl 
der Siedler erfolgte unabhängig von politiſchen 
und konfeſſionellen Bindungen, lediglich unter dem 
Geſichtspunkt möglichſter Eignung. 

Engſte Zuſammenarbeit aller mit der Durch⸗ 
führung verbundener Stellen ſowie intenſivſte Be⸗ 
treuung durch den Verfahrensträger ſind Vorbe⸗ 
dingung für die Anſiedlung von ſtädtiſchen Erwerbs⸗ 
loſen. Hierbei iſt neben der landwirtſchaftlichen 
und techniſchen Arbeit die Hilfeleiſtung bei der 
inneren Umſtellung der Siedler auf ihre neue Lebens⸗ 


aufgabe von erheblicher Bedeutung. 


Die bisherige Entwicklung des Verſuches Gurſen 
läßt ſchon heute die Hoffnung berechtigt erſcheinen, daß 
es unter Berückſichtigung der gemachten Erfahrungen 
möglich ſein dürfte, über die hier angeſetzten 40 Fa⸗ 
milien hinaus weiteren Erwerbsloſen eine auskömm⸗ 
liche Exiſtenz in der Landwirtſchaft zu bieten. 


Verſuche mit der Holzbauweiſe in Pommern 


von Regierungs- und Kulturrat Gertz, Köslin. 


erſuchen aus dem oſtpreußiſchen Arbeitsgebiet. 
Heimſtätte 
en Aufſatz 


20 Gehöfte in der vom Preußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium empfohlenen Holzbauweiſe errichtet 
worden. Es handelt ſich um verſchiedene Bautypen 
für Handwerker, Kleinbauern und Vollbauern. Ein 
Teil der Siedlerſtellen iſt bereits bezogen. Der 
reſtliche Teil wird nach der Fertigſtellung den Sied⸗ 
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lern noch in dieſem Winter übergeben werden. Bei 
dieſen Holzbauten iſt es ohne unwirtſchaftliche Ein⸗ 
ſparungen möglich geweſen, die Preiſe für Hand⸗ 
werkerſtellen auf 4000. — RM, für Vollbauernſtellen 
auf 5000. — bis 6000. RM zu ſenken. In Abbildung 1 
iſt die gewählte Konſtruktion des Holzfachwerks ge⸗ 
zeigt. Die hierbei aus Sparſamkeitsgründen ange⸗ 
wandte leichte Dimenſionierung aller Teile ſowie 
die Geſtaltung und die Abmeſſungen des Grund⸗ 
riſſes führten zwangsläufig zur Anwendung des 
flachen Pappdaches. Bei dem Erdgeſchoß des Wohn⸗ 
und Stallteiles wurde auf beſonderen Wunſch der 
Siedler das Holzfachwerk mit einer als Vormauerung 
mit Verputz ausgeführten „ ſteinſtarken maſſiven 
Wand verſehen. Alle übrigen Umfaſſungswände 
des Gebäudes wurden außen mit karbolinierter Ver⸗ 
bretterung umkleidet. Neuerdings ſoll ein weiterer 
Verſuchsbau ausgeführt werden, bei dem die ge= 
ſamten Außenwände, alſo auch des Wohn- und 
Stallteiles vollſtändig mit Stülpſchalung verſehen 
werden. 

Größte Einfachheit neben Zweckmäßigkeit herrſcht 
auch bei der Innenausſtattung. Die Stalleinrich⸗ 
tung iſt grundſätzlich aus Holz hergeſtellt; aus 
Holz ſind die Pferdekrippen, die Kuhkrippen und 
vor allen Dingen die Schweinebuchten und Schweine⸗ 
tröge. Um Platz zur Unterbringung der Winter⸗ 
vorräte zu haben, iſt auf die Unterfellerung der 
Küche oder bei hohem Grundwaſſerſtand auf den 
Einbau eines Hochkellers in den Scheunenraum 
nicht verzichtet worden, während die Einrichtung 
des Hühnerſtalles im Scheunenraum dem Siedler 
überlaſſen bleibt. 

Im übrigen weiſt das Gehöft genügend Wohn⸗ 
und Wirtſchaftsraum für die erſten Jahre auf. 
(Abb. 2 und 3) Bei dem Gehöftstyp für eine Voll⸗ 
bauernſtelle enthält der Wohnteil neben der Küche 
zwei Zimmer im Erdgeſchoß und eine Stube im 
Obergeſchoß; es find alſo 57 qm Wohnraum vor⸗ 
handen. Der Stall mit einer Grundfläche von rund 
90 qm (+7,70 qm für Futterküche) hat Platz für 
2 Pferde, 6—7 Stück Rindvieh und weiſt 4 Schweine⸗ 
buchten auf. Scheunen- und Stallbodenraum ent⸗ 
halten 1100 cbm Inhalt und dürften auch dann 
noch als ausreichend anzuſprechen ſein, wenn der 
Siedler bei einem Anwachſen des Viehbeſtandes 
zu deſſen Unterbringung den Banſen neben dem 
Stall ausbauen muß. Zweckmäßigerweiſe werden 
die Kühe hier untergebracht, um den Forderungen 
des Milchgeſetzes zu genügen. Die Gehöfte für 
die kleineren Wirtſchaften, 30 Morgen- und Hand- 
werkerſtellen, ſind in ähnlicher Weiſe gebaut, natür⸗ 
lich in kleineren Abmeſſungen und mit entſprechend 
geringerem Stall- und Scheunenraum. 

Die Baukoſten für die einzelnen Typen betrugen 
für Vollbauernſtellen 5 500. — bis 6 000. — RM, 
für Einſpänner⸗(Kuhbauern-) ſtellen 5 000. — und 
für Handwerkerſtellen 4000. — bis 4 500.— RM. 
Allerdings muß hierbei berückſichtigt werden, daß 
die Siedlungen, in denen die Verſuchsbauten auf: 


geführt wurden, ſehr günſtig zu Holzverarbeitungs⸗ 
ſtätten lagen und daß die Materialanfuhrkoſten 
nicht zu hohe wurden. 

Bewährt ſich die beſchriebene Holzbauweiſe, ſo 
wird es möglich ſein, auch minderbemittelten Siedlern, 
insbeſondere arbeitsloſen Landarbeitern in größerer 
Zahl als bisher ohne große Aufwendungen auf 
ſelbſtändigen Ackernahrungen zu einer geſicherten 
Exiſtenz zu verhelfen. Dabei tritt durch die zu er⸗ 
wartenden geringen Anzahlungen nicht nur nicht eine 
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Abbildung 3 Grundriß und Schnitt der in Abb. 1 und 2 


gezeigten Vollbauernſtelle. Entwurf und Bauleitung: 

Pommerſche Heimſtätte, Zweigſtecke Köslin. 
Erhöhung der jährlichen Rentenzahlungen ein, dieſe 
ſenken ſich durch die billigen Bauten vielmehr derart, 
daß die Wirtſchaften ſelbſt in der heutigen Zeit als 
kriſenfeſt zu bezeichnen ſind. Unter Zugrundelegung 
eines 4⸗Prozent⸗Durchſchnittsſiedlungskredites beträgt 
bei einer 60⸗Morgenſtelle die Gebäudebelaſtung je 
Morgen 12.— RM bei einem Gebäudekapital von 
12 000.— RM und nur 4.— RM bei einem Ge⸗ 
bäudekapital von 6000. — RM. Durch die neuen 
Holzgehöfte iſt alſo die jährliche Zinſenlaſt je Morgen 
gegenüber den Wirtſchaften mit 18000. — RM Ge- 
bäudekoſten um 8.— RM und bei denen mit 
12 000.— RM Gebäudekoſten um 4.— RM geſenkt 
worden. Das ſind Zahlen, die bei den heutigen 
geringen Preiſen für die landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
dukte bereits ein gewichtiges Wort bei der Aus⸗ 
weiſung und der Rentabilität neuer Wirtſchaften 
mitſprechen. Nicht einberechnet ſind dabei die Vor⸗ 
teile, die eine hart bedrängte Wald- und Holz⸗ 
wirtſchaft bei einem verſtärkten Abſatz ihrer Er⸗ 
zeugniſſe hat. 

Gewiß laſſen ſich gegen die verſuchsweiſe auf- 
geführten Bauten Bedenken äußern. Inwieweit 
ſolche Einwendungen aber eine Berechtigung haben, 
kann erſt die Praxis in den nächſten Jahren ergeben. 
Die bisher bezogenen Gebäude haben irgendwelche 
Mängel noch nicht ergeben, im Gegenteil, es iſt 
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vielmehr ſtets die ſchnelle Beziehbarkeit und das 
ſchnelle Trockenwerden rühmlich hervorgehoben 
worden. Und ſelbſt wenn der Siedler nach einigen 
Jahren einzelne Gebäudeteile ergänzen und ab⸗ 


ändern muß, wiegen dieſe dann leicht zu tragenden 
Koſten bei weitem nicht die Vorteile auf, die in 
der heutigen Zeit eine ſchnelle und billigere Siedler⸗ 
gehöftserſtellung bietet. 


Die Verwertung nicht ſanierungsfähiger Betriebe — ein neues Problem 
für die ländliche Siedlung 


von Regierungsaſſeſſor Emil Pahlke, Berlin. 


kreis „Siedlung und Oſthilfe“ iſt in Heft 2 dieſer Zeitſchrift zum erſten Mal von 
Aſſeſſor i Heft 3 von Dr. Diettrich und Dr. Männel bereits behandelt worden. 
Inzwiſchen brachte das Sicherungsverfahren und die die Ergänzung dazu bildende Entſchuldungs⸗ 


8 GBl. J 59) einen Einſchnitt in die Arbeit der Oſthilfe. 
verndnein Duni.K 22 hie iſt a auch trotz der veränderten Lage dringend erforderlich. Dies iſt 
der Sitzung anerkannt worden, in der die Entſchuldungsverordnung verab⸗ 
und gleichzeitig die Fragen der landwirtſchaftlichen Siedlung beraten wurden. 

Der folgende Aufſatz bringt zunächſt abſchließende Ausführungen zu den umſtrittenen Fragen der 


arbeit zwiſchen Siedlung und 
vom Reichskabinett bereits in 
ſchiedet 


Eine Zuſammen⸗ 


Bodenpreispolitik und ſtellt dann das Problem der Auffangorganiſation in Zuſammenhang mit der Siedlung 
zur Erörterung. Im anſchließenden Aufſatz nimmt Profeſſor Dr. Schneider zu dieſer Frage Stellung und 


unterſucht 


In meinem im Oktoberheft dieſer Zeitſchrift ab⸗ 
gedruckten Vortrage habe ich einige grundſätzliche 
Gedankengänge aus dem Fragenkomplex Siedlung 
und Oſthilfe erörtert, weil es mir notwendig er⸗ 
ſchien, die von der Treuhandſtelle für Umſchuldungs⸗ 
kredite in der Provinz Oſtpreußen G. m. b. H. in 
der Praxis erſtrebte Zuſammenarbeit zwiſchen den 
an der Siedlung und den an der Dithilfe inter 
eſſierten Stellen durch grundſätzliche Erörterung 
feſter zu verankern. Dieſe erſten Ausführungen 
konnten allerdings zunächſt nur die theoretiſchen 
Grundfragen berühren und mußten andrerſeits mit 
Rückſicht auf die in Vorbereitung befindlichen 
Organiſationsänderungen in der Oſthilfe und die 
Neugeſtaltung der Siedlung ſich darauf beſchränken, 
beide Gebiete nach dem Stande zu beurteilen, den 
ſie zu jener Zeit hatten. Nachdem inzwiſchen die 
grundlegenden Veränderungen in der Oſthilfe durch 
das Ausſcheiden von Preußen — bei der Treuhand⸗ 
ſtelle auch der Provinz — und bei der Siedlung 
durch Erlaß der neuen Richtlinien vom 10. No⸗ 
vember 1931 durchgeführt ſind, iſt es an der Zeit, 
auch öffentlich über das wichtigſte Gebiet zu ſprechen, 
auf dem ſich Oſthilfe und Siedlung begegnen, über 
das Gebiet der Verwertung der nicht Janierungs- 
fähigen Betriebe. 

Dieſe Notwendigkeit ergibt ſich umſomehr, als 
es den Anſchein hat, daß der Neuorganiſation der 
Oſthilfe auch eine Neuorientierung folgen wird, 
von der man nur hoffen kann, daß ſie bald zu der 
Erkenntnis kommt, daß die leider verbreitete Gegen⸗ 
überſtellung von Siedlung und Oſthilfe als ſtruktur⸗ 
verändernder gegenüber beſitzkonſervierender Maß⸗ 
nahme allzu oberflächlich iſt und daß ſie infolge 
dieſer Erkenntnis die mühſam gefnüpften Fäden 
zwiſchen Oſthilfe und Siedlung nicht aus grund⸗ 
ſätzlichen Erwägungen oder aus ſolchen des Einzel— 


das Siedlungs- und Oſthilfeproblem unter dem entſcheidenden Geſichtswinkel des Abſatzmarktes. 


Die Schriftleitung. 


falles wieder löſen wird. Das gilt in erſter Linie 
für die hier erhobene Forderung nach Einſatz der 
öffentlichen Mittel unter einheitlichen Geſichtspunkten 
mit einheitlichem Ziel, wobei die Erhaltung der 
Geſamtwirtſchaft, nicht aber die Erhaltung einer 
beſtimmten Summe von Einzelwirtſchaften das Leit⸗ 
motiv ſein muß. Wenn dieſer Gedanke bis zum 
Ende durchdacht wird, endet die Gedankenreihe 
zwangsläufig bei dem Problem der Verwertung 
des vom Gütermarkt nicht aufgenommenen Landes 
und damit bei dem einheitlichen Fragenkomplex: 
Oſthilfe und Siedlung. 

In meinem Vortrage habe ich in erſter Linie 
die Bodenpreispolitik, die von Oſthilfe⸗ und Sied⸗ 
lungsſtellen in weitgehender Übereinſtimmung ver⸗ 
treten worden iſt, einer Kritik unterzogen. Meine 
Ausführungen haben zwei Entgegnungen gefunden, 
die gerade zu dieſem Punkte ſich äußern. Ich 
glaube, daß es für die zukünftige Behandlung der 
hier zur Diskuſſion ſtehenden Probleme nicht mehr 
von großer Bedeutung iſt, die dabei aufgetretenen 
Meinungsverſchiedenheiten über die Vergangenheit 
auszufechten. Beide Entgegnungen laſſen die eine 
Feſtſtellung zu, daß über eine ganze Reihe von 
Fragen, die ſich auf die zukünftige Geſtaltung der 
Verhältniſſe bezieht, Einigkeit beſteht. Darum kann 
ich mich, ohne aber insbeſondere die erſte Entgegnung 
in ihren weſentlichen Punkten anzuerkennen, auf die 
Feſtſtellung beſchränken, daß heute weite Kreiſe 
auf Seiten der Siedlung und auf Seiten der Oſt⸗ 
hilfe erkannt haben, daß ein Zuſammenwirken dieſer 
beiden großen agrarpolitiſchen Maßnahmen ſowohl 
im ſpeziellen Intereſſe dieſer beiden Aufgaben als 
auch weitgehend im allgemeinen ſtaatspolitiſchen 
Intereſſe liegt. Dieſe Entwicklung der herrſchenden 
Auffaſſung, die nicht ohne zahlreiche Schwierigkeiten 
und Differenzen geſtaltet werden konnte, ermöglicht 
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es nunmehr, die Frage der Verwertung des an⸗ 
fallenden Landes offen zu erörtern, dieſes Problem, 
das ſeit mehreren Jahren als das akuteſte hätte 
erkannt werden müſſen, das aber ſelbſt heute noch 
theoretiſch und praktiſch immer wieder vernach— 
läſſigt wird, teils weil die Oſthilfe der Gefahr nicht 
voll entgangen iſt, aus der Geſamtaktion im Wege 
der individuellen Hilfe zu einer ſummierten Indi⸗ 
vidualaktion zu werden, teils weil man noch heute 


in weiten Kreiſen geneigt iſt, das im großen Zu⸗ 


ſammenhange gedachte Verwertungsproblem für 
ein einfaches Zerſchlagungsprogramm zu halten. 


Es muß hier eingeſchoben werden, daß das Problem 
der Auffangorganiſation zwar ſchon ſeit 1928 er⸗ 
örtert wird, daß man es aber immer wieder ver⸗ 
ſtanden hat, die Notwendigkeit einer ernſten Be⸗ 
ſchäftigung mit dieſer Frage zu vermeiden. 1928 
und 1929 hat man ſich entſchloſſen, einerſeits die 
Realiſierung von Forderungen der Perſonalkredit⸗ 
gläubiger im Wege der Verwertung des haftenden 
Objektes durch Ablöſung dieſer Forderungen ſeitens 
der öffentlichen Hand überflüſſig zu machen und 
andrerſeits, ſoweit eine ſolche Übernahme nicht 
möglich war, die Forderungen abſchreiben zu laſſen, 
gleichzeitig aber einen Teil der dadurch benach- 
teiligten Gläubiger — ebenfalls mit Mitteln der 
öffentlichen Hand — zu ſanieren. Im Jahre 1931 
faßte man den Entſchluß, nunmehr auch dieſe For⸗ 
derungen der öffentlichen Hand mehr und mehr ab⸗ 
zuſchreiben und wich damit wiederum dem Verwer⸗ 
tungsproblem aus. Es hat den Anſchein, als ob dies 
mit zunehmender Konſequenz und Bewußtheit gerade 
in neuerer Zeit geſchieht. Damit kommt man 
dann aber bei dem Problem der 1. Hypotheken 
und der Pfandbriefe an, dem — ſoweit bisher 
vorſtellbar — endgültig nicht mehr ausgewichen 
werden kann. Allerdings wird die Durchführung 
des in dem Verwertungsproblem aufgegangenen 
Ausleſeprozeſſes mit jeder der genannten Etappen 
weit ſchwieriger. 


Man kann darüber verſchiedener Auffaſſung ſein, 
ob unter dieſen Umſtänden das Auffangproblem 
zunächſt bis in ſeine Einzelheiten erörtert und 
durchdacht werden ſoll, oder ob es zweckmäßig iſt, 
möglichſt frühzeitig in der Praxis Verſuche anzu⸗ 
ſtellen und zu lernen. Die Erfahrungen, die man 
mit dem Verſuch gemacht hat, die Zuſammen⸗ 
gehörigkeit von Siedlung und Oſthilfe der allge⸗ 
meinen Überzeugung nahezubringen (der die gleichen 
pſychologiſchen Hinderniſſe zu überwinden hatte, die, 
wie oben ausgeführt, der Grund für das Aus⸗ 
weichen vor dem Auffangproblem find), ſprechen 
dafür, mindeſtens beide Wege gleichzeitig zu gehen, 
wenn man nicht ſogar den Sprung in die Praxis für 
wirkungsvoller hält als die eingehendſten Er- 
örterungen. Aus dieſem Grunde erſcheint es mir 
zweckmäßig, zunächſt einmal über den in der Provinz 
Oſtpreußen angeſtellten erſten Verſuch dieſer Art 
zu berichten, um dann ſpäter aus den Lehren dieſes 


Verſuches diejenige Erkenntnis zu ſchöpfen, die zu 
einer Fortſetzung der Aufgabe in großem Rahmen 
erforderlich ſein wird. 

Die Treuhandſtelle, eine kapitalmäßig ganz kleine, 
von Reich, Staat und Provinz als Riſikoträger der 
zweitſtelligen Umſchuldungshypotheken gegründete 
Geſellſchaft, hatte urſprünglich vorwiegend die Auf⸗ 
gabe einer Verrechnungsſtelle zwiſchen den genannten 
Riſikoträgern einerſeits und der eingetragenen Gläu- 
bigerin (Landesbank) andererſeits. Ihre weitere 
Aufgabe jedoch, durch Beſchaffung von Käufern und 
gegebenenfalls eigenes Mitbieten bei Verſteigerungen, 
die Verluſte an Umſchuldungsmitteln nach Möglich- 
keit zu vermindern, ſtellte ſie verhältnismäßig bald 
vor die Notwendigkeit, praktiſche Wege zur Ver⸗ 
wertung großer anfallender Landflächen zu ſuchen. 

Die Umſchuldungsaktion des Jahres 1928 hat — 
unabhängig von der verſchärften Konjunkturkriſe des 
letzten Jahres oder der letzten zwei Jahre — den 
erſtrebten Sanierungserfolg in einer großen Anzahl 
von Fällen nicht gehabt. Von dieſen intereſſieren 
im Zuſammenhang des vorliegenden Aufſatzes nur 
die Betriebe von mehr als 400 Morgen Größe. Es 
muß zunächſt einmal feſtgeſtellt werden, daß der 
Wirtſchaftszuſtand und die Betriebsführung bei dem 
Durchſchnitt der von der Treuhandſtelle zu behan- 
delnden Objekte unter dem Durchſchnitt der Geſamt⸗ 
betriebe gleicher Größenordnung in der Provinz Oſt⸗ 
preußen gelegen hat. Dieſe Betriebe waren ſämt⸗ 
lich Ende 1927 oder im Laufe des Jahres 1928 
dringend ſanierungsbedürftig geworden. Sie waren 
alſo finanziell im großen und ganzen bereits vor rund 
vier Jahren feſtgefahren. Gewiß hat das bei einer 
Reihe von Betrieben an irgendwelchen beſonderen 
Umſtänden gelegen, die nicht verallgemeinert werden 
können. Die Umſchuldungsaktion 1928/30 hat aber 
— und zwar vorwiegend in den Jahren 1928 und 
1929 — ½ der oſtpreußiſchen Eigenbetriebe von 
über 400 Morgen erfaßt, ſodaß angenommen werden 
darf, daß die Zahl derjenigen Betriebe, deren 
ſchwierige Lage ſich aus beſonderen Ereignijjen er⸗ 
klärt, für den Geſamtdurchſchnitt keine entſcheidende 
Bedeutung hat. Wenn man dieſe Vorausſetzung 
zugibt, kommt man zwangsläufig zu der berzeu⸗ 
gung, daß die in dieſer Aktion umgeſchuldeten Be⸗ 
triebe der genannten Größenklaſſe den ſchlechteren 
Teil aus der Geſamtzahl der Betriebe ausmachen, ſei 
es, daß dieſe unterdurchſchnittliche Wertung auf die 
Bodenverhältniſſe, Abſatz⸗ oder Flurlage zurückzuführen 
iſt, ſei es, daß ſie ihren Grund in einer ſchlechteren 
Betriebsführung hat. Dazu kommt, daß ſpeziell in 
der erſten Umſchuldungsaktion eine erhebliche Anzahl 
von Betrieben umgeſchuldet wurde, die bereits ſo 
weit am Ende ihrer Kräfte waren, daß die Sa⸗ 
nierung als ein nahezu hoffnungsloſer Verſuch an⸗ 
geſehen werden mußte. 

Dieſe Erkenntnis war für die Arbeit der Treu⸗ 
handſtelle von weſentlicher Bedeutung. Wenn der 
Durchſchnitt der umgeſchuldeten Betriebe der ge⸗ 
nannten Größenklaſſe qualitativ unter dem Mittel der 
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entſprechenden Geſamtbetriebe Oſtpreußens lag, und 
wenn dabei ungewöhnlich riſikoreiche Umſchuldungen 
vorgenommen waren, dann mußte bei der ſeitdem 
eingetretenen Konjunkturentwicklung die Gefahr ſehr 
zahlreicher Zuſammenbrüche außerordentlich groß 
ſein. Es mußte alſo damit gerechnet werden, daß 
die Treuhandſtelle in weiteſtem Amfange vor die 
Frage geſtellt werden würde, ob ſie bei den vor⸗ 
auszuſehenden Zwangsverſteigerungen die Betriebe 


erwerben oder ob ſie auf die von ihr zu betreuende 


II. Hypothek verzichten ſolle. 


Daß mit einem ſolchen Verzicht und damit regel⸗ 


mäßig der Erſteigerung der Betriebe durch den erſt⸗ 
ſtelligen Gläubiger im Sinne der Geſundung der 
agrariſchen Verhältniſſe der Provinz nichts gewonnen 
wurde, ſtand außer Zweifel, durfte aber bei der 
Aufgabenſetzung der Treuhandſtelle die zu treffende 
Entſcheidung nicht weſentlich beeinfluſſen. j 

Bei richtiger Erkenntnis der Probleme mußte alſo 


die Treuhandſtelle im Laufe ihrer Entwicklung ent⸗ 


weder ihre Arbeit auf ein Mindeſtmaß beſchränken 
und damit auf poſitiv nützliche Tätigkeit verzichten, 
oder aber zu einer irgendwie gearteten Auffangſtelle 
für zuſammenbrechende, umgeſchuldete Betriebe 
werden. Die Entſcheidung iſt im grundſätzlichen 
nach der Richtung gegangen, der Aufgabe des 
Auffangens nicht auszuweichen, ſoweit dieſe Aufgabe 


mit den verfügbaren Mitteln irgend gelöſt werden 
Damit ergab ſich zwangsläufig die Not⸗ 


konnte. 
wendigkeit, den erſten praktiſchen Verſuch einer Auf⸗ 
fangorganiſation zu wagen. 

Daß dieſe Entſcheidung — und zwar nicht etwa 
nur vom finanziellen Standpunkt der öffentlichen 
Hand, ſondern vor allem im allgemein landwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe richtig war, erweiſt der Um⸗ 
fang der Landflächen, für deren Verwertung die 
Treuhandſtelle ſich intereſſieren mußte. Er über⸗ 
ſteigt bis Ende 1931 die Geſamtſiedlungsfläche der 
Provinz aus den beiden letzten Jahren. 

Es wird für die weitere Entwicklung, wenn der 
Zeitpunkt kommt, in dem man auch über den Rahmen 
der umgeſchuldeten Betriebe hinaus dem Verwer⸗ 
tungsproblem nicht mehr ausweichen kann und will, 
wichtig ſein, ſich der Tatſache zu erinnern, daß in 
dem durch die Aufgabenſetzung der Treuhandſtelle 
bedingten Rahmen ein ſolcher Verſuch des Auf- 
fangens bereits einmal angeſtellt worden iſt.“) 
Welches waren die Wege, die zur Löſung dieſer 
Frage verſucht wurden? 

Zwei Verwertungsmöglichkeiten 
grundſätzlich zu unterſcheiden: 
und die Siedlung. 


ſind zunächſt 
der Geſamtverkauf 


) Im folgenden wird ausſchließlich von der Verwertungs⸗ 
tätigkeit der Treuhandſtelle geſprochen. Die Darſtellung 
gibt alſo nicht, wie es vielleicht ſcheinen könnte, einen 
Überblick über das Arbeitsgebiet der Treuhandſtelle über⸗ 
haupt. Ein großer Teil der Erwägungen, die nachfolgend 
im Rahmen der Verwertungsfrage erörtert werden, haben 
die Treuhandſtelle in gleicher Weiſe auch im Sanierungs- 
intereſſe (Sanierungsſiedlung) bewegt. 


Der Geſamtverkauf iſt — darüber erübrigen ſich 
nähere Ausführungen — gerade für weniger reiz⸗ 
volle größere Objekte kein geeignetes Verwertungs⸗ 
verfahren. Allerdings muß man auch beim Geſamt⸗ 
verkauf nach den Erfahrungen der Treuhandſtelle 
zwei Möglichkeiten grundſätzlich unterſcheiden, den 
Verkauf an Familienmitglieder des alten Eigen⸗ 
tümers und den Verkauf an Dritte (Fremdverkauf). 

Der Familienverkauf, der bei nicht ſiedlungs⸗ 
fähigen Objekten gelegentlich die einzige Verwer⸗ 
tungsmöglichkeit ſein mag, weil andere Käufer ſich 
nicht finden, führt regelmäßig unter kaufmänniſchen 
Geſichtspunkten (die für die Treuhandſtelle ihrer 
Zielſetzung nach aber nicht allein maßgeblich waren) 
zu einer denkbar ungünſtigen Verwertung. Einer⸗ 
ſeits ſind die geleiſteten Anzahlungen durchweg niedrig 
— im Geſamtdurchſchnitt bei der Treuhandſtelle 
noch nicht 50 Z der in den anderen Verkaufsfällen 
erzielten Anzahlungen — andrerſeits fehlt dem 
Familienerwerber meiſt das zur wirtſchaftlich zwed- 
mäßigen Fortführung erforderliche Betriebskapital. 
Die Folge davon iſt, daß der Verkäufer regelmäßig 
hohe Beträge neu inveſtieren muß, um die Betriebs⸗ 
überleitung überhaupt zu ermöglichen. Eine Siche⸗ 
rung dieſer Beträge außerhalb des Grundſtücks iſt 
dabei im allgemeinen nicht möglich, da etwaige 
ſonſtige Vermögenswerte zumeiſt bereits vor dem 
Zuſammenbruch in der Hoffnung auf eine Erhaltung 
des Betriebes herangezogen ſind. 

Der Fremdverkauf liegt zwar erfahrungsgemäß 
in allen dieſen Beziehungen weſentlich beſſer. Er 
wird aber umſo ſchwieriger, je größer der Umfang 
der zu verwertenden Landfläche wird, und je 
größer im Einzelfalle das abzuſtoßende Objekt iſt. 
Es dürfte ſich daran auch bei fortſchreitender Korrektur 
des Bodenpreisniveaus nichts ändern, insbeſondere 
nicht, nachdem in der zweiten Hälfte des vergangenen 
Jahres allen Intereſſenten vor Augen geführt iſt, in 
welcher jede Rentabilitätsberechnung ausſchließenden 
Weiſe gerade die Preiſe für Vieh und Viehprodukte ab⸗ 
ſinken können. Wenn der Landwirt nicht mehr die 
Hoffnung hat, die Normallöhne in ſeinem Betriebe 
aus den Milcheinnahmen decken zu können, dann 
kauft er nicht, weil gerade dieſe Relation die 
Grundlage ſeiner Rentabilitätsberechnung iſt. Immer⸗ 
hin erlauben andrerſeits die Erfahrungen der Treu⸗ 
handſtelle auch die Feſtſtellung, daß für wirklich erſt⸗ 
klaſſige Objekte ſich trotz aller Schwierigkeiten immer 
noch Intereſſenten finden. 

Bei der Geſamtverkaufsfrage darf nicht vergeſſen 
werden, daß die bei der Treuhandſtelle zu verwer⸗ 
tenden Objekte — wie es in jedem größeren Ver⸗ 
wertungsrahmen ſein wird — regelmäßig einerſeits 
infolge Auflaufens bevorrechtigter Forderungen und 
erſtſtelliger Zinsrückſtände (zufammen bis RM 50,— 
je Morgen!) und andererſeits infolge Devaſtierung 
in der letzten Zeit vor dem Zuſammenbruch über⸗ 
durchſchnittlich hohe Beträge zur übernahme und 
Wiederingangſetzung koſten. Beim Geſamtverkauf 
pflegt aber die Höhe der Anzahlung im umgekehrten 
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Verhältnis zum erzielbaren Erlös zu ſtehen, wobei 
eine Anzahlung von mehr als 30.— bis 50. — RM 
je Morgen auch bei beſten Objekten regelmäßig über⸗ 
haupt ausſcheidet. Ein Geſamtverkauf führt daher 
zwangsläufig zu hohen Neuinveſtierungen. Ob es 
nicht, um eine planvolle Verwertungspolitik unter 
großen Geſichtspunkten betreiben zu können, immer 
nötig ſein wird, ſich auch finanziell auf dieſe Situ- 
ation einzuſtellen, muß die Zukunft lehren. 

Bei der Beſiedlung kann demgegenüber vorläufig 


damit gerechnet werden, dieſe Summen aus dem 
Ankaufskredit zu decken. Auf lange Sicht wird man 


aber auch hier nicht ohne Mitwirkung der inter⸗ 
eſſierten Gläubiger auskommen. Eine Forderungs⸗ 
realiſierung durch ſubventioniſtiſch verbilligte Mittel 
der öffentlichen Hand ſollte grundſätzlich an die 
Vorausſetzung eigener Leiſtungen geknüpft ſein. 


Die angeführten Erwägungen mußten die Treu⸗ 


handſtelle von vornherein veranlaſſen, das ganze 
Verwertungsproblem unter der doppelten Zielrich⸗ 
tung zu ſehen: Geſamtverkauf und Siedlung. 

Ende 1929 gab es trotz der Ausführungen von 
Herrn Dr. Diettrich über angebliche frühere Teil- 
ſiedlungen ein verbindendes Glied zwiſchen dieſen 
beiden Verwertungsformen nicht. 
die Verwertungsausſichten ein entſcheidender Mangel. 
Da mit zunehmender Größe eines Betriebes die 
Verkaufsmöglichkeiten geringer werden, 
Preiſe je Flächeneinheit in Oſtpreußen ſich weit 
über das im Reichsdurchſchnitt feſtſtellbare Maß 
hinaus ſenken, mußte die Treuhandſtelle bemüht 
ſein, bei Verwertung größerer Betriebe alle Mög⸗ 
lichkeiten zur Verkleinerung vor einem etwaigen 
Geſamtverkauf, der dann ein Reſtgutverkauf wurde, 
auszuſchöpfen. 

Der nächſtliegende Weg hierzu war eine möglichſt 
umfangreiche Anliegerſiedlung. Auf dieſem Wege 
ließ ſich gewiß vieles erreichen. Immerhin lagen 
zwei Schwierigkeiten vor, die je länger je mehr 
hervortraten. Einerſeits war durch die ſeit dem 
Jahre 1929 forciert und nicht immer glücklich be⸗ 
triebene Anliegerſiedlung die Kaufluſt in manchen 
Bezirken erheblich geſunken. Die Erfahrung lehrt, 


daß ſowohl die intenſive Durchführung von An⸗ 


liegerſiedlungen auf begrenztem Gebiet als auch 
etwa einzelne fehlgegangene Verfahren die Kaufluſt 
mindeſtens periodiſch ſtark beeinträchtigen. Damit 
iſt in gewiſſen Fällen für die Verkleinerung er⸗ 
worbener Großbetriebe eine Grenze geſetzt. 


Weſentlicher noch war die zweite Schwierigkeit. 


Die Anliegerſiedlung iſt im Sommer 1929 durch 
das Geſetz über die wirtſchaftliche Hilfe für Oſt⸗ 
preußen in ihrer heutigen Art neu aufgelebt. Sie 
iſt, wie alle diejenigen beſtätigen werden, die in 


großem Umfange damit zu tun gehabt haben, ein 


theoretiſch hervorragender Weg für Sanierung und 


und langwieriges Verfahren. 
fahrensgang und Organiſationsform, die die An⸗ 


Darin lag für 


und die 


geſchloſſenes 
Verwertung, in der praktiſchen Durchführung aber 
ein ganz außerordentlich kompliziertes, ſchwieriges 
Sehr vieles von Ver⸗ 


liegerſiedlung im Jahre 1929 bekommen hat, be- 
friedigt nicht. Weniges iſt bisher gebeſſert. Die 
Vorausſetzung für grundlegende Anderungen lag 
auch erſt vor, wenn zunächſt im Rahmen der be- 
ſtehenden Beſtimmungen das Beſtmögliche geleiſtet 
war. Das im Zuſammenwirken mit den ſonſt be⸗ 
teiligten Stellen zu erreichen, mußte daher als erſte 
Aufgabe erſcheinen. 

Beſonders nachteilig hatte ſich im Laufe der 
Zeit die Tatſache ausgewirkt, daß drei Stellen, 
das Kulturamt, der beauftragte Siedlungsunter⸗ 
nehmer und die in Frage kommende Oſthilfeſtelle, 
nebeneinander an der Verfahrensdurchführung be- 
teiligt waren, ohne daß die Fühlung zwiſchen ihnen 
ſo eng war, daß die zu treffenden Maßnahmen 
mit der wünſchenswerten Schnelligkeit und wirtſchaft⸗ 
lichen Reibungsloſigkeit ineinandergriffen. 

Dieſen letzten Mangel hat die Treuhandſtelle zu⸗ 
nächſt abzuſtellen verſucht und zwar dadurch, daß 
fie eine eigene Anliegerſiedlungsabteilung eintich- 
tete und die bisher dem Siedlungsunternehmer ob⸗ 
liegenden Aufgaben ſelbſt übernahm. Sie bezweckte 
damit — abgeſehen von den von ihr zu vertretenden 
Sanierungsintereſſen — vor allem einerſeits die 
landwirtſchaftliche Verwaltung der Eigenbetriebe 
und die Abverkäufe in wirtſchaftlich zweckmäßiger 
Weiſe auf einander abzuſtimmen und andererſeits 
die Anliegerſiedlung in Umfang und Planeinteilung 
dem geſamten Verwertungsintereſſe unterzuordnen. 
Ohne eigene Einſchaltung einer Verwertungsſtelle in 
die Anliegerſiedlung iſt es, wie die Erfahrungen ge⸗ 
lehrt haben, unvermeidlich, daß entbehrliche Aufwen⸗ 
dungen im Betriebe für abzuverkaufende Flächen ge- 
macht werden, daß Zuſagen beim Verkauf ſpäter 
von der Verwaltung nicht eingelöſt werden u. ä. 
Insbeſondere aber beſteht bei Übertragung der 
Aufgabe an einen privatwirtſchaftlich intereſſierten 
Unternehmer die Gefahr, daß Art und Umfang des 
Abverkaufs von dem Intereſſe an der Proviſion 
anſtatt vom Intereſſe an der Geſamtverwertung 
und wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit beſtimmt wird. 
Sogar die Tätigkeit einer eigenen Abteilung muß 
daraufhin überwacht werden, daß nicht der Wunſch 
nach umfangreichem Erfolgsnachweis die ſachlichen 
Geſamtintereſſen ſtört. 

Durch organiſatoriſche Maßnahmen mußte weiter 
die bedauerliche Langſamkeit, durch die die Anlieger⸗ 
ſiedlung ſich bisher auszeichnete, zu überwinden 
fein. Zahlreiche Verfahren haben zu ihrer Durch⸗ 
führung allein bis zum Abſchluß der Vermeſſungs⸗ 
arbeiten und Entpfändungen zwei Jahre und länger 
gedauert. Die Treuhandſtelle ſetzte ſich das Ziel, 
grundſätzlich in äußerſtens einem Jahr dieſe Arbeiten 
durchzuführen. Weſentlich für die Beſchleunigung 
der Arbeit war ein von ihr im Herbſt 1930 ab⸗ 
Generalabkommen mit einem Ver⸗ 
meſſungsbüro, das ſie einerſeits in die Lage ver⸗ 
ſetzte, den Vermeſſungsauftrag ſehr frühzeitig zu 
geben, und das zum andern für dieſe Arbeit ſelbſt 
beſtimmte Friſten einführte. Zu einem vollen Er⸗ 
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folge würde darüber hinaus noch eine Vereinbarung 
mit den wichtigſten Vorhypothekaren über eine Ver⸗ 
einfachung bei der Durchführung der Entpfändung 
gehört haben. Hier harrt eine ſchwierige Aufgabe 
noch der Löſung. 5 

In dieſer Weiſe wurde — nach der weiter er⸗ 
folgten übernahme der finanziellen Abwicklung der 
Verfahren — auf dem Gebiet der Anliegerſiedlung 
eine klare Abgrenzung der Kompetenzen zwiſchen 
den nunmehr beteiligten zwei Stellen ermöglicht. 
Hervorzuheben iſt, daß in der Frage der Preisbe⸗ 
ſtimmung die ausſchließliche Entſcheidung durch die 
Kulturämter nicht angetaſtet werden konnte und 
durfte. Daß die Treuhandſtelle bei dieſer Ent⸗ 
wicklung ebenſo wie jeder andere Siedlungsunter⸗ 
nehmer vieles erſt allmählich lernen mußte, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. Dieſe Periode iſt auch heute 
noch keineswegs abgeſchloſſen. Der Grund liegt 
zum Teil in der Schwierigkeit der Materie, zum 
Teil darin, daß die Vorbedingungen in einer Reihe 
von Punkten ungünſtig waren, insbeſondere inſo⸗ 


fern, als die Einrichtung der Abteilung in die Zeit 


der Umgeſtaltung der Oſthilfe fiel, als nicht lange 
nach ihrer Errichtung neue Grundſätze, neue Geld⸗ 
mittel und eine neue Dienſtſtelle zu deren Be— 
willigung auf den Plan traten. Einzelheiten inter⸗ 
eſſieren in dem Zuſammenhange dieſes Aufſatzes 
nicht. Abſchließend iſt aber zu ſagen, daß die 
ſelbſtändige Durchführung von Anliegerſiedlungen 
grundſätzlich richtig iſt für jeden, der in großem 
Umfange ſelbſt Landbeſitz erwerben und verwerten 
muß. Organiſation und Arbeitsweiſe einer ſolchen 
Stelle ſind in der verſchiedenſten Art denkbar. 
Das Entſcheidende in dieſer Frage iſt, daß 
nur auf dem Wege einer Zuſammenfaſſung der 
Verwaltungs- und Verwertungsintereſſen in einer 
Hand die notwendige Verfahrensbeſchleunigung und 
Zielklarheit erreichbar iſt, die als unbedingte Vor⸗ 
ausſetzung für eine einwandfreie Verwertungsarbeit 
angeſehen werden muß. 

Die andere obengenannte Schwierigkeit auf dem 
Gebiet der Anliegerſiedlung, nämlich die Gefahr 
einer Erſchöpfung der Kaufluſt in gewiſſen Bezirken, 


war ſchwieriger zu beſeitigen. Sie konnte nur da⸗ 
durch behoben werden, daß außer der bisher 
nahezu ausſchließlich betriebenen reinen Anlieger⸗ 
ſiedlung anderweitige Verwertungsmaßnahmen er⸗ 
möglicht wurden, daß alſo die Brücke zwiſchen Ge⸗ 
ſamtverkauf und Geſamtſiedlung geſchlagen wurde. 
Es würde zunächſt nahegelegen haben, hier in 
erſter Linie an die Miſchſiedlung zu denken. Die 
Vorausſetzungen für eine Ausweitung der Miſch⸗ 
ſiedlung waren aber derart ungünſtig, daß weſent⸗ 
liche Erfolge auf dieſem Gebiet nicht zu erwarten 
waren. Die Wege, die die Treuhandſtelle hier 
gegangen iſt, intereſſieren daher verhältnismäßig 
wenig. Es handelt ſich um Fragen der Vorfinan⸗ 
zierung von Miſchſiedlungskrediten, um bewußte 
Weiterentwicklung der ſogenannten kaſchierten An⸗ 
liegerſiedlung (eine reine Finanzierungsfrage !), um 
die Hereinahme kleinerer Bauaufgaben in die An⸗ 
liegerſiedlungsabteilung (die bewußt vermieden 
wurde) und ähnliches. Alle dieſe Dinge wurden 
abſichtlich der ſpäteren Entwicklung vorbehalten, 
alſo mindeſtens zeitlich hinter die grundſätzlich be- 
deutſamere Aufgabe der Einſchaltung der Treu— 
handſtelle in die Siedlungsfragen überhaupt zurück⸗ 
geſtellt. 

Die mit der Verbindung zwiſchen Siedlung 
und Oſthilfe zuſammenhängenden Fragen ſind in 
dieſer Zeitſchrift bereits von mir in Heft 2, Seite 57 
und in der Entgegnung Dr. Männels auf Seite 98 f 
kurz behandelt worden. Hier kam es vor allem 
auf den Nachweis an, auch für die Verwertung nicht 
ſanierungsfähiger Großbetriebe und die Neuſiedlung 
die Notwendigkeit des Zuſammenwirkens bei den Maß⸗ 
nahmen der Oſthilfe- und der Siedlungsorgane 
nachzuweiſen. Die Wege der Zuſammenarbeit, 
mögen ſie nun in der mehrfach angegriffenen Pro⸗ 
viſionsſiedlung oder in einer übertragung der Land⸗ 
flächen unter gleichzeitiger übertragung des Riſikos 
an die Siedlungsträger zur Beſiedlung beſtehen, 
werden ſich in der Praxis ſchon finden laſſen. Eine 
eingehende theoretiſche Erörterung wäre zwar er— 
wünſcht, ſie würde aber den Rahmen dieſes Auf- 
ſatzes überſchreiten. 


Agrarpolitiſche Vorausſetzungen der Siedlung in Oſtpreußen 


von Miniſterialdirektor a. D. Aniverſitätsprofeſſor Schneider in Königsberg Pr. 


15 
Oſthilfe und Siedlung, die als Mittel die in ihrer 


Exiſtenz bedrohte oſtdeutſche Landwirtſchaft lebens⸗ 
fähig erhalten und ſich gegenſeitig ergänzen jollen, | 
ſind durch die wirtſchaftliche Entwicklung, welche mit 


dem 13. Juli vorigen Jahres einſetzte, noch enger 
als bisher miteinander verbunden worden. Das 
dürfte jedenfalls für Oſtpreußen niemand ernſthaft 
beſtreiten. Das raſche Abſinken der Preiſe für faſt 
alle landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, insbeſondere 
Vieh⸗ und Viehveredlungserzeugniſſe, das bei der 
allgemeinen Lage auf dem Weltagrarmarkt nicht 
aufzuhalten iſt, und der dadurch bedingte ſtarke Rück⸗ 


gang der Geldroherträge und zugleich der Rein- 
erträge werden in Oſtpreußen auch diejenigen land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe, welche über gute Böden 
verfügen, eine günſtige Abſatzlage haben und in 
Bezug auf das Maß des verwendeten Kapitals vor- 
ſichtig geführt worden ſind, ſehr bald an die Grenze 
bringen, wo auch ihnen die Bildung einer Grund- 
rente nicht mehr möglich iſt. Vielfach iſt es ja 
heute in Oſtpreußen ſchon jo, daß der Reinertrag 
auch dieſer guten landwirtſchaftlichen Betriebe gerade 
ausreicht, das Gebäude- und Kapitalinventar zu ver⸗ 
zinſen. Die Entwicklung ſeit dem 13. Juli hat aber 
gleichzeitig eine beträchtliche Steigerung der Zins⸗ 
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ſätze gebracht, welche ſich in der Landwirtſchaft erſt 
in der Zukunft voll auswirken wird. Sinken des 
Reinertrags bis zu der Grenze, wo die Bildung der 
Grundrente unmöglich wird und gleichzeitiges Steigen 
der Zinsſätze müſſen aber, wenn ſich die Entwicklung, 
die mit dem 13. Juli eingeſetzt hat, fortſetzt, zu 


einer Bedrohung des Beſtandes auch derjenigen land- 


wirtſchaftlichen Betriebe führen, welche bisher die 


Oſthilfe nicht in Anſpruch zu nehmen brauchten. Kann 
denn das Reich bei ſeiner gefährdeten eigenen Finanz⸗ 


lage nicht in ausreichendem Maße in Oſtpreußen 


helfen, dann werden auch die landwirtſchaftlichen 


Betriebe mit guten Böden und günſtiger Abſatzlage 


zu ſtark ſinkenden Güterpreiſen an den Markt oder 


unter den Hammer kommen. 
Dieſe Entwicklung, die man, wenn ſich die Ver⸗ 


hältniſſe nicht ändern, rechtzeitig ins Auge faſſen 


muß, kann auf das oſtpreußiſche Siedlungsweſen 
nicht ohne tiefgehende Wirkungen bleiben. Wollte 
man, wie es von Regierungsaſſeſſor Pahlke im 
vorangehenden Aufſatz vorgeſchlagen wird, eine 
Auffangorganiſation für zuſammenbrechende umge⸗ 
ſchuldete Betriebe ſchaffen, um die vom Reich ge⸗ 
gebene zweite Hypothek zu retten, ſo würde man 
vorwiegend landwirtſchaftliche Betriebe mit meiſt 


weniger günſtigen Böden zu Preiſen in die Hand 


bekommen, die von vornherein eine rentable Gied- 
lung in der Zukunft ausſchließen, dafür aber die 
Betriebe mit guten Böden und günſtiger Abſatzlage 
privaten Käufern, ſofern ſolche als erfahrene Land⸗ 
wirte in ausreichendem Umfange überhaupt vor⸗ 
handen ſind, überlaſſen. Einer ſolchen Entwicklung 
können die Organe der Oſthilfe und die Träger 
der oſtpreußiſchen Siedlung keinesfalls mit gefalteten 
Händen zuſehen, ſondern müſſen vor allem, wenn 
ſich dieſe Entwicklung verſtärkt, die günſtigeren Be⸗ 
triebe, ſofern eine Stützung nicht durchführbar iſt, 
auffangen. Inwieweit ſie darüber hinaus zuſammen⸗ 
brechende umgeſchuldete Betriebe noch auffangen 
können, wird vor allem eine Frage der Mittel 
ſein, welche das Reich dafür in Zukunft noch bereit⸗ 
ſtellen kann. 

Für die oſtpreußiſche Siedlung tritt damit aber 
eine völlig veränderte Situation ein. Nicht nur 
ihre Aufgaben wachſen dem Umfange nach ins 
Unabſehbare. Nachdem ſie bisher vorwiegend land⸗ 
wirtſchaftliche Betriebe beſiedelt hat, die für eine 
rentable Betriebsführung ungünſtige Vorausſetzungen 
boten, wird fie nunmehr in großem Umfange Ob- 
jekte für die Aufteilung zu Preiſen an Hand er⸗ 
halten, welche eine rentable Bewirtſchaftung im 
Wege der bäuerlichen Siedlung nicht nur möglich, 
ſondern unerläßlich machen. Es iſt aber ein großer 
Irrtum, wenn man in Kreiſen der oſtpreußiſchen 
Siedlung — wie ich vielfach den Eindruck ges 
wonnen habe — glaubt, es handle ſich dabei vor 
allem um betriebswirtſchaftliche Fragen, wenn man 


dieſes unerläßliche Ziel erreichen wolle. Mit Schlag⸗ 


worten wie Primitivſiedlung, mit Suchen nach neuen 
Bautypen, mit Vorſchlägen, man müſſe gemein⸗ 


ſchaftliche Einrichtungen ſchaffen uſw., die in anderen 
Ländern und Gegenden richtig ſein mögen, auf die 
Eigenart der oſtpreußiſchen Betriebe aber nicht 
paſſen — täuſcht man ſich nur über den Ernſt 
der Geſamtſituation, in welche die oſtpreußiſche 
Siedlung mit der Entwicklung ſeit dem 13. Juli 1931 
geraten iſt. Die betriebswirtſchaftlichen Fragen ſind 
ſelbſtverſtändlich für die zukünftige Geſtaltung der 
oſtpreußiſchen Siedlung von größter Wichtigkeit. 
Aber das find Fragen der praktiſchen Durchführung, 
deren Vorausſetzungen — Bodenbeſchaffenheit, Pro⸗ 
duktionszuſammenſetzung, Abſatzlage uſw. — faſt 
bei jedem Betriebe anders liegen. Mit allgemein 
gültigen Rezepten kommt man da nicht weiter. 
Was aber einer einheitlichen Betrachtung unter 
allen Umjtnden und mehr denn je bedarf, das ſind 
die agrarpolitiſchen Vorausſetzungen der oſtpreußiſchen 
Siedlung. 

Auch dieſe Betrachtungen müſſen ſich ausſchließlich 
mit der oſtpreußiſchen Siedlung befaſſen. Ihre 
Sonderlage gegenüber der Siedlung im Reiche auch 
in agrarpolitiſcher Hinſicht iſt ſchon durch die Be- 
ſonderheit ihrer allgemeinen Aufgaben, den national⸗ 
politiſchen und bevölkerungspolitiſchen, gegeben, alſo 
um es konkret auszuſprechen: einen Wall deutſcher 
Bauern zum Schutze des gen Oſten auf ſtark be- 
drohtem Vorpoſten ſtehenden Deutſchtums zu ſchaffen, 
und der ſeit Jahrzehnten anſchwellenden Wan— 
derungsbewegung vom Oſten nach dem Weſten Ein- 
halt zu gebieten. Zur erſten Aufgabe iſt kaum 
etwas Neues zu ſagen. Ein ſtarkes und geſundes 
Bauerntum iſt die ſicherſte Gewähr für die Erhaltung 
des Deutſchtums im Oſten, das lehren uns auch 
die trüben Erfahrungen der preußiſchen Koloniſation 
im Oſten vor dem Kriege. Die Treue zur Scholle, 
die Liebe zur Heimat und zur Familie, das Streben 
nach Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit, die im 
deutſchen Bauern tief verwurzelt ſind, bilden kultur⸗ 
erzeugende, kulturfördernde Kräfte und ſtellen auf 
lange Sicht die ununterbrochene Blutauffriſchung, 
die Menſchenauffüllung ſchlechthin im deutſchen 
Oſten ſichert. Aber eins iſt unerläßlich Voraus⸗ 
ſetzung: dieſe Aufgabe wird nur dann gelöſt, wenn 
die Bauernwirtſchaften, welche neu geſchaffen werden, 
auf die Dauer lebensfähig und exiſtenzſicher ſind. 
Damit zeigt ſich von ſelbſt der enge Zuſammenhang 
der nationalpolitiſchen Aufgabe mit der bevölkerungs⸗ 
politiſchen, die die oſtpreußiſche Bauernſiedlung zu 
löſen hat. Auch hier darf man ſich nicht länger 
über den Kern dieſer Zuſammenhänge hinwegtäuſchen. 
Es handelt ſich nicht bloß darum, neue Exiſtenz⸗ 
möglichkeiten zu ſchaffen, den Nahrungs- und Wirt⸗ 
ſchaftsſpielraum im deutſchen Oſten zu erweitern. 
Wenn in den Jahrzehnten vor dem Kriege die 
Wanderungsbewegung vom Oſten nach dem Weſten 
zunahm und nach dem Kriege angehalten hat, ſo 
iſt das ganz weſentlich daraus zu erklären, daß der 
Stand der Lebenshaltung im deutſchen Oſten weſent⸗ 
lich niedriger als im Weſten, außerdem aber auch 
ſehr viel ſtärkeren Erſchütterungen ausgeſetzt iſt. Ein 
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Bauer, der in Oſtpreußen angeſiedelt wird und nach 
kurzer Zeit erkennen muß, daß die an ſich kärgliche 
Lebenshaltung, die er hier führen muß, keine auf 
die Dauer geſicherte iſt, der jeden Morgen, wenn 
er vor Sonnenaufgang auf ſeinen Acker geht, ſich 
die Frage vorlegen muß, ob er das laufende Ernte⸗ 
jahr wirtſchaftlich noch überſtehen wird, der iſt 
keinesfalls geeignet, einen ſicheren Schutzwall für 
das Deutſchtum im Oſten zu bilden. Die Frage, 


die bei der oſtpreußiſchen Siedlung zu löſen iſt, 


heißt nicht: Luxus⸗ oder Primitivſiedlung — der 


ußiſche Bauer, der hier angeſiedelt wird, muß | 
Ten 1 in den einfachſten Formen ange⸗ 


dem 
5 werden — ſondern hier handelt es ſich um 
die Frage, wie kann die Bauernſiedlung als Einzel⸗ 
wirtſchaft auf lange Sicht lebensfähig und exiſtenz⸗ 
ſicher, alſo rentabel geſtaltet werden und zwar bei 
einem Stand der Lebenshaltung, der nicht allzu 
ſtark hinter dem des weſtdeutſchen Induſtriearbeiters 
zurückbleibt. Gerade dieſer ſtarke Unterſchied in der 
Lebenshaltung zwiſchen agrariſchem Oſten und indu⸗ 
ſtriellem Weiten Deutſchlands iſt die hauptſächliche 
Urſache des hohen Wanderungsverluſtes Oſtpreußen 


in der Vergangenheit. Nur ein deutſcher Bauer wird 


in Oſtpreußen ein Schutz für das Deutſchtum im 
Oſten ſein, der die viel größeren Mühen der land» 
wirtſchaftlichen Arbeit im Oſten in dem ſicheren Ge= 
fühle erträgt, daß auch ſeine Nachkommen auf dieſer 
Scholle eine ſolche lebensfähige und exiſtenzſichere 
Wirtſchaft vorfinden werden. Hundert Jahre ſind dabei 
der kürzeſte Zeitraum, in dem man ſich oſtpreußiſche 
Siedlung geſtellt denken muß. Warum gewährt man 
nur niedrige Verzinſung? Warum verteilt man nicht 
die Dauer der Amortiſation des vom Staate ge⸗ 
gebenen Kapitals auf hundert Jahre? 

Viel Neues läßt ſich auch nicht über die Beſon⸗ 
derheit der natürlichen Vorausſetzungen der oſtpreußi— 
ſchen Siedlung, die betriebswirtſchaftliche Eigenart 
und den oſtpreußiſchen Menſchen, der ihr Träger iſt, 
zu dem hinzufügen, was auf Grund eingehender 
Spezialunterſuchungen darüber bereits geſagt iſt. 
Nur das Eine muß unterſtrichen werden, daß die 
oſtpreußiſche Siedlung ſich vielfach nicht danach ge— 
richtet hat und deshalb aus dem unſicheren Taſten 
bei der praktiſchen Geſtaltung der Siedlung nicht 
herausgekommen iſt. Die Aufgabe der Praxis iſt 
es, ſich bei der Geſtaltung der Siedlung der Eigen⸗ 
art der oſtpreußiſchen Verhältniſſe eng anzupaſſen 
und ſolche Löſungen zu finden, die, wenn ich mich 
einmal ſo ausdrücken darf, zwiſchen den verſchiedenen 
Komponenten, die zu berückſichtigen ſind, die Dia⸗ 
gonale ziehen. Wenn alſo z. B. ein billigeres 
Wirtſchaftsgebäude für den Siedler gefunden werden 
muß, ſo halte ich es noch für keine richtige Löſung, 
wenn man im Intereſſe der Erſparnis an Baukoſten, 
Wohngebäude, Stallungen und Scheune unter ein 
flaches Dach legt. Die Scheune muß geräumig ſein 
und gegen Näſſe Schutz gewähren, durch ſie kann 
vom November bis März der eiſige oſtpreußiſche 


Winterſturm hindurchpfeifen, aber nicht durch das 


lung. 


Wohnhaus des Siedlers, der ein kleines aber jtabil 
gebautes Wohnhaus mit weit heruntergezogenem 
ſchiefem Dach braucht, Wohn- und Schlafſtube neben der 
geheizten Küche. Oder wenn man gar die Stallungen 
zwiſchen Wohnbau und Scheune hineinklemmt, ſo 
nimmt man von vornherein der Siedlerwirtſchaft die 
Möglichkeit, die zweite Etage ihres Betriebes, auf der 
immer die Rentabilität der Bauernwirtſchaft beruht, 
die Viehhaltung ohne große Neubaukoſten auszu⸗ 
bauen. Oder man bevorzugt Streuſiedlungen, um 
den an ſich nachdenklichen oſtpreußiſchen Bauern noch 
mehr zum Nachdenken in der Einſamkeit anzuregen 
und vergißt dabei, wie wichtig es iſt, unter den 
Siedlern den genoſſenſchaftlichen Geiſt zu erziehen, 
ohne den das ganze Siedlungswerk in Oſtpreußen 
niemals gelingen kann; ich komme darauf noch ein- 
gehend zurück. Oder wenn immer wieder geſagt 
worden iſt, das Geſpannkonto iſt für den Siedler in 
den erſten Jahren untragbar, und dann im Neubau 
gleich der Pferdeſtall mit eingebaut wird, ſodaß von 
vornherein die Verſuchung groß iſt, ſich doch ſofort 
Pferde zu kaufen. Oder es wird der Raum für die 
Unterbringung des toten Inventars und der Geräte 
vergeſſen, deren ſorgfältigſte Behandlung eine der 
wichtigſten betriebswirtſchaftlichen Vorausſetzungen 
der Rentabilität der Betriebe iſt. Oder — aber das 
ſind Kleinigkeiten! — Von den Luxusbauten in der 
Siedlung, bei deren Beſichtigung man Luſt bekommt 
einzuziehen, will ich nicht ſprechen, ſie werden heute 
nur noch von Großgrundbeſitzern gebaut, die auf 
ſchweren Böden ſiedeln. 

Eins möchte ich nur noch in Bezug auf den ojt- 
preußiſchen Siedlungsbetrieb unterſtreichen, und das 
führt mich von ſelbſt zur Beſonderheit der agrar⸗ 
politiſchen Vorausſetzungen der oſtpreußiſchen Sied⸗ 
Der oſtpreußiſche Siedlerbetrieb muß, wenn 
es ſich nicht etwa um Nebenerwerbsſiedlung handelt 
(Handwerker-Landarbeiter-uſw. Siedlung), wie jeder 
Bauernbetrieb „gemiſchter Betrieb“ ſein, der moderne 
Produktionsmethoden anwendet. Das hat ſeine 
Grenzen an dem ſchwachen Kapitalbeſatz, den der 
oſtpreußiſche Bauer bei geringerem Rohertrag und 
höherem Zins als in allen anderen Gebieten Deutjch- 
lands nur haben kann. Er kann — abgejehen viel- 
leicht von der Erzeugung für den Eigenbedarf — 
nur diejenigen Produktionszweige betreiben, in denen 
die Anwendung von Maſchinen auch dem Großbetrieb 
keine Überlegenheit gewährt. Das ſchließt aber auch 
aus, daß der Siedlerbetrieb ſeine Produktion ſpeziali⸗ 
ſiert. Spezialiſierung der Produktion iſt, wenn über⸗ 
haupt immer nur in Verbindung mit Mechaniſierung 
derſelben rentabel, und das kann auch in der Land- 
wirtſchaft nur im Großbetrieb und unter ganz anderer 
Erzeugungs- und Abſatzlage, als fie in Oſtpreußen 
gegeben iſt, geſchehen. Verſuche, die Produktion der 
oſtpreußiſchen Siedlerbetriebe zu ſpezialiſieren, ſind 
völlig verfehlt und müſſen unter großem Kapital⸗ 
verluſt ſcheitern. Auch im Auslande handelt es ſich, 
wenn die Produktion jpezialifiert wird, um Großbe⸗ 
triebe, z. B. Geflügelfarmen in Holland mit 
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10 000 Tieren. Wenn alſo auch der oſtpreußiſche 
Siedlungsbetrieb wie jeder Bauernbetrieb ein „ge⸗ 


miſchter“ ſein muß, ſo darf er ſich doch nur — in 


Oſtpreußen ganz beſonders aus denjenigen Pro⸗ 
duktionszweigen zuſammenſetzen, welche arbeitsintenſiv 
ſind, d. h. umſo größere Vorteile zugunſten der Renta⸗ 
bilität des Betriebes bringen, je mehr Arbeit des 
Siedlers und ſeiner Familie darauf verwendet wird. 

Aber auch der oſtpreußiſche Bauer darf ſich nicht 
nur von den natürlichen Grundlagen der Produktion 
in der Geſtaltung ſeines Betriebes tragen und treiben 
laſſen. Wenn er auch nicht ſelbſtändiger Unternehmer 
wie der Großgrundbeſitzer ſein kann, ſo muß er doch 
im Zuſammenhang ſtehen mit der modernen Organi⸗ 
ſation des Geld⸗Kredit⸗ und Kapitalverkehrs, um beim 
Einkauf von Sämereien, Düngemitteln, Geräten, 
lebendem Inventar uſw. ihre Vorteile zu erlangen. 
Vor allem aber darf es nicht in dem Maße, wie es 
beim oſtpreußiſchen Siedler bisher der Fall iſt, in 
völliger Iſolierung zum Markte bleiben. Damit 
komme ich auf das agrarpolitiſche Kernproblem der 
oſtpreußiſchen Siedlung. 

Die entſcheidende Vorausſetzung, die eine 
geſonderte Behandlung der oſtpreußiſchen 
Siedlung notwendig macht, iſt die gegenüber 
allen anderen Gebieten des Reiches völlig 
unterſchiedliche Abſatz- und Wettbewerbs— 
lage der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
Oſtpreußens auf dem Markt. Damit tritt ſo⸗ 
fort die grundlegende Vorausſetzung für die Ge— 
ſtaltung der oſtpreußiſchen Siedlung in den Mittel- 
punkt unſerer Betrachtungen. Soll der oſtpreußiſche 
Siedler lediglich für ſeine Selbſtverſorgung oder für 
den Markt produzieren? Für welchen Markt? Für 
den lokalen oder den mittel- und weſtdeutſchen Groß⸗ 
markt. Der Auslandsmarkt ſpielt entgegen den 
Verhältniſſen vor dem Kriege keine Rolle mehr. 

Vielfach wird die Anſicht vertreten, daß der oſt— 
preußiſche Siedler ſich im weſentlichen auf Selbſtver⸗ 


ſorgung einſtellen und nur einen kleinen Produktions⸗ 


überſchuß auf den nächſten lokalen Markt abſetzen 
ſolle. Das würde vorausſetzen, daß die natürlichen 
und wirtſchaftlichen Vorausſetzungen in Oſtpreußen 
ſo beſchaffen wären, daß der oſtpreußiſche Siedler 
ſeine Produktion ganz ſeinem Bedarf anpaſſen kann. 
Abgeſehen davon, daß der oſtpreußiſche Siedler ſich 
dann an einen wenig differenzierten Bedarf gewöhnen 
müßte, würde es ihm an dem erforderlichen Bargeld 
mangeln, das er zur Zahlung der Zins- und Amorti⸗ 
ſationsquote, zum Einkauf von Sämereien, Dünge⸗ 
mitteln uſw. braucht. Entſcheidend iſt aber die Frage, 
ob bei einer Siedlung, die vorwiegend auf Selbſt— 
verſorgung eingeſtellt iſt, die Produktivität ſteigt 


oder ſinkt, d. h., ob der Natural- und Rohertrag 
der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft ſich vermehrt oder 


vermindert. Denn vom dem Steigen oder Sinken 
des Rohertrages hängt es naturgemäß ab, ob eine 
größere Zahl von Menſchen — eine ſolche anzu— 
ſiedeln, iſt Ziel der Siedlung! — von der Land⸗ 
wirtſchaft leben kann, ohne daß das Unterhaltungs- 


niveau derſelben erheblich ſinkt. Es würde im Rahmen 
dieſes kurzen Aufſatzes zu weit führen, den Nachweis 
dafür zu führen, daß die oſtpreußiſchen Siedlungsbe⸗ 
triebe im Landbau an ſich kapitalextenſiver wirtſchaften 
als der Großbetrieb, wenn fie vorwiegend auf Selbſt⸗ 
verſorgung eingeſtellt wären, auf die Dauer nur auf 
Koſten eines Rückgangs des Rohertrages und da⸗ 
mit ihres Lebenshaltungsniveaus von der Land⸗ 
wirtſchaft exiſtieren könnten. Oſtpreußiſche Sied⸗ 
lungen als ſelbſtändige Bauernbetriebe, nicht als 
Nebenerwerbſiedlungen, deren Produktion im weſent⸗ 
lichen auf die Selbſtverſorgung der Siedlerfamilie 
eingeſtellt iſt, ſind von vornherein weder lebens⸗ 
fähige noch exiſtenzſichere Einzelwirtſchaften und 
der ſteigenden Verſchuldung und Verſteigerung aus⸗ 
geſetzt, wenn nicht immer wieder die ſteigenden 
Schulden geſtundet oder aus ſtaatlichen Mitteln 
abgedeckt werden. Siedler, welche jo in Oſt⸗ 
preußen angeſetzt werden, haben weder die Pro⸗ 
duktivität der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft noch 
ſind ſie ein Wall im Oſten, denn ſie werden früher 
oder ſpäter, von Sorgen zermürbt, die Scholle ver⸗ 
laſſen. 

Oſtpreußen iſt ein Agrarüberſchußgebiet. Man 
hat berechnet, daß ſeine Landwirtſchaft imſtande ſei, 
über die Bevölkerung Oſtpreußens hinaus mindeſtens 
3 Millionen Menſchen zu ernähren. Ob dieſe Zahl 
zu hoch oder zu niedrig gegriffen iſt, mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben; das Entſcheidende iſt, daß die oſt⸗ 
preußiſche Landwirtſchaft ihren bisherigen Stand 
der Produktivität nur erhalten oder ſogar ſteigern 
kann, wenn ſie in zunehmendem Maße ihre Er— 
zeugniſſe auf dem Markte abſetzt. Dabei kann es 
ſich nach dem ſoeben Ausgeführten nicht um den 
Lokalmarkt handeln, ſondern nur um den mittel⸗ 
und weſtdeutſchen Großmarkt, insbeſondere den ſehr 
aufnahmefähigen Berliner Markt mit ſeinen ſechs 
Millionen Konſumenten. 

Es iſt wohl überflüſſig, dem Leſerkreiſe dieſer 
Zeitſchrift näher darzulegen, warum auf dieſem 
Markte die oſtpreußiſchen Agrarprodukte, Getreide, 
Futtermittel, Kartoffeln uſw. eine ſehr ungünſtige 
Wettbewerbslage haben. Der Erzeugerpreis für 
Weizen im La⸗Plata⸗Gebiet wird z. Zt. mit 36 RM 
pro Tonne, in Canada mit 60 RM pro Tonne, 
im amerikaniſchen Mittelweſten mit höchſtens 110 RM 
berechnet. Die Frachtkoſten ſind allein in den 
letzten drei Jahren pro Tonne von der La-Plata⸗ 
Mündung bis nach uKK ) von 24 auf 17 sh, 
von Canada von 14 auf 7,5 sh geſunken. Gegen⸗ 
über den Preiſen, zu denen überſeeiſches Getreide 
auf dem weſt⸗ und mitteldeutſchen Markte von Über- 
ſee angeboten werden kann, iſt die oſtpreußiſche 
Produktion nicht wettbewerbsfähig. Natürlich ge= 
währt der Schutzzoll — in ſo ſchweren Kriſenzeiten 
das einzige Mittel, der deutſchen Landwirtſchaft 
durchgreifend zu helfen — in ſeiner gegenwärtigen 
Höhe wenigſtens ſoviel Ausgleich, daß ein großer 


*) United Kingdom Kontinent. 
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Teil der deutſchen Getreideproduftion, wenn auch 
zu Preiſen, die in keiner Weiſe die Rentabilität 
der landwirtſchaftlichen Betriebe gewährleiſten, im 
Weſten abgeſetzt werden kann. Aber niemand wird 
ſich darüber täuſchen, daß die Diskrepanz zwiſchen 
dem Koſtenpreis des überſeeiſchen und des oſtdeut⸗ 
ſchen Angebots ſich in der Zukunft noch ganz er⸗ 
heblich zuungunſten des deutſchen Oſtens erweitern 
wird. Beliebig kann auch ein Getreidezoll auf 
Koſten der inländiſchen Konſumenten nicht geſteigert 
werden, wenn nicht für Deutſchland, das bei ſeiner 
gewaltigen Auslandsverſchuldung von 25 Milliarden 
Mark hochwertigen Induſtrieexport treiben muß, um 
die Zinſen bezahlen zu können, ein dauernder Nach⸗ 
teil für ſeine Geſamtwirtſchaftslage entſtehen ſoll. 
Ahnliches, wenn auch bezüglich der weſtdeutſchen 
Viehgebiete in etwas anderer Nuance, gilt für die 
Futtermittelproduktion. Daraus ergibt ſich von 
ſelbſt für die oſtdeutſche und insbeſondere die oſt⸗ 
preußiſche Landwirtſchaft die Notwendigkeit ſich in 
ſtärkerem Maße auf Be Produktionszweige der 
wirtſchaft umzuſtellen. 2 ; 
Wen 1 105 Umſtellung der landwirtſchaftlichen 
Kulturen von den gegebenen natürlichen und wirt 


ſchaftlichen Verhältniſſen des betreffenden Gebietes 
Die natürlichen Vorausſetzungen in Oſt⸗ 


abhängig. 
preußen — Böden, Klima uſw. — laſſen eine Um⸗ 
ſtellung der ackerbaulichen Produktion nur in ſehr be⸗ 
grenztem Umfange zu. 


weder die ſchweren Böden auf dem baltiſchen Höhen- 
rücken noch der leichte Sandboden in Maſuren ge— 
währen für die Wahl der Kulturen viel Spielraum. 


Das oſtpreußiſche Klima ſchließt einen rentablen 


Gemüſebau für den fernen Großmarkt aus, auf 
dem ſeine Erzeugniſſe immer erſt feilgeboten werden 
können, wenn die Preiſe am niedrigſten ſtehen. Hinzu 
kommt, daß der Naturalertrag pro Hektar in Oft 
preußen bei allen Feldfrüchten erheblich niedriger 
iſt, als in allen anderen Gebieten des Reiches. In 
Oſtpreußen ſind alſo einer Produktionsumſtellung 
ſchon aus natürlichen und wirtſchaftlichen Voraus⸗ 
ſetzungen ſehr enge Grenzen gezogen. Neben dieſem 
Nachteil ergibt ſich noch ein weiterer, der die Wett⸗ 
bewerbslage der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft auf 
dem mittel- und weſtdeutſchen Markte ungünſtig ge⸗ 
ſtaltet: die geographiſche Transportentfernung. 
Gewiß iſt durch die Reichsbahntarifpolitik dieſe Ent⸗ 
fernung tarifariſch erheblich verkürzt worden, ſie 
bleibt aber immer noch größer als bei allen 
anderen deutſchen Produktionsgebieten. Der See⸗ 
verkehrsweg aber, der häufig als Ausweichung em⸗ 


pfohlen wird, iſt gegenüber der Eiſenbahn nur für 


diejenige landwirtſchaftliche Produktion wettbewerbs⸗ 
fähig, deren Standort nicht weiter als 100120 km 
vom Königsberger Hafen entfernt iſt. Aus dieſem 
Nachteil in der Wettbewerslage der oſtpreußiſchen 
Landwirtſchaft ergibt ſich für Oſtpreußen damit noch 
ſtärker der Zwang, ſeine landwirtſchaftliche Erzeu⸗ 
gung im ſtärkeren Maße auf Agrarproduktion um⸗ 


Jede landwirtſchaftliche 
Kultur ſtellt an den Boden beſtimmte Anſprüche; 


zuſtellen, für die auf dem Großmarkt eine günſtigere 
Wettbewerbslage gegeben iſt, und deren höhere 
Marktpreiſe bei geringerem Volumen viel leichter 
die höheren Transportkoſten bis zum Markte tragen 
können. Daraus hat ſich die Forderung ergeben, 
die landwirtſchaftliche Erzeugung in ſtärkerem Maße 
auf die Veredlungsproduktion umzuſtellen. 

Damit iſt nun garnichts Neues geſagt. Der oſt⸗ 
preußiſche Siedlerbetrieb hat heute ſchon, weil es 
unbeſtritten iſt, daß der bäuerliche Betrieb gegen- 
über dem Großbetrieb eine ſtarke Überlegenheit in 
der Milch- und Fleiſcherzeugung hat, einen relativ 
hohen Viehbeſatz: er verwendet in ſteigendem Maße 
ſeine Ackerfläche als Sommerweide, er baut diejenigen 
Ackererzeugniſſe an, die er im eigenen Stall ver⸗ 
füttert, auf dieſe Weiſe vom Rohſtoff zum Fabrikat 
durch eigene Arbeit veredelt in der Hoffnung, ſie 
zu höheren Preiſen abſetzen zu können. Er hat 
auch ſchon vieles getan, um die Durchſchnittsleiſtung 
ſeiner Viehzucht zu heben. Es iſt alſo heute ein 
müßiges Vergnügen darüber zu ſtreiten, ob die oſt⸗ 


preußiſche Landwirtſchaft ſich auf Veredlungspro⸗ 


duktion umſtellen ſoll; die Umſtellung iſt in vollem 
Gange. Selbſtverſtändlich kann es ſich nur um 
eine allmähliche Umſtellung handeln und ſie kann 
für den landwirtſchaftlichen Betrieb immer nur eine 
partielle ſein. Wie eine geſunde Kuh, die einen 
hohen Milchertrag liefern ſoll, immer auf vier 
Beinen ſteht und geht, ſo muß auch die Landwirt⸗ 
ſchaft, die rentabel wirtſchaften will, unter Ans 
paſſung an den wechſelnden Bedarf auf dem Markte 
in der Produktion auf mehreren Beinen ſich bewegen. 
Die allgemeine Vorausſetzung für eine 
ſolche Produktionsumſtellung, der Bedarf 
auf dem Großmarkt Mittel- und Weſt⸗ 
d eutſchlands iſt gegeben: im Jahre 1930 find 
dorthin aus Holland, Dänemark, den baltiſchen 
Ländern 135000 t Butter (Inlandsproduktion 
493000 t), 60 000 t Käſe (Inlandsproduktion. 
367 000 t), 160 000 t Eier, 100 000 t Fleiſch ein⸗ 
geführt worden. Wie erklärt es ſich, daß ſo große 
Mengen Vieh-Veredlungserzeugniſſe noch immer aus 
dem Auslande eingeführt werden müſſen, obwohl 
die deutſche Viehzucht, was ihre Leiſtungen anbe— 
trifft, keiner ausländiſchen erheblich nachſteht? Die 
Arſache liegt nur teilweiſe darin, daß mengenmäßig 
im Inland weniger produziert wird als der Bedarf 
ausmacht. Die Erklärung ergibt ſich vielmehr 
daraus, daß in einzelnen Gebieten Deutſchlands 
qualitativ noch immer ſolche Ware hergeſtellt wird, 
welche den ſehr einheitlichen Anſprüchen der Milli⸗ 
onen Verbraucher auf dem Großmarkt nicht ent⸗ 
ſpricht und deshalb von der Auslandsware verdrängt 
wird, dann aber vor allem daraus, daß dieſen Ge- 
bieten die moderne — im Weſten ſchon ſehr alte 
— Form der landwirtſchaftlichen Abſatzorganiſation. 
fehlt, ohne die heute — die Zeiten ſind vorbei, wo 
der Bauer ſeine Ware ſelbſt auf den Markt fuhr 
— auch der Bauer ſeine Ware nicht an die Ver⸗ 
braucher bringen kann. Dieſe qualitative Anpaſſung 
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der Veredlungsproduktion an den Bedarf und die 
Anſprüche der Verbraucher und dieſe moderne Ab- 
ſatzorganiſation fehlen auch der oſtpreußiſchen Land» 
wirtſchaft noch ganz. Der oſtpreußiſche Großgrund— 
beſitz hat hier vielfach zur vorbildlichen Selbſthilfe 
gegriffen, vielfach ſind hier modernſte Produktions⸗ 
betriebe geſchaffen worden, aber von einer eigent⸗ 
lichen Abſatzorganiſation kann man auch hier vor⸗ 
läufig nicht ſprechen. Deshalb haben auch die 
„alten erfahrenen Praktiker“, die immer Bedenken 
äußern, wenn etwas Neues gemacht wird, diesmal 
recht, wenn fie vor der Umſtellung bei der oſt⸗ 
preußiſchen Siedlung auf Veredlungsproduktion 
warnen, freilich nicht deshalb, weil die Umſtellung 
an ſich falſch iſt, ſondern weil die weſentlichen Vor⸗ 
ausſetzungen einer ſolchen Umſtellung von Seiten 
des Abſatzes geſehen, bei der oſtpreußiſchen Siedlung 
noch in keiner Weiſe gegeben ſind. 

Nun weiß jeder erfahrene Landwirt, wie tief eine 
ſolche Umſtellung in den landwirtſchaftlichen Betrieb 
eingreift, wieviel Kapitalaufwendungen er erforder⸗ 
lich macht und wie damit das Riſiko in der Zeit 
einer akuten Abſatzweiſe ſteigt. Schon die Verar⸗ 
beitung des Produktes erfordert beträchtliche Kapi⸗ 
talien: denn die erſte Forderung, die erfüllt werden 
muß, iſt der Bau moderner Molkereien, in denen 
die Milchproduktion der Siedler einheitlich verar— 
beitet wird. Landbutter iſt nicht einmal auf dem 
oſtpreußiſchen Lokalmarkt, geſchweige auf dem fernen 
Großmarkte abſatzfähig, weil das Angebot minder⸗ 
wertiger Sorten übergroß iſt, und Oſtpreußen als 
der entfernteſte Erzeuger darin niemals wettbewerbs⸗ 
fähig ſein kann. Moderne Großmolkereien mit 
Käſereien gibt es in Oſtpreußen bereits, aber es 
handelt ſich um vereinzelte Betriebe, die „auf eigene 
Fauſt“ ankaufen und abſetzen. Im übrigen aber 
handelt es ſich um techniſch veraltete Molkereien, 
die für eine einheitliche Großverarbeitung nicht in 
Betracht kommen. Wenig entwickelt iſt auch die 
Organiſation einer einheitlichen Milchablieferung. 
Selbſt dort, wo moderne Großmolkereien vorhanden 
ſind, liefern die Siedler ihre Milch ſehr unregelmäßig 
und uneinheitlich ab. Einmal bringt der Siedler die 
Milch, dann verkauft er ſie wieder anderswo, weil er 
dort einen beſſeren Preis zu erzielen hofft. Ein 
moderner Molkereibetrieb ſteht und fällt aber mit der 
regelmäßigen und gleichmäßigen Milchablieferung. 
Man ſiedelt ſeit einigen Jahren mit Begeiſterung auf 
Seiten der Siedlungsträger, aber wenn auch die Zahl 
der neu angeſiedelten Bauern von Jahr zu Jahr wächſt, 
ſo iſt damit noch keine Gewähr dafür gegeben, daß 
dieſe Siedler in drei Jahren noch auf ihren Betrieben 
ſind. Auch die oſtpreußiſchen Siedlerkönnen nur das pro⸗ 
duzieren, was ſie auf dem Markt auch abſetzen können. 

Der Aufbau einer modernen Abſatzorganiſation it 
abgeſehen von gelegentlichen Anſätzen in Oſtpreußen 
überhaupt noch nicht vorhanden. Was darunter zu 
verſtehen iſt, brauche ich den Leſern dieſer Zeitſchrift 
nicht näher auseinanderzuſetzen. Alles was darüber 
zu ſagen iſt, ergibt ſich aus der Beſchaffenheit des 


Großmarkts mit ſeinen Millionen Verbrauchern von 
ſelbſt. Dieſe kaufen nur ſolche Ware, die ihnen 
durch äußere Merkmale die Gewähr bietet, daß ſie 
Ware von gleichmäßiger und einwandfreier Qualität 
iſt, gleichgültig welches von den gleichmäßig und in 
kleinen Mengen gepackten Stücken ſie erhalten. Der 
Bedarf auf dieſem Markt iſt ſtändig ein ſehr großer 
und da Vorräte aus wirtſchaftlichen Gründen beim 
Großhandel nicht gehalten werden können, muß die 
Anlieferung der Ware jederzeit raſch, rechtzeitig, 
ohne zeitliche Unterbrechung und Verzögerung und 
unter engſter Anpaſſung an den wechſelnden Bedarf 
des Marktes erfolgen. Dazu iſt — das wird niemand 
ernſthaft beſtreiten wollen — eine einheitliche Abſatz⸗ 
organiſation erforderlich, auch in Oſtpreußen. Wenn 
eine ſolche Organiſation bei den ojtpreußi- 
ſchen Siedlern aus bekannten Gründen auf 
genoſſenſchaftlicher Frundlage in der nächſten 
Zeit noch nicht möglich ſein ſollte, dann iſt 
es Aufgabe der Siedlungsträger und der 
ſtaatlichen Organe, eine ſolche Abſatzorgani— 
ſation ins Leben zu rufen und keinen Bauern 
mehr in Oſtpreußen anſiedeln, der ſich nicht 
in dieſe Organiſation willig einfügt. Hier 
geht es um den Beſtand des geſamten Siedlungs- 
werks in Oſtpreußen. Siedlung, Produktionsgeſtaltung 
und Schaffung einer Abſatzorganiſation auf dem Markt 
müſſen gleichzeitig erfolgen, ſonſt ſind die Siedler 
zwangsläufig Selbſtverſorger, deren Lebenshaltung 
immer tiefer ſinkt und deren Maſſenflucht von der 
Scholle unausbleibliche Folge wäre. Wer nicht 
gerade zu denjenigen gehört, welche glauben, daß 
die Wirtſchaftskriſe ewig dauern und jeder in Zu⸗ 
kunft froh ſein wird, wenn er überhaupt ſatt zu eſſen 
hat, wird ſich dieſen ernſten Folgerungen für die 
oſtpreußiſche Siedlung, die ſich aus den großen 
agrarpolitiſchen Zuſammenhängen ergeben, nicht ver⸗ 
ſchließen. Alles das, was in dieſer Hinſicht zu tun 
übrig bleibt, iſt überaus ſchwierig und erfordert lange 
Zeit der Vorbereitung und Durchführung. Gerade 
weil aber, wie ich am Eingang dieſes Artikels ge⸗ 
zeigt habe, die oſtpreußiſche Siedlung infolge der 
ſeit dem 13. Juli v. Is. völlig veränderten Lage 
vor neuen, in ihrem Umfange noch unabſehbaren 
Aufgaben ſteht, ſollte ſich daraus für das oſtpreußiſche 
Siedlungswerk die ernſte Mahnung ergeben, in der 
Ergreifung der notwendigen Maßnahmen keine Zeit zu 
verlieren! Nun iſt mit jo allgemeinen Ausfüh- 
rungen zunächſt lediglich die Richtung ange— 
geben, in der ſich die Entwicklung der oſtpreußiſchen 
Landwirtſchaft mehr oder weniger vollziehen muß. 
And da auch die oſtpreußiſchen Siedlungsbetriebe, ſo⸗ 
weit ſie ſelbſtändige Bauernbetriebe ſind, nichts anderes 
ſein können als ein Teil der oſtpreußiſchen Land⸗ 
wirtſchaft, ſo ergeben ſich bei der Spezialiſierung 
der Frageſtellung, die aus dieſen Vorausſetzungen 
hervorgeht, eine Reihe Sonderprobleme, die in ihrer 
Bedeutung für das oſtpreußiſche Siedlungsweſen 
unter den dargelegten Vorausſetzungen nunmehr be⸗ 
ſonders betrachtet werden müſſen. (Fortſ. folgt.) 
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Ländliche Kleinfiedlung 1 
mit Hilfe der wertſchaffenden Erwerbsloſen⸗Fürſorge 


von Dipl.⸗Ing. Johannes Hoffmann, Stralſund. 


Wenn irgendwo ein großes Werk, eine Talſperre, 
eine Autoſtraße, ein induſtrielles Unternehmen be⸗ 
gonnen wird, ſo ſtrömen dorthin Hunderte von 
Arbeitskräften, die Beſchäftigung ſuchen oder beſſeren 
Lohn finden wollen. Neues Leben blüht auf, es 
wird gefauft und verdient, ſolange der Aufbau 
dauert. Iſt dieſer beendet, müſſen Bauhütten und 
Baracken abgebrochen werden und wer nicht zum 
Betriebe ſelbſt erforderlich iſt und nur am Aufbau 
beteiligt war, muß Arbeitszeug und Geſchirr zu⸗ 
ſammenpacken; an anderer Stelle wird ſich neue 
Arbeit finden oder man kehrt zurück ins Heimat⸗ 
nr einem gleichen Vorgang, ins Rieſenhafte 
überſetzt, ſtehen wir heute bei dem Unternehmen, 
das wir als den techniſchen Ausbau der Weltwirt⸗ 


aft bezeichnen können. Die Induſtrialiſierung der | 
5 ee Motoriſierung und Elektrifizierung it 


durchgeführt, die Welt iſt mit Produktionsmitteln 
geſättigt, ja wie aus den letzten Erſcheinungen auf 
dem Weltmarkt deutlich geworden iſt, iſt ſie infolge 
eines überſteigerten Kreditſyſtems mit Produktions- 
mitteln überſättigt, fie kann heute mehr erzeugen 
und erzeugt tatſächlich mehr, als ſie verbraucht. 

Gerade Deutſchland hat an der Herſtellung der 
Produktionsmittel einen unverhältnismäßig großen 
Anteil gehabt. Fiel doch der Beginn der induſtri⸗ 
ellen Weltentwicklung mit dem Beginn unſeres 
politiſchen und wirtſchaftlichen Aufſtieges zuſammen, 
ſodaß auf dieſem Gebiete ſich unſer Erfindungsgeiſt 
und unſer Arbeitswille ein ausſichtsreiches Betäti⸗ 
gungsfeld ſuchen konnte. 

Dieſe Betätigung ſchien zunächſt von unbegrenzter 
Dauer. Aber ſie war es nur ſolange, wie um⸗ 
wälzende techniſche Erfindungen und ihre induſtrielle 
Auswertung — Dampfmaſchine, Diejel- und Benz⸗ 
motor, Dynamo — neue Produktionsmöglichkeiten 
auftaten. Dieſe Entwicklung ſcheint abgeſchloſſen, 
die „Gründerzeit“ endgültig vorbei. 

Nun wird für die Beteiligten Feierabend geboten. 
Was an Arbeitskräften zur Bedarfsbefriedigung 
nötig, wird weiter Arbeit haben, aber wer nur am 
Bau gearbeitet hat, wer nur das Material und 
Rüſtzeug für die induſtrielle Erzeugung ſchaffen 
half, muß ſein Arbeitszeug zuſammenpacken. 

Eine Aufgabe liegt vor uns, deren Erkenntnis 
uns faſt erdrückt. Wir folgern und jagen: Deutſch⸗ 
land muß aus einem Induſtrieſtaat wieder in einen 
Agrarſtaat umgewandelt werden. Rußland geht 
jetzt den umgekehrten Weg, rückſichtslos zuſammen⸗ 
gefaßt in den engen Zeitraum ſeines Fünfjahres⸗ 
planes. Unjer Weg zum Induſtrieland vollzog ſich 
in mehr als ebenſoviel Jahrzehnten und die Um⸗ 
kehr wird uns beinah plötzlich aufgezwungen. Zum 
Rückweg iſt wenig Zeit. Und wo ſollen ſie hin, 


die Millionen, die bei dieſem Aufbau bisher ihr 
Brot fanden. Niemand hat dieſen Augenblick und 
ſeine Aufgabe in vollem Umfange recht vorausge⸗ 
ſehen, weder Wirtſchaftler noch Politiker; für dieſe 
Demobilmachung ſind keine Pläne aufgeſtellt, keine 
Anordnungen rechtzeitig getroffen. 

Die außer Gefecht geſetzte rieſige Armee mit 
ihrer ganzen Ausrüſtung und Bagage ſteht da, zu⸗ 
nächſt auf halbe Ration geſetzt, und weiß nicht, was 
ſie nach Arbeitsſchluß beginnen ſoll. 

Gibt es eine andere Arbeitsgelegenheit, gibt es 
einen Rückweg ins Heimatdorf? 

Wir kennen den heute uns Deutſchen einzig und 
allein gebliebenen Ausweg: Seine Parole heißt 
die eigene Scholle und die Marſchrichtung unſer 
deutſcher Oſten. Dieſer Weg iſt ſchon vorbereitet, 
aber wir fragen uns, ob er auch breit genug iſt, 
den ſtarken Heeresſtrom aufzunehmen und zurückzu⸗ 
leiten. Denn die Pioniere, die ihn bahnten, konnten 
nicht vorausſehen, wie groß die Armee werden 
ſollte, die auf ihm marſchieren muß und wie wichtig 
für das Daſein unſeres geſamten Volkes dieſe 
Straße wurde. 

Ihr Bau begann mit der Anſiedlung von Bauern 
in Poſen und Weſtpreußen, im weſentlichen aus 
politiſchen Gründen zur Stärkung unſerer deutſch⸗ 
polniſchen Grenze, erweiterte ſich dann beſonders 
nach der unglücklichen Grenzziehung des Verſailles⸗ 
Diktates zur ſtärkeren Beſiedlung des deutjchen 
Oſtens überhaupt, zur volkswirtſchaftlich als not⸗ 
wendig erkannten Stärkung der ländlichen Erzeu⸗ 
gung und ſchließlich zur Aufnahme des beim Zus 
ſammenbruch großer Güter freiwerdenden Landes. 
Es kam hinzu die Maßnahme zur Förderung des 
Landarbeiter⸗Wohnungsbaues, um der Landflucht 
zu begegnen und ausländiſche Arbeitskräfte entbehr⸗ 
lich zu machen. Die neueſte Siedlungsform, die 
Stadtrandſiedlung, kann hier nicht in Betracht 
kommen, denn ſie bleibt vor den Toren der großen 
Städte hängen und muß mehr als produktive Wohl⸗ 
fahrtsfürſorge, denn als bevölferungs- und wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Maßnahme im Rahmen der von uns 
behandelten Aufgabe, gewertet werden. 

Welche Berufsgruppen werden von dieſen Ein⸗ 
richtungen erfaßt? Von der Rentengutſiedlung die 
zweiten und dritten Bauernſöhne des Oſtens und 
vor allem auch aus den durch Erbteilung lebens⸗ 
unfähig gewordenen Bauernhöfen des Weſtens. 
Ferner aus den aufgeteilten Gütern ſelbſt die mit 
ihrer Scholle bereits vertrauten Landarbeiter; von 
der wertſchaffenden Erwerbsloſenfürſorge alle die 
anderen landwirtſchaftlichen Arbeitnehmer, die Frei⸗ 
arbeiter und Gutshandwerker und die Forſtarbeiter. 

Damit iſt aber der Kreis der Siedlungsfähigen 
und Siedlungswilligen nicht erſchöpft und die Größe 
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der Aufgabe verlangt, daß alle Kräfte, die den 
Pflug führen können, erfaßt und gefördert werden. 

Und hierbei denken wir an alle diejenigen Arbeiter, 
die zwar zur Zeit nicht unmittelbar in der Land— 
wirtſchaft tätig ſind, die aber auf Grund ihrer Her⸗ 
kunft mit ländlichen Verhältniſſen von Kind auf 
vertraut und in den landwirtſchaftlichen Arbeiten 
bewandert ſind. Dieſe ſollten in die Maßnahme 
der wertſchaffenden Erwerbsloſen-Fürſorge ein⸗ 
bezogen werden. 

Dieſe Maßnahme beſchränkt ſich. wie bereits 
oben geſagt, bisher auf reine Land- und Forſt⸗ 
arbeiter und Gutshandwerker. Die Arbeitsämter, 
deren zuſtimmendes Gutachten für die Durchführung 
nötig war, fühlten ſich durch die Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen gebunden und blieben ängſtlich darauf 
bedacht, deren Rahmen nicht zu überſchreiten. 

Unendlich viel brauchbare Kräfte mußten mit 
ihren Siedlungswünſchen vor dem ablehnenden Gut⸗ 
achten der Arbeitsämter den Rückzug antreten. 
Jetzt ſcheint es uns an der Zeit, und die Größe der 
verantwortungsvollen Aufgabe gebietet es, durch 
großzügige Ausweitung der Beſtimmungen auch 
dieſe Menſchen zu erfaſſen und damit neue Mög⸗ 
lichkeiten für die ländliche Kleinſiedlung zu ſchaffen. 

Keine langwierigen und taſtenden Verſuche, kein 
neues Paragraphenwerk ſind notwendig, keine neue 
Behörde braucht eingeſetzt und mit den Aufgaben 
vertraut gemacht zu werden. Auch ſind aus den 
Rückflüſſen der bisher geförderten Bauten nicht un⸗ 
erhebliche Mittel vorhanden, die für die Maßnahme 
weiterhin verfügbar ſein dürften. Lediglich die 
Ausführungsbeſtimmungen der erprobten Maßnahme 
bedürfen einer planmäßigen Erweiterung und einer 
Anpaſſung an die veränderten Verhältniſſe und 
Aufgaben. 

Als Zweck der Maßnahme wurde bisher in erſter 
Linie die Verdrängung ausländiſcher Arbeitskräfte 


durch Seßhaftmachung deutſcher Landarbeiter er⸗ 
Die Entwicklung der allerletzten Zeit hat 


ſtrebt. 
dieſe Beſtrebungen im wejentlichen überflüſſig gemacht. 
Eine eigentliche Leutenot beſteht heute auf dem Lande 
kaum noch. Die Notwendigkeit, ausländiſche Arbeits⸗ 
kräfte für den Rübenbau heranzuziehen, iſt einmal 
durch die auf Grund der Zuckerkonvention erfolgte 
Einſchränkung des Rübenbaues geringer geworden, 
zum andern wird der Stand der Arbeitsloſigkeit 
in Deutſchland die Zulaſſung fremder Arbeitskräfte 
in Zukunft ſchlechthin verbieten. Es werden Wege 
gefunden werden müſſen, um den deutſchen Ar⸗ 
beiter für die ungewohnte und ſchwere Arbeit des 
Rübenbaues und der Rübenernte zu gewinnen. 
Deshalb kann heute das Gewicht mehr auf den 
zweiten Teil der mit der Maßnahme geſtellten Auf⸗ 
gabe gelegt werden, der wie folgt formuliert iſt: 
„Es ſoll eine vorteilhafte Verteilung 


der Arbeitskräfte herbeigeführt oder neue 


Arbeitsgelegenheit geſchaffen, insbe— 
ſondere auch dem übergang von Arbeits- 
kräften aus der Stadt auf das Land und 


der Steigerung der landwirtſchaftlichen 
Erzeugung gedient werden.“ 

Dieſe Sätze umreißen in knappſter Form die Kern⸗ 
frage der hier bereits geſchilderten Aufgabe, und 
ſollten die Richtung für den Ausbau der Maßnahme 
angeben. 

Als weſentlicher Grundſatz wäre zunächſt die Wahr⸗ 
nehmung der arbeitsmarktpolitiſchen Belange in der 
Form einzuſchalten, daß die Anſprüche der Beſitzer der 
neuen Stellen auf Erwerbsloſen⸗Anterſtützung ganz 
oder doch zum allergrößten Teil — je nach Größe 
der Landzulage — fortfallen, die Beitragspflicht 
jedoch während der Beſchäftigungszeiten beſtehen 
bleibt. Dieſe Belaſtung iſt als Gegenwert dafür 
anzuſehen, daß ihm durch das unverzinsliche Tilgungs⸗ 
darlehn Wohnung und Nahrung in verbilligter Form 
ſichergeſtellt ſind. Als Landzulage iſt eine Mindeſt⸗ 
größe von 4 Morgen anzunehmen, die dem Siedler 
die Haltung einer Kuh geſtattet. Die finanzielle 
Möglichkeit für dieſe Landbeſchaffung iſt bereits 
durch den Erlaß des Herrn Reichsarbeitsminiſters 
vom 23. 2. 31 geſchaffen, nach welchem nicht nur 
wie bisher für die Wohn- und Stallfläche, ſondern 
auch für die Landzulage beſondere Förderungsſätze 
vorgeſehen ſind. 

Ferner iſt eine Erweiterung des bisher geförderten 
Perſonenkreiſes wünſchenswert und zwar ſollte künftig 
als Leitſatz gelten, daß alle Arbeitnehmer, 
die in ländlichen Betrieben mit jahreszeit- 
lich gebundener Beſchäftigungsdauer tätig 
ſind, in die Förderung eingeſchloſſen werden. 

Das Problem, zur Entlaſtung des Arbeitsmarktes 
berufliche Tätigkeit mit landwirtſchaftlicher Beſchäfti⸗ 
gung zu vereinen und aufeinander abzuſtimmen, 
läßt ſich bei dieſen Berufsgruppen am klarſten und 
eindeutigſten löſen. Die Vorſchläge, die in dieſer 
Hinſicht bisher gemacht ſind, betreffen die Einführung 
von Kurzarbeit und die Beſchäftigung der davon 
Betroffenen mit ländlicher und gärtneriſcher Arbeit 
in ihrer Freizeit. Dem ſtehen zunächſt noch die 
Intereſſen der Werksleitungen hindernd entgegen, 
weil, bei allgemein verkürzter Arbeitszeit, die Aus⸗ 
nutzung der inveſtierten Kapitalien im Verhältnis 
zur Erzeugung geringer wird, ihre Verzinſung aljo 
die Ware mit größerem Unkoſtenanteil belaſtet oder 
weil, bei Einlegung von Doppelſchichten, auch die 
Belegſchaft verdoppelt werden muß, was wiederum 
erhöhte Verwaltungskoſten verurſacht und für die 
Pflege des Maſchinenparks, die Materialkontrolle uſw. 
nicht vorteilhaft ſein kann. Die ſteigende Not wird 
auch hier Wandel und Hilfe ſchaffen, denn von zwei 
Übeln wird noch immer das kleinere vorgezogen. 

Bei den Saiſonbetrieben liegen ſolche Schwierig⸗ 
keiten aber ſchon heute nicht vor und es läßt ſich 
Beruf und Landwirtſchaft für den Saiſonarbeiter 
zweckmäßig vereinbaren. Wir nennen als ſolche 
Saiſonarbeiter in erſter Linie Maurer- und Zimmer⸗ 
leute, Straßen⸗ und Drainagearbeiter und die 
Winterarbeiter in den Zucker⸗, Stärke⸗ und Kartoffel⸗ 
flocken⸗Fabriken. 
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Die Bauhandwerker find in ihrer Beſchäftigung 
ſtändig den jahreszeitlich beeinflußten Kurven der 
Bautätigkeit unterworfen, außerdem der allgemeinen 
Konjunktur, wie es augenblicklich als Folge unſerer 
Finanzkriſe recht unangenehm fühlbar wird. Der 
Beruf ſelbſt iſt aber auch für normale Zeiten ſehr 
ſtark überſetzt, weil infolge der hohen Bauarbeiter⸗ 
löhne viele junge Kräfte dieſem Beruf zuſtrömten. 
Hier muß zum Ausgleich ein Teil der Arbeitskraft 
auf reine Landarbeit übergeleitet werden. Für die 
Siedlungstätigkeit haben wir gerade im Kreiſe der 
ländlichen Bauhandwerker viel gutes Material kennen 
gelernt, die für die Erſtellung und Anterhaltung 
ihres Eigenheims alle Vorbedingungen mitbringen. 
Wir denken uns die Durchführung 3. B. ſo, daß 
vor den Toren der Kleinſtädte geſchloſſene Bau⸗ 
handwerker⸗Siedlungen entſtehen. Durch gegenſeitige 
Selbſthilfe wird eine günſtige Finanzierung geſchaffen 
und damit die Gewißheit, daß hier die ſtaatliche 
Unterſtützung ohne Sorge um etwa eintretende Ver⸗ 
luſte öffentlicher Gelder gegeben werden kann. 


Beim Straßenarbeiter läßt ſich die Wahrung 
der arbeitsmarktpolitiſchen Belange und die Siche⸗ 
rung eines Mindeſteinkommens in einfacher Weiſe 
erreichen. Hier ſind faſt durchweg die Landkreiſe 


die Arbeitgeber, zum mindeſten können ſie bei der 


Vergabe der Arbeiten dem Unternehmer Vorſchriften 
über die Einſtellung beſtimmter Leute machen. Es 
ließe ſich auf dieſer Grundlage in den Landkreiſen 
ein beſtimmter Stamm von Chauſſeearbeitern, Stein⸗ 
klopfern u. ä. anſetzen, auf welche die anfallende 
jährliche Straßenarbeit in einer Weiſe verteilt wird, 
wie ſie je nach Größe der Stelle für den Unterhalt 
der Familie erforderlich iſt. Die hierfür notwendige 
Verwaltungsarbeit iſt gering und wird von den 
Kreisbauämtern miterledigt werden können. Die 
Lage dieſer Stellen innerhalb des Kreiſes ſpielt 
keine beſondere Rolle, da die Angehörigen dieſer 
Berufe gewohnt ſind, ihre wechſelnden Arbeitsplätze 
mit dem Fahrrad zu erreichen. 

In der Kartoffel verarbeitenden und 
in der Zuckerinduſtrie, die ausgeſprochene 
Saiſonbetriebe darſtellen, und zum großen Teil in 
mittleren und kleinen Landſtädten untergebracht ſind, 
wird im Herbſt und Winter eine verhältnismäßig 
zahlreiche und gut bezahlte Arbeiterſchaft beſchäftigt. 
Dieſe wird im Sommer nur zum Teil durch andere 
Betriebe aufgenommen. Der weitaus größte Teil 
kehrt in die Erwerbsloſenfürſorge zurück. Dieſen 
Arbeitern könnte mit einer größeren etwa 10 bis 
15 Morgen umfaſſenden Stelle für die beſchäftigungs⸗ 
loſe Zeit eine ausreichende Arbeitsgelegenheit in 
ihrem eigenen Beſitz gegeben werden; der notwendige 
zuſätzliche Arbeitsverdienſt wäre ihnen durch die 
induſtrielle Winterbeſchäftigung geſichert. 


Dieſes ſind nur ein paar kurze Beiſpiele, in 
welcher Form die Maßnahme künftig ausgeſtaltet 
werden kann. Grundſätzlich ſollte der Schritt vom 
bloßen Eigenheim zur Wirtſchafts-Heimſtätte 


unter dem Rechtsſchutz als Reichsheimſtätte gemacht 
werden. Die Grundlage hierfür bietet bereits der 
Erlaß des Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt 
vom 8. 12. 31 (VM Bl. 1932 Sp. 24). 
Wünſchenswert bleibt, daß auch künftig als Grund⸗ 
lage für die Darlehnsberechnung eine Wohnfläche 
von 60 qm anerkannt wird. Denn bei dieſem Ver⸗ 
fahren ſollen nicht mit geringſtem Aufwand billige 
Wohnungen geſchaffen werden, ſondern Wirt 
ſchafts-Heimſtätten für ländliche Familien. Deren 
Perſonenſtand erſtreckt ſich faſt immer auf drei Gene⸗ 
rationen, weil Eltern oder verheiratete Kinder gern 
mit unter demſelben Dach leben. Sie wohnen hier 
beſſer als in den meiſt unzureichenden Miets⸗ 
wohnungen des platten Landes, helfen gleichzeitig 
die Laſten der Zinſen und Darlehnsraten tragen 
und leiſten gerngeſehene Aushilfe auf Hof und Acker. 


Die Vorzüge, die in der Abwicklung des Ver⸗ 
fahrens ſelbſt liegen, ſind bekannt. Sie kennzeichnen 
ſich in erſter Linie durch eine große Beweglichkeit. 
Das Land kann in kleineren oder größeren Flächen 
beſchafft werden, wie es die Umſtände gerade bieten. 
Ankaufs⸗ und Zwiſchenkredit mit ihren Zinſen und 
die immer koſtſpielige Zwiſchenwirtſchaft fallen fort. 
Der Siedler iſt zugleich Bauherr und ſeine Arbeits⸗ 
kraft bei der Bauausführung leichter und vorteil⸗ 
hafter einzuſchalten, als es bisher bei der Aufteilung 
ganzer Güter der Fall war. 


Für die Landbeſchaffung werden Staat, Kreiſe 
und Gemeinden ſich in verſtärktem Maße einſetzen 
müſſen, am beſten Land aus eigenem Beſitz bereit⸗ 
ſtellen. Das Geländekaufgeld wird zweckmäßig in 
voller Höhe eingetragen und ſeine Tilgung — zur 
Verteilung der Geſamtlaſten auf einen längeren 
Zeitraum — erſt nach Rückzahlung des ſtaatlichen 
Darlehns verlangt. So kann die Wirtſchafts-Heim⸗ 
ſtätte eine wertvolle Ergänzung der bäuerlichen 
Siedlung werden. 


Der Umfang der vorhandenen Mittel muß be⸗ 
ſtimmen, in welcher Weiſe ſie auf die einzelnen 
Provinzen verteilt werden. Die Abzonung der 
Gebiete für die bäuerliche Siedlung wird auch hier 
als brauchbare Grundlage dienen können; im übrigen 
müßte dem tatſächlich auftretenden Bedarf Rechnung 
getragen werden. 

Der Oſten wird ſelbſtverſtändlich in überwiegendem 
Maße berückſichtigt werden. Je mehr Möglichkeiten, 
zu Land und Brot zu kommen, ſich hier bieten, je 
größer wird der Strom der deutſchen Menſchen 
nach dieſen ſchwach bevölkerten Provinzen ſein und 
mit ihm wird Handwerk und Gewerbe zu den neuen 
Arbeitsquellen ziehen. Der Oſten muß für die 
Binnenwanderung die bisherige Rolle des Weſtens 
übernehmen. Dem Geſchick können wir dankbar ſein, 
dieſes alte Kolonialland zu beſitzen, das noch Raum 
bietet, um die ſtillgelegten Arbeitskräfte unterzu⸗ 
bringen. And es ſollte künftig nicht mehr heißen 
„Rettet den deutſchen Oſten“, ſondern „Der Oſten 
iſt unſere Rettung“. 
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Landzulagen an erwerbsloſe, auf dem Lande wohnende Induſtrie⸗ 
arbeiter in Oberſchleſien 


von Regierungsaſſeſſor Berting, Siedlungsdezernent bei der Regierung Oppeln. 


Die Frage, wie den vorausſichtlich dauernd erwerbs- 
loſen, auf dem Lande wohnenden Induſtriearbeitern 
mit Zwergbeſitz durch Landzulage eine ſelbſtändige 
Ackernahrung gegeben werden kann, ſoll in folgendem 
in perſönlicher, ſachlicher und finanzieller Hinſicht 
unterſucht werden: 


J. Dieſe Induſtriearbeiter find alle auf dem Lande 
aufgewachſen, ihre Eltern haben von jeher Land⸗ 
wirtſchaft betrieben und auch in ihren Freiſtunden 
haben ſie ſich der Landwirtſchaft gewidmet. Auch 
ihre Frauen werden überwiegend mit der Landwirt- 
ſchaft vertraut ſein. Soweit ſie infolge Invalidität 
aus dem induſtriellen Produktionsprozeß ausgeſchieden 
ſind, werden ſie im allgemeinen immer noch in der 
Lage ſein, landwirtſchaftliche Arbeit zu verrichten. 
Ihre Kinder und Enkel können ihnen hierbei Hilfe 
leiſten. Ihre Intelligenz muß als hinreichend er⸗ 
achtet werden, auch einen vergrößerten landwirt- 
ſchaftlichen Betrieb ordnungsmäßig bearbeiten zu 
können. In perſönlicher Hinſicht beſtehen alſo keine 
Schwierigkeiten. 


II. In ſachlicher Hinſicht habe ich im allgemeinen 
den Zwerg⸗ und Parzellenbetrieb unter 2 ha im 
Auge. Von der landwirtſchaftlichen Nutzfläche in 


Oberſchleſien betragen dieſe Betriebe 6,8% Es 


find in Oberſchleſien rd. 63000 derartige Betriebe 
vorhanden. Ein Haus mit Stallungen für Klein⸗ 
vieh und Schweinehaltung, in manchen Fällen auch 
für eine Kuh, wird vorhanden ſein. Auch das In— 
ventar für die Feldbeſtellung iſt vorhanden. Bei 
vergrößerter Landzulage wird eine Vergrößerung 
der Ställe häufig notwendig werden, die aber auch 
in finanzieller Hinſicht keine unüberwindliche Schwierig⸗ 
keit bietet. Anſäſſig ſind dieſe Arbeiter hauptſächlich 
in den Kreiſen Beuthen, Gleiwitz, Coſel, Gr. Strehlitz 
und Oppeln. Ein großer Teil von dieſen Arbeitern 
fuhr früher, als ſie noch im Produktionsprozeſſe 
ſtanden, allwöchentlich in das Induſtriegebiet und 
wohnte in den Schlafhäuſern der Werke. Die Land⸗ 
wirtſchaft wurde von der Frau betreut. Die Arbeiter 
in den näher gelegenen Ortſchaften, insbeſondere 
aus den Kreiſen Beuthen und Gleiwitz, fuhren all⸗ 
täglich nach Hauſe. In allen genannten Kreiſen 
iſt privater und öffentlicher Großgrundbeſitz in ſtarkem 
Maße vorhanden. Da ein großer Teil des privaten 
Großgrundbeſitzes ſich im Oſthilfeumſchuldungsver⸗ 
fahren befindet, und zu Landabverkäufen gezwungen 
iſt, ſteht an und für ſich Land in ausreichendem 
Maße zur Verfügung. Schwierig iſt allerdings die 
Frage, ob das Land günſtig gelegen iſt. Immerhin 
wird man Entfernungen bis zu 2,5 km zumuten 
können. Anzuſtreben iſt eine Vergrößerung der 
Zwergbetriebe auf 4 bis 6 ha je nach der Güte 
des Bodens. Da die genannten Kreiſe überwiegend 


ſchlechten Boden haben, wird im allgemeinen eine 
Größe von 6 ha angeſtrebt werden müſſen. 


III. Für die Finanzierung wird die Löſung auf 
folgendem Wege zu ſuchen ſein: 

Da die Grundſtücke der Arbeiter in vielen Fällen 
unbelaſtet ſein werden, wird die Aufnahme einer 
1. Hypothek keine allzugroßen Schwierigkeiten machen. 
Als Geldgeber hätten die Kreisſparkaſſen aufzutreten, 
ſofern nicht Geld aus ſtaatlichen Mitteln lins⸗ 
beſondere aus Siedlungsmitteln bezw. von den den 
Gewerkſchaften naheſtehenden Banken) zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wird. Die Hypothek müßte ſo groß 
fein, daß 10 % des Kaufpreiſes für das Land und 
ein Teil des zu vergrößernden Inventars linsbe⸗ 
ſondere Zukauf von 1—2 Kühen) gedeckt ſind. Der 
Reſt müßte im Wege ſtaatlicher Siedlungskredite, 
die im Rahmen der Oſthilfe zur Verfügung ſtehen, 
aufgebracht werden und aus allgemeinen Siedlungs⸗ 
krediten. 

Soweit die Anzahlung nicht auf dieſem Wege 
aufgebracht werden kann, z. B. wenn der bisherige 
Beſitz ſchon belaſtet iſt, müßte die 1. Hypothek 
aus ſtaatlichen Mitteln gegeben und auf dem 
neu zu erwerbenden Lande eingetragen werden. 
Die Inventarergänzung und die Reſtfinanzierung 
wäre auf dieſelbe Weiſe durchzuführen, wie oben 
unter III. geſchildert. 

Die Kredite aus Oſthilfemitteln ſind mit 54 % 
einſchl. 3% Tilgung zu verzinſen und zu tilgen. 
Am richtigſten wäre es, wenn die Anzahlung von 
10 % unverzinslich zur Verfügung geſtellt werden 
könnte. Unter dieſen Umſtänden erſcheint mir die 
Exiſtenzfähigkeit der vergrößerten Kleinbetriebe für 
auf dem Lande wohnende Induſtriearbeiter geſichert, 
da auf dieſe Weiſe der hohe Kapitaldienſt für die 
neu zu erſtellenden Gebäude wegfällt, der der wunde 
Punkt der Neuſiedlung iſt. 

Auf Grund der neuen Richtlinien kann das Land⸗ 
zulageverfahren für die Zwergbetriebe im Wege der 
Anliegerſiedlung beſſer als bisher durchgeführt 
werden. Es kann alſo auch Land von dem Grund⸗ 
beſitz abverkauft und finanziert werden, der ſich nicht 
im Oſthilfeumſchuldungsverfahren befindet. Der Weg 
iſt folgender: 

Der Ankaufskredit für Flächen, die zur een 
beſtehender Kleinbetriebe gegeben ſind, ſoll 75% 
u. UA. ſogar bis 90% des Schätzungswertes nicht 
überſteigen. Zur Vergrößerung der vorhandenen 
Wirtſchaftsgebäude kann dem Anliegerſiedler ein 
Baukredit bis zur Höhe von 2000 RM gewährt 
werden. Die Sicherſtellung erfolgt in der Weiſe, 
daß die Zukaufsflächen an erſter Stelle, und die 
Stammſtelle an bereiteſter Stelle belaſtet und ſodann 
die Zukaufsſtelle der Stammſtelle als Beſtandteil 
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zugeſchrieben wird. Die Jahresleiſtung des Siedlers 
aus der Geſamtbelaſtung der vergrößerten Stelle 
darf in der Regel 5% des Schägungswertes der 
Stelle nichtüberſteigen. Das Darlehn iſt mit 50% jährlich 
zu verzinſen und mit 1 9 zuzüglich erſparter Zinſen 
zu tilgen. Als weitere Neuerung iſt die Gewährung 
eines Einrichtungskredits zu verzeichnen, der Dan 
dient, dem Siedler das fehlende Inventar zu be⸗ 
ſchaffen. Dieſer Kredit ift in erſter Linie für gering 
bemittelte Perſonen, aljo für die genannten erwerbs⸗ 
loſen Induſtriearbeiter beſtimmt. Es ſind en 
gewiſſe Vorausſetzungen geknüpft, die aber im 9 
hier nicht näher erörtert zu werden brauchen. Eine 
Schwierigkeit liegt in der Beſchaffung der Anzahlung. 
Falls keine Sparguthaben verfügbar ſind, und die 
Stelle unbelaſtet iſt, muß der Siedler verſuchen, 
direkt im Wege des Privatkredits oder, wenn möglich, 
von den Kreisſparkaſſen zu erlangen und auf ſein 
Stammgrundſtück eine Hypothek eintragen zu laſſen. 
Da dieſe Siedlungsart auch als „Neufiedlung“ auf- 
gezogen werden darf, fann für das erſte Jahr Zinſen⸗ 
freiheit, für das zweite Jahr eine Zinsermäßigung 
auf 23 % gewährt werden. Die Durchführung des 
Verfahrens liegt den Kulturämtern ob. Bewerber 
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hätten ſich an das zuſtändige Kulturamt zu wenden. 
Auch der Großgrundbeſitz hätte ſich an das Kultur⸗ 
amt zu wenden, falls er Land verkaufen will und 
um die Benennung von Bewerbern zu erſuchen. Die 
Deutſche Siedlungsbank iſt im Beſitz ausreichender 
Mittel, und es iſt m. E. die Aufgabe der erwerbs⸗ 
loſen Induſtriearbeiter, falls ſie in der Lage ſind, 
die Anzahlung auf irgend eine Weiſe aufzubringen, 
zuzugreifen und ſich die Möglichkeit zu verſchaffen, 
eine ſichere Exiſtenz zu erlangen. 

Auch für Staat und Gemeinden erſcheint mir 
dieſe Löſung wirtſchaftlich, da mit Beginn der nächſten 
Ernte dieſe Arbeiter nicht mehr Arbeiter im eigent⸗ 
lichen Sinne ſein werden, ſondern Kleinlandwirte 
find und daher aus der Wohlfahrtsfürſorge aus⸗ 
ſcheiden werden. 

Auch für die Induſtrie beſteht keine Gefahr, da die 
Betriebe doch nicht ſo groß ſind, als daß nicht die 
Induſtrie immer wieder wird auf ihre ehemaligen 
Arbeiter zurückgreifen können, falls die Konjunktur 
dies hoffentlich bald erfordern wird. Auch dem 
Großgrundbeſitz wird Hilfe gebracht, da er durch 
Landabverkäufe in die Lage gebracht wird, ſich zu 
ſanieren. 


Amſchau 


Der Wohnungsbau im Kriſenjahr 1931 

Die Wirtſchaftskriſe, die im Jahre 1930 den 
Baumarkt erfaßte, hat ſich im Jahre 1931 in einer 
vorher ungeahnten Wirkung verſchärft. Der vom 
Statiſtiſchen Landesamt herausgegebene vorläufige 
überblick über die Wohnungsbautätigkeit in den 
preußiſchen Gemeinden hat für 1931 zwar noch ein 
über Erwarten günſtiges Ergebnis. Der Reinzugang 
in den öſtlichen Provinzen betrug für: 


1931 1930 
Oſtpreußen 7 516 9 100 
Grenzmark 1273 1589 
Pommern . B 6 851 8550 | 
Oberſchleſien 6 478 8 036 
Brandenburg (ohne Berlin) 11 655 15 478 
Niederſchleſien . 11017 14 266 
Preußen 147 931 214 634 


Da erfahrungsgemäß das vorläufige Ergebnis um 
rd. 6% geringer iſt als das endgültige, ijt für das 
Jahr 1931 in Preußen mit etwa 158 800 neu⸗ 
erſtellten Wohnungen zu rechnen. Gegen das Bau— 
jahr 1930 bedeutet dies einen Rückgang von rund 
58 800 Wohnungen = 26%. Bei der Ermittelung 
des Wohnungsraumgewinnes iſt hier von dieſer 
Summe die Zahl der durch Umbau, Abbruch und 
Brände verloren gegangenen Wohnungen abzuſetzen. 
Während dieſe Zahl bis zum Jahre 1929 ſtändig | 
gejtiegen wat, iſt fie im Jahre 1930 erſtmals ge⸗ 
ſunken. Sie betrug 12 521. Der Wohnungsraum⸗ 
gewinn des Jahres 1931 dürfte in Preußen mit 
rd. 147 000 Wohnungen anzunehmen ſein, da der 


Verlust von alten Wohnungen bei der ungünſtigen 


Wirtſchaftslage ja noch einen weiteren Rückgang 
als 1930 erfahren haben wird. 

Wie weit der Reinzugang von Wohnungen des 
Jahres 1931 den Neubedarf befriedigt, läßt ſich 
im Rahmen einer objektiven Bedarfsermittlung mit 
Hilfe der Statiſtik der Eheſchließungen ſchätzen. Das 
Statiſtiſche Landesamt errechnet in der Statiſtiſchen 
Korreſpondenz vom 5. Februar 1932 den Reinzugang 
an Haushaltungen auf rd. 145 700 gegen rund 
175500 im Vorjahre. Die Geſamtzahl der neu er⸗ 
bauten Wohnungen iſt demnach immer noch größer 
als der durch Haushaltungsgründungen hinzuge⸗ 
kommene Neubedarf. 

Nach den Erhebungen des Statiſtiſchen Landes⸗ 
amtes, die durch die allgemeinen Marktbeobachtungen 
beſtätigt ſind, iſt der ſubjektive Wohnungsbedarf im 
Jahre 1931 aber bedeutend gegenüber dem Bedarf 
des Vorjahres zurückgegangen. Wegen der überaus 
ſchwierigen Lage begnügt ſich ein großer Teil der 
neuen Haushaltungen mit einer Untermietwohnung. 
Für das Jahr 1930 iſt dieſer Prozentſatz mit 15 
errechnet worden, für das Jahr 1931 wird er wahr⸗ 
ſcheinlich noch höher ſein. 

Auf dem Wohnungsmarkt treten noch deswegen 
beſondere Schwierigkeiten auf, weil ſich der Woh⸗ 
nungsbedarf nach der Art der gefragten Wohnungen 
zu Ungunſten der Großwohnungen geändert und 
außerdem örtlich verſchoben hat. In den größeren 
Städten iſt er bedeutend geringer geworden. In 
den mittleren und kleinen Landſtädten iſt er jedoch 
nach einer in Oſtpreußen von der Oſtpreußiſchen 
Heimſtätte angeſtellten Erhebung bedeutend geſtiegen. 
Es gibt viele Kleinſtädte, in denen keine Wohnungen 
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frei find und andere, in denen nur einige Vier⸗ 
bis Sechszimmerwohnungen zu haben find. Man 
wird dies als eine Auswirkung der Abwanderung 
aus den Großſtädten und der mangelnden Zuwan⸗ 
derung vom Lande nach den Großſtädten werten 
müſſen. 

Die Zahl der Bauerlaubniſſe und Baubeginne, 
die das Statiſtiſche Landesamt für die Gemeinden 
mit mehr als 50 000 Einwohnern ermittelt hat, iſt 
gegenüber der Zahl der Bauvollendungen im Ver⸗ 
hältnis zu 1930 erheblich zurückgegangen, beſonders 
in Berlin. Es muß danach für das Jahr 1932 
mit einer weiteren bedeutenden Minderung des 
Wohnungsbauergebniſſes gerechnet werden. 


Das Bild in der geſamten Bauwirtſchaft iſt noch 


bedeutend ungünſtiger. Im gewerblichen und öffent⸗ 


lichen Bau wird die Verringerung der Neubauten 


für das Jahr 1931 gegenüber 1930 auf rd. 45 v. H. 
geſchätzt. Die geſamte Bauwirtſchaft leidet, da der 
Wohnungsbau regelmäßig nur % einzunehmen pflegt, 
demnach weit mehr unter der Kriſe als die einzelnen 
Zweige der induſtriellen Produktion. Der Rückgang 
der Erzeugung wird dort gegenüber 1930 nur um 
17,3 v. H., d. h. noch nicht um die Hälfte des Ver⸗ 
luſtes der Bautätigkeit geſchätzt. 


Zukünftige Wohnungswirtſchaft 


Die vorausſichtliche Entwicklung der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft ſteht unter dem wenig ermutigenden 
Zeichen der Notverordnung vom 8. Dezember 1931. 
Die Förderung des Wohnungsbaues mit öffentlichen 
Mitteln hat durch die Kürzung des Hauszinsſteuer⸗ 
aufkommens und die Verwendung eines erhöhten 
Teils für die allgemeinen Haushaltsbedürfniſſe faſt 
ihr Ende gefunden. 
ordnung vom 23. Dezember 1931 bringt die 
Senkung der Hauszinsſteuer um 20 % ab 1. April 1932. 
Sie ſchließt ſich damit der in der Reichsnotver⸗ 
ordnung getroffenen Regelung an. Die Haushalts- 
ſchwierigkeiten Preußens haben darüber hinaus noch 
zur Folge gehabt, daß von dieſem gekürzten Teil 
der Hauszinsſteuer für das Rechnungsjahr 1932 
nur 50 Millionen Reichsmark zur Förderung der 
Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
zu verwenden ſind. Die Deutſche Volkspartei hatte 
zwar am 3. Februar 1931 im Hauptauſchuß des 
Preußiſchen Landtages in einem Antrage auf Auf⸗ 
hehung des vierten und fünften Teils der zweiten 
Sparverordnung unter anderem beantragt, den An⸗ 
teil zur Förderung der Bautätigkeit auf 120 Milli⸗ 
onen Reichsmark zu erhöhen. Die Regierungsparteien 
haben dieſen Antrag jedoch abgelehnt, ſodaß mit 
einer Bereitſtellung öffentlicher Mittel für den 
Wohnungsbau von mehr als 50 Millionen Reichs⸗ 
mark im Jahre 1932 nicht gerechnet werden kann. 
Die noch zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen 
über die Verteilung dieſer Mittel werden wahr⸗ 
ſcheinlich noch eine weitere Kürzung des Anteils 
für die Neubautätigkeit bringen, da ein Teil 
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der Mittel für die Erhaltung und Verbeſſerung 
des Altwohnraums zu verwenden ſein wird. 

Darüber hinaus herrſcht aber in maßgebenden 
politiſchen Kreiſen das Beſtreben vor, die Förderung 
des Wohnungsbaues mit öffentlichen Mitteln ganz 
abzubauen. Wenn im Jahre 1932 dieſe Bes 
ſtrebungen zu Tatſachen werden ſollten, ſo wäre 
mit einem vollſtändigen Niedergang der Wohnungs⸗ 
bauwirtſchaft zu rechnen, denn privates Kapital fehlt 
faſt vollſtändig wegen der andauernden Kreditkriſe. 

Aus dieſen Wirtſchaftserſcheinungen ergeben ſich 
aber zwangsläufige Forderungen für die öffentliche 
Wohnungspolitik. Falls man den Dingen ihren 
Lauf läßt, ſo wird viel zerſtört werden, was in 
den letzten Jahren unter erheblichen Opfern ge⸗ 
ſchaffen wurde. Die Forderungen der Wohnungs⸗ 
reform beſtehen auch heute noch fort. Denn „das 
Bedürfnis nach geſundem und preiswertem Wohn⸗ 
raum wird ſolange nicht als befriedigt angeſehen 
werden können, als es Wohnhöhlen in Deutſchland 
gibt, von denen trotz aller Aufklärungsbeſtrebungen 
die große Öffentlichkeit nicht weiß, oder, was 
ſchlimmer iſt, wiſſend ſchweigt.“ Dies ſchreibt der 
Geſchäftsführer des Deutſchen Vereins für Wohnungs⸗ 
reform in der Germania vom 26. Januar 1932 
auf Grund der eingehenden Ermittelungen des 
Vereins. 

Es gibt auch noch eine Wohnungsnot. Denn 
die veränderte wirtſchaftliche Lage hat lediglich 
die Bedürfniſſe nach Wohnraum verſchoben und 
nicht gedeckt. Die Flucht der Mieter aus den 
Großwohnungen in die Kleinwohnungen, die durch 
daß außerordentliche Kündigungsrecht der letzten 
Notverordnung noch erleichtert wird, entſpricht nicht 
etwa veränderten wohnkulturellen Anſchauungen, 
ſondern iſt lediglich eine Folge des verminderten 
Einkommens, alſo das äußere Kennzeichen der 
wirtſchaftlichen Not. 

Mit dieſen wirtſchaftlichen Kriſenerſcheinungen muß 
die Wohnungspolitik rechnen. Sie ſind die Grund⸗ 
lage für die Entwicklung des künftigen Wohnungs⸗ 
marktes. Die Erkenntnis, daß es weniger auf die 
Menge des geſchaffenen Wohnraums als auf die 
Billigkeit der Wohnung ankommt, iſt leider in den 
letzten Jahren nicht immer Richtlinie der Wohnungs⸗ 
politik geweſen. Erſt 1931 nahmen die billigen 
Kleinwohnungen mehr als die Hälfte der neu er⸗ 
richteten Wohnungen ein. Vorher waren es nur rund 
40%. Es iſt danach zu ſtreben, daß das Baus 
kapital in den kommenden Jahren nicht wieder in 
ähnlicher Weiſe fehlgeleitet wird. 

Darum beſteht die Aufgabe der künftigen 
Wohnungspolitik in erſter Linie in der An- 
paſſung des Wohnungsangebots auf die ver— 
änderte Nachfrage, demnach in der Zerle— 
gung von Großwohnungen in den möglichen 
Grenzen und in der Schaffung billiger Klein— 
wohnungen, deren Standort nach arbeits- 
politiſchen Grundſätzen ohne Rückſicht auf 
die Grenze der Gemeinde zu ermitteln iſt. 
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Es find demnach die Aufgaben der jozialen Bau⸗ 
wirtſchaft noch lange nicht gelöſt. Die Aufgaben 
ſind vielmehr noch ſchwieriger geworden. Für die 
nächſten Jahre ſind nach den Ausführungen von 
Staatsſekretär Scheidt in der Deutſchen Bauzeitung 
vom 16. 12. 31 dreierlei Maßnahmen notwendig: 
„Schaffung von vorſtädtiſchen Kleinſiedlungen nach 
dem Reichsprogramm neben der noch ſtärker zu för⸗ 
dernden landwirtſchaftlichen Siedlung, die Teilung 
von größeren und großen Altwohnungen, um den 
für die heutigen Verhältniſſe mit untragbaren 
Mieten belaſteten Altwohnraum entſprechend zu | 
verwerten, die Schaffung von Kleinwohnungen mit 
billigſten Mieten in Gemeinden, in denen ein Bedarf 
an ſolchen unbedingt anzuerkennen iſt. Um die Be⸗ 
völkerung nicht völlig im Wohnungselend verſinken 
zu laſſen, wird Bedacht darauf zu nehmen ſein, für 
das nächſte Jahr mit Hilfe der genannten drei 
Maßnahmen allerwenigſtens 150 000. neue Woh⸗ 
nungsgelegenheiten, d. h. etwa die Hälfte des ob⸗ 
jektiv Notwendigen zu ſchaffen.“ 

Dies ſind dringende Forderungen der Wohnungs⸗ 
politik. Darum müſſen zu ihrer Erfüllung die Mittel 
unter allen Umſtänden beſchafft werden. Für die 
nächſten Jahre werden, wenn die Mittel aus der 
abzulöſenden Hauszinsſteuer nicht mehr vorhanden 
ſind und die Rückflüſſe aus den ausgegebenen Haus⸗ 
zinsſteuermitteln nicht ausreichen, andere Mittel aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen für den Woh⸗ 
nungsbau bereitgeſtellt werden müſſen. Dies läßt 
ſich ſteuerpolitiſch als eine Erſatzleiſtung dafür recht⸗ 
fertigen, daß die Hauszinsſteuer in den vergangenen 
Jahren und jetzt zum größeren Teil nicht für den 
Wohnungsbau verwendet worden iſt, ſondern für 
allgemeine Staatszwecke in den Haushalt geſtellt 
wurde. 


Kredit und Währung 

Die allgemeine Wirtſchaftskriſe nimmt immer 
ſchärfere Formen an. Die Störung des Kredit⸗ 
verkehrs hat zu Lähmungserſcheinungen im Wirt⸗ 
ſchaftsorganismus geführt, im Oſten durch das bei 
der Landwirtſchaft eingeführte Sicherungsverfahren 
zu faſt vollſtändigem Stillſtand des geſamten wirt⸗ 
ſchaftlichen Kreislaufs. Es iſt deshalb entgegen der 
Meinung vieler Wirtſchaftskritiker, die ebenſo wie 
viele Politiker in lethargiſcher Verſenkung ausruhen 
und eine von ſelbſt eintretende Beſſerung der Wirt⸗ 
ſchaftslage erhoffen, ſehr eifrig, wenn auch vorſichtig, 
zu erwägen, ob nicht eine Belebung der Wirtſchaft 
von der Kreditſeite her möglich gemacht werden 
kann. In dieſer überlegung liegt die vielfach be⸗ 
ſtrittene, wirtſchaftspolitiſche Rechtfertigung dafür, 
daß der Präſident des Statiſtiſchen Reichsamts, 
Profeſſor Dr. Wagemann, in Gemeinſchaft mit 
anderen Perſönlichkeiten einen Reformplan für Kredit 
und Währung ausgearbeitet und auch veröffentlicht 
hat. Zum Zwecke der Lockerung der eingefrorenen 
Wirtſchaftskredite, der Befreiung des Staates und 
der Gemeinden von den ſchwebenden Schulden er⸗ 
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ſtrebt Wagemann einen Umbau des deutſchen Geld-, 
Kredit⸗ und Bankenweſens. Nach ſeiner Anſicht 
haben ſich die Banken einſchließlich der Reichsbank 
der beträchtlichen Entwicklung des bargeldloſen Ver⸗ 
kehrs, der das ſogenannte Giralgeld umfaßt, in 
ihren Geſchäften nicht genügend angepaßt. Darum 
trennt Wagemann die beiden Arten von Zahlungen, 
einmal die Kreditgewährung und Schuldenzahlung der 
Wirtſchaftsbetriebe, alsdann die Zahlung der Löhne 
und Gehälter mit ihrer Verwendung in der Ver⸗ 
brauchswirtſchaft. Bei den zuerſt genannten Zah⸗ 
lungen handelt es ſich um Austauſchmittel der Pro⸗ 
duktionswirtſchaft, bei den anderen um ſolche der 
Verbrauchswirtſchaft. Jene Zahlungen werden meiſt 
mit Giralgeld oder mit größeren Banknoten geleiſtet, 
dieſe dagegen mit Münzen und kleinen Noten. Die 
Kreditgewährung und Schuldenzahlung der Pro⸗ 
duktionswirtſchaft war bisher meiſt den privaten 
Banken überlaſſen. Im Wagemannplan kommt 
zum Ausdruck, daß die Kontrolle hier nicht ausge⸗ 
reicht habe und kurzfriſtige Kredite für langfriſtige 
Zwecke verwendet worden ſeien. Man müſſe darum 
für eine ſorgfältigere Kreditgewährung in der Pro⸗ 
duktionswirtſchaft ſorgen. Demnach muß das 
Giralgeld kontrolliert werden. Für die etwa 20 
Milliarden Reichsmark gewährten Kredite für Be⸗ 
triebszwecke ſollen die Privatbanken eine Giroreſerve 
bei der Reichsbank hinterlegen, die 10% für Kredite 
bis zu 3 Monaten und 3 Z für längere Kredite be⸗ 
tragen ſoll. Dieſe Reſerve ſoll dann mit den Gold⸗ 
und Deviſenbeſtänden die Deckung für die großen 
Noten und die Gewähr für eine größere Flüſſigkeit 
der Banken bieten. Für die kleinen Noten ſoll 
eine andere Deckung, nämlich in Form einer ewigen 
verzinslichen Staatsſchuld des Reichs von 3 Milli⸗ 
arden Reichsmark vorgeſehen werden, da hierfür 
Gold und Deviſen nicht erforderlich ſeien. Auf dieſe 
Weiſe hofft Wagemann ſowohl die öffentliche ſchwe— 
bende Schuld bei den Banken zu tilgen und anderer⸗ 
ſeits für die Produktionswirtſchaft neue Kreditmög⸗ 
lichkeiten ſchaffen zu können. Dies würde dann 
gleichzeitig eine Lockerung der eingefrorenen Wirt⸗ 
ſchaftskredite und den Beginn einer Verluſtbereini⸗ 
gung der Privatwirtſchaft zur Folge haben. 

Die Gedankengänge Wagemanns und ſeiner Mit⸗ 
arbeiter ſind keineswegs neu. Auch in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift ſind die Probleme bereits eingehend behandelt 
worden.“) 

Auf die Abwandlungen der Reformvorſchläge 
kommt es dabei im einzelnen nicht ſo ſehr an. 
Entſcheidend iſt vielmehr das Beſtreben, durch Ein⸗ 
führung einer neuen Notendeckung die Abhängigkeit 
des Zahlungsmittelumlaufs im Inlande zum Teil 
oder auch ganz von der Gold- und Deviſendeckung 
der Reichsbank, die für die Zahlungsbilanz mit 
dem Auslande unentbehrlich iſt, zu beſeitigen. 


*) Vergleiche Neumann „Siedlun: 
einer inländiſchen Nebenwährung?“ 
und „Geldwirtſchaft“ Seite 68 ff, 
Seite 128 ff. 


gskredit im Rahmen 
Jahrg. 13, Seite 3 ff 
Bier „Nebenwährung?“ 


Wagemann will neben der ſehr zu begrüßenden 
Kreditreform für einen Teil der Umlaufsmittel die 
Deckung durch Wertpapiere für eine dauernde Staats⸗ 
ſchuld genügen laſſen. In dem in der Anmerkung 
bezeichneten Aufſatze „Siedlungskredit im Rahmen 
einer inländiſchen Nebenwährung?“ find die Hypo⸗ 
theken auf den Siedlungsgrundſtücken als Deckungs⸗ 
mittel vorgeſchlagen. Entſcheidend iſt allein, ob 
bei allen dieſen Vorſchlägen eine Krediterweiterung 
mit inflationiſtiſcher Wirkung vermieden wird. Dies 
wird von allen Vertretern derartiger Reformpläne 
angeſtrebt. Dabei muß man ſich aber überlegen, 
daß das Wort „Inflation“ urſprünglich für eine 
ganz beſondere Art von zuſätzlicher Kaufkraft ge⸗ 
braucht worden iſt, nämlich für das aus der Kredit⸗ 
finanzierung hervorgehende Mißverhältnis zwiſchen 
Geldſchöpfung für Kreditzwecke und der verbleibenden 
allgemeinen Produktion. Inflation iſt daher die 
Folge der Kriegsfinanzierung oder der finanziellen 
Liquidation des Krieges. Wenn durch Noten oder 
Buchkredite eine zuſätzliche Kaufkraft geſchaffen wird, 
die ſchließlich in einer Steigerung der Produktivität 
der Volkswirtſchaft ausmündet und aus dieſer — 
durch die Entſtehung von neuem Kapital — ſpäter 
eine Rückbildung erfährt, dann iſt dies keine Infla⸗ 
tion, 
ſelbſt wenn ſich vorübergehende, preisſteigende Ten⸗ 
denzen einſtellen ſollten. (So Prof. Dr. Prion, der 


Verfaſſer des 1918 erſchienen Buches „Inflation 


und Geldentwertung“ im Bankarchiv Jahrg. XXXI, 
S. 179). 

Es kommt vielmehr darauf an, daß im end⸗ 
gültigen Ergebnis einer produktiven Kreditſchöpfung 
die Geldentwertung vermieden und eine Belebung 
der Wirtſchaft herbeigeführt wird. Dieſen Nachweis 
hat Profeſſor Wagemann für ſeinen Plan erbracht. 
Die von ihm vorgeſchlagene Umbildung der Kredit⸗ 
organiſation bringt ſogar für die Reichsbank als 
die verantwortliche Stelle zur Anpaſſung des Noten⸗ 
umlaufs an das Handelsvolumen (Quantitätstheorie) 
eine Verſtärkung ihrer jetzigen Macht durch eine 
größere Herrſchaft über den Geldmarkt. Auch der 
vorgeſehene 3 Milliardenkredit an das Reich iſt 
kein zuſätzlicher. Es handelt ſich hierbei um keine 
Kreditſchöpfung, ſondern nur um eine Kreditum⸗ 
formung im Sinne einer Fundierung von Kurze 
krediten in Langkredite, indem die kurzfriſtigen 
Schulden von Reich, Ländern und Gemeinden bei 
Sparkaſſen und Notenbanken in echte Langkredite 
umgebildet werden ſollen. Durch die Entlaſtung 
ſollen Möglichkeiten beſſerer und billigerer Kredit⸗ 
verſorgung für die Produktionswirtſchaft geſchaffen 
werden. Auch der vielfach erhobene Vorwurf der 
Doppelwährung mit den durch den Satz „Schlechtes 
Geld verteibt gutes Geld“ gekennzeichneten Gefahren 
iſt unberechtigt. Es handelt ſich nämlich lediglich 
um eine Erweiterung des Kontingents für Scheide- 
münzen, die mit den Nachteilen einer Doppel⸗ 
währung nicht belaſtet iſt. Die Einführung eines 
inländiſchen „Zwangskurſes“ würde verhindern, 


ſondern eine produktive Krediterſchöpfung, 


daß im Verkehr eine verſchiedene Bewertung im 
Verhältnis zu den valutariſchen Zahlungsmitteln 
einſetzt. Profeſſor Wagemann führt ſelbſt gegen⸗ 
über der öffentlichen Kritik ſeines Reformplanes in 
dem letzten Vortrage bei der Studiengeſellſchaft 
für Geld⸗ und Kreditwirtſchaft aus: Die Reform 
wolle keine Valutaverſchlechterung, keine Binnen⸗ 
währung für kleine Leute und keine Außenwährung 
für die Reichen, alſo keine Doppel- oder Parallel- 
währung, keine Noten- oder ſonſtige Inflation, zu⸗ 
mal ſie nicht einmal eine Notenvermehrung vorſehe, 
aber auch keine Deflation. Was der Reformplan 
erſtrebe, ſei die Zurückholung der inländiſchen 
Gelder in den Bankenapparat und damit Steigerung 
der Liquidität der Kreditinſtitute und der Wirt⸗ 
ſchaft, ferner Hemmung der Kapitalflucht und Zurück⸗ 
lenkung des ins Ausland gegangenen Kapitals, 
Auftauung der eingefrorenen Kredite. Damit ſollten 
neue Möglichkeiten der Kreditverſorgung für die 
Produktionswirtſchaft eröffnet und eine beſſere, kredit⸗ 
politiſche Steuerung hergeſtellt werden. Wenn dies 
erreicht werde, ſo ſei freilich eine unmittelbare, 
konjunkturpolitiſche Belebung noch nicht gegeben. 
Im ganzen ſei aber erreicht, daß vor allem die 
Rentenwerte und andere Vermögenswerte beſſer 
geſichert würden. 

Auch das von Profeſſor Dr. Prion in ſeinem 
Aufſatze „Geldreform und Reichsbank“ (Bankarchiv 
Jahrgang XXXI, S. 179) habe überſehen, daß die 
von ihm vorgeſchlagene Anderung des Bankgeſetzes 
das Haager Protokoll, das dem Voungplan bei⸗ 
gegeben iſt, berühren könnte, läßt ſich durch eine 
ſinnentſprechende Auslegung der einſchlägigen Vor⸗ 
ſchriften entkräften.“) 

Die gegen den Wagemannplan vorgebrachten 
rechtlichen und wirtſchaftlichen Gründe ſind daher 
nicht ſtark genug, um die vorgeſchlagene Reform 
als verfehlt zu betrachten. Wohl aber bildet die 
von Profeſſor Bonn und Profeſſor Dr. Prion über⸗ 
einſtimmend hervorgehobene Verbundenheit der Wirt— 
ſchaft mit der Politik (Bankarchiv Jahrgang XXXI, 
S. 172 ff, 176 ff) zur Zeit ein Hindernis für die 
Einführung der von Wagemann vorgeſchlagenen 
Reform. 

Es iſt richtig, daß ſich dieſe Verbundenheit von 
Politik und Wirtſchaft in neueſter Zeit durch den 
Abſchluß des letzten Stillhalte-Abkommens beſonders 
gefeſtigt hat. Die Geſchäftsgrundlage für dieſes 
Abkommen iſt nämlich die unveränderte Geltung 
unſerer Währungsbeſtimmungen und die unveränderte 


) Für dieſe Frage gelten meine Ausführungen über 
die Einführung einer inländiſchen Nebenwährung (Heft 1, 
S. 5) entſprechend. Rechtlich und wirtſchaftlich hängen 
jene Vorſchläge mit den währungspolitiſchen Plänen Wage⸗ 
manns jo eng zusammen, daß die grundſätzlichen Aus⸗ 
führungen jenes Aufſatzes auf Seite 5—7 als Ergänzung 
zu der hier gegebenen Kritik herangezogen werden können. 
Die hier gegebene Stellungnahme zum Wagemannplan 
iſt gleichzeitig eine Widerlegung des von Dr. F. Bier in 
Heft 4, S. 130, erhobenen Bedenkens der inflatoriſchen 
Wirkung derartiger Währungsmaßnahmen. 


226 


ZZ, 


Stellung der Reichsbank in unſerem Wirtſchafts⸗ 
organismus, der das Stillhalte-Abkommen einen 
großen Einfluß bei den Auslandsüberweiſungen, 
eine Art Vetorecht, zuweiſt. 


Dieſe politiſchen Schwierigkeiten ſind 
aber kein Mangel irgendwelcher Reform⸗ 
vorſchläge zur Ambildung unſeres Kredit⸗ 
und Währungsweſens, ſondern nur ein 
Zeichen dafür, daß unſere Wirtſchaftspolitit 
in der Richtung gehen muß, damit nutz⸗ 
bringende Reformen auch durchgeführt 
werden können. 


Die neue Verordnung des Herrn Reichspräſidenten 
zur beſchleunigten Durchführung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Entſchuldung im Oſthilfegebiet vom 6.2. 1932 
(RG Bl. 1, 59) iſt als ein Verſuch der Kreditreform 
auf einem Einzelgebiet zu begrüßen. 
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Wirkſamer wäre aber eine Geſamtkredit— 
reform, die im Zuſammenhang mit einem 
großen Programm der Arbeitsbeſchaffung 
durchgeführt würde. Darum muß auch für die 
Kredit- und Währungspolitik die Forderung 
erhoben werden, die bereits in Heft 4 bei 
der Betrachtung von „Notverordnung und 
Arbeitsloſigkeit“ für die notwendigen Maß— 
nahmen der Arbeitsbeſchaffung begründet 
wurde: 

„Der Gedanke der Selbſtverſorgung im 
Rahmen der Nationalwirtſchaft wird mehr 
als in der Vierten Notverordnung zu berück— 
ſichtigen ſein. Denn Deutſchland kann nur 
dadurch ſich einen Platz auf dem Weltmarkt 
wieder erobern, wenn es ſeine Wirtſchaft 
zunächſt möglichſt unabhängig vom Aus— 
lande geſtaltet und feſtigt“. Dr. F. N. 


Veſprechungen 


Siedlungs⸗ und Standortsfragen im Wirtſchafts⸗ 

gebiet Groß⸗Berlin, Vortrag von Architekt Dr. Pfann⸗ 
ſchmidt im kommunal⸗wiſſenſchaftlichen Inſtitut 
der Univerſität Berlin.“) 

Die Anſätze für ein planmäßiges Vorgehen in der 
Siedlungstätigkeit im Raum Groß-Berlin ſind gering. 
Nach ausſichtsreich ſcheinenden Anfängen für eine 
die alten Feſſeln des Städtebaues ſprengenden 
Planung für Groß-Berlin ſelbſt (1909) ruht — 
wenigſtens nach den ſichtbaren Ergebniſſen — jede 
weitere großflächige Planung, die den neueren An⸗ 
ſchauungen der Landesplanung entſpricht. Der Landes⸗ 
planungsverband Brandenburg-Mitte umfaßt nur die 
ſechs Randkreiſe um Berlin, deſſen kommunale Grenzen 
für ihn eine chineſiſche Mauer bedeuten. 

Im Hinblick auf dieſe Verhältniſſe und im Zu⸗ 
ſammenhang mit der wiederholt vertretenen Forde— 
rung, Siedlung und Wirtſchaft enger zu verbinden 
und großräumiger zu überſchauen, verdient der Vor⸗ 
trag von Dr. Pfannſchmidt⸗Berlin, der kürzlich im 
kommunal⸗-wiſſenſchaftlichen Inſtitut der Univerfität 
Berlin gehalten wurde, ſorgfältige Beachtung. 

Den Ausgangspunkt bildete eine Unterſuchung der 
Wirtſchaftsſtruktur Oſtdeutſchlands. 

In der menſchenarmen norddeutſchen Tiefebene 
konnte ſich in Ermangelung von Rohſtoffen und kauf⸗ 
kräftiger landwirtſchaftlicher Bevölkerung kein ſtarkes 
ſtädtiſches Gewerbe entwickeln. Die Landwirtſchaft 
mußte großbetrieblich organiſiert werden und ſich 
Abſatzgebiete auf ferneren Märkten ſuchen, da die 
benachbarten Kleinſtädte als Abſatzmärkte zu ſchwach 
waren. 

Groß-Berlin weiſt eine Sonderentwicklung auf und 
iſt im Mittelpunkt eines weiteren Wirtſchaftsgebietes 
etwa innerhalb des Städtedreiecks Stettin, Frank⸗ 


BR. vgl. für ent Er Aufgaben en ee 
nung für das Wirtſchaftsgebiet Groß-Berlin, Baus 
gilde 1931, Heft 24. 5 5 


furt a. O. und Brandenburg zu betrachten, in dem 
gewerbliche und ländliche Siedlung im Zuſammen⸗ 
hang miteinander zu entwickeln ſind. 

Südlich dieſes Gebietes wird die Provinz Branden⸗ 
burg von dem Breslau-Bremer⸗Urſtromtal und dem 
ſandigen Fläming durchſchnitten, der für landwirt⸗ 
ſchaftliche Kleinſiedlungen ungeeignet iſt. Die ſüdlich 
hiervon und weſtlich der Elbe liegenden Wirtſchafts⸗ 
gebiete zeigen im Gegenſatz hierzu eine enge Durch—⸗ 
dringung landwirtſchaftlicher Betriebe aller Größen— 
ordnungen mit verſchiedenartigen rohſtoffgebundenen 
und verarbeitenden Gewerben. Dieſer allgemeinen 
Wirtſchaftsſtruktur der Wirtſchaftsgebiete entſpricht 
ihr verſchiedenartiges Faſſungsvermögen an Erwerbs⸗ 
tätigen und die Zu- und Abwanderung in den letzten 
Jahrzehnten, wie aus einer graphiſchen Überſicht 
über die Bevölkerungszu⸗ und abnahme von 1875 
bis 1925 erſichtlich wurde. Die öſtlich des genannten 
Städtedreiecks liegenden Teile der Mark Branden- 
burg weiſen Abwanderungsverluſte, andere Teile 
eine geringe Zuwanderung auf. 

Für die zukünftige Siedlungspolitik müſſen dieſe 
wirtſchaftlich ſtrukturellen Grundlagen von um jo 
größerer Bedeutung ſein, je mehr allgemein aner⸗ 
kannt wird, daß Wirtſchaft und Siedlung auf das 
Engſte verknüpft ſind. 

Durch die ſinkenden Weltmarktpreiſe der land— 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſind die größeren land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe im allgemeinen unrentabel 
geworden. Sie müſſen mit der Zeit durch rentablere 
Betriebsarten erſetzt werden: Auf ſchlechteſten Böden 
Zuſammenlegung zu landwirtſchaftlichen oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Großbetrieben mit extenſiver Wirt⸗ 
ſchaft, auf beſſeren Böden und bei guter Marktlage 
Anlegung bäuerlicher Kleinbetriebe, die kriſenfeſter 
und weniger lohnempfindlich ſind. Ihre örtliche 
Lage iſt nicht nur von den Bodengütern, ſondern 
ebenſo von der Lage zu den Klein- und Mittel- 
ſtädten und von deren Gedeihen abhängig. Der 
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Landwirt verdient bei dem Verkauf feiner Erzeug⸗ 


niſſe auf dem benachbarten Markt den Händler⸗ 
gewinn ſelbſt und erzielt bei größerer Marktnähe 


außerdem einen zuſätzlichen Frachtgewinn. Die land⸗ 


wirtſchaftliche Siedlung wird damit durch eine Ver⸗ 


dichtung der Bauernſtellen näher dem ſtädtiſchen 


Markt und durch eine Verdichtung der gewerblichen 


Bevölkerung in den Klein- und Mittelſtädten rentabler. 


Die gewerbliche Entwicklung im weiteren Wirt⸗ 


ſchaftsgebiet von Groß-Berlin hat bereits zu einer 


Verdichtung der Bevölkerung innerhalb des erwähnten 
Städtedreiecks geführt, deren Grenzen im Oſten die 
Oder und im Süden der ſandige Fläming bildet. 
Die Entwicklung der kleineren Gewerbeorte iſt jedoch 
infolge überſtarker Zentraliſation der Waſſerſtraßen 
und Eiſenbahnen, durch beſſere Wirtſchaftsfürſorge 
und ſoziale Einrichtungen Groß-Berlins gehemmt 
worden. Die Kriſenfeſtigkeit Groß⸗Berlins und der 
übrigen großſtädtiſchen Arbeitsmärkte Oſtdeutſchlands 
iſt dabei weſentlich geringer als die der ländlichen 
Arbeitsgebiete. 

3. 3t. find in Berlin etwa 500 000 Erwerbsloſe, 
deren reſtloſe Eingliederung in den Groß-Berliner 
Arbeitsmarkt in den nächſten Jahren wohl kaum 
möglich ſein wird. Es wird daher jede Gelegenheit 
zu benutzen ſein, Erwerbsloſe aus der Großſtadt in 
die beiten Gewerbeſtandorte des weiteren Groß⸗ 
Berliner Wirtſchaftsgebietes auszuſiedeln und dort 
die kleinſtädtiſchen Arbeitsmärkte vorſorglich zu ſtärken, 
auch wenn im Augenblick noch keine volle Beſchäfti— 
gungsmöglichkeit beſteht. Zum Nachweiſe, daß die 


ländlichen Arbeitsmärkte der Oſtprovinzen eine 


relativ ſtarke Aufnahmefähigkeit beſitzen, 
Dr. Pfannſchmidt folgende Zahlen an. 

Am 15. 10 entfielen auf das Hundert der Ge—⸗ 
ſamtbevölkerung an Erwerbsloſen 


führte 


im Landesarbeitsamtsbezirk 90 


Oſtpreußen 2,8 
Pommer 9 
Brandenburg mit Groß-Berlin. 8,5 
Brandenburg ohne Groß-Berlin. 4,0 


in den Städten 


Königsberg . 9,3 
Stettin 10,6 
Berlin A 11,6 
Brandenburg . . 18,4 
Frankfurt a. d. Ode 10,6 


Bei Einführung der ſogenannten „Kurzſchichten⸗ 
ſiedlung“ werden die auszuſiedelnden Erwerbsloſen 
ſchneller in die Arbeitsmärkte der Provinz einge⸗ 
gliedert werden können, als das bei den in Groß— 
Berlin verbleibenden Erwerbsloſen innerhalb des 
engeren Wirtſchaftsgebietes von Groß-Berlin (höhere 
Grundſtückspreiſe und Verkehrsunkoſten!) möglich 
ſein wird. 


Für das engere und weitere Wirtſchaftsgebiet 
von Groß⸗Berlin können nur durch eine einheitliche 
Wirtſchaftsplanung die notwendigen Grundlagen für 
eine planmäßige Siedlung geſchaffen werden. Hierzu 
ſind insbeſondere die örtlichen Standortsbedingungen 
der einzelnen Gewerbegruppen der gewerblichen Sied— 
lung und der landwirtſchaftlichen Siedlungen zu unter⸗ 
ſuchen, die Anſiedlung der Erwerbsloſen (Neben— 
erwerbsſiedlungen) hätte hiernach an den beſten Stand⸗ 
orten mit ausreichender Landzulage zu erfolgen. Die 
landwirtſchaftlichen Siedlungen wären in der Nähe 
der kleinſtädtiſchen Gewerbeſtandorte zu verdichten. 
Dieſe Maßnahmen und die Dezentraliſation Groß⸗ 
Berlins bewirken: Strukturverbeſſerungen des Groß⸗ 
Berliner Arbeitsmarktes, der ſich nach Ausſiedlung 
grundrenten-empfindlicher und arbeitskoſten⸗empfind⸗ 
licher Betriebe auf qualifiziertere Gewerbe beſchränkt; 
Feſtigung der kleinſtädtiſchen Arbeitsmärkte durch 
Vermehrung kriſenfeſter Arbeitsmärkte mit landwirt⸗ 
ſchaftlichem Nebenerwerb auf billigem Grund und 
Boden, deſſen Erträge bei gleichen Reallöhnen eine 
Senkung der Nominallöhne gegenüber dem groß— 
ſtädtiſchen Arbeitsmarkt geſtatten; Stärkung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlung durch Verbeſſerung der 
örtlichen Abſatzmärkte in den kleinſtädtiſchen Ge— 
werbeorten; Stärkung des großſtädtiſchen und klein 
ſtädtiſchen Handels durch Belebung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen und kleinſtädtiſchen Abſatzgebiete. 


In der anſchließenden Ausſprache, an der ſich 
u. a. Vertreter der Zentralbehörden, der Kommunal⸗ 
ſpitzenverbände, einzelner Kommunen uſw beteiligten, 
wurden zwar verſchiedentlich Einwendungen gegen 
die Ausführungen des Referats gemacht, insbeſon⸗ 
dere wurde bezweifelt, daß in abſehbarer Zeit Aus⸗ 
ſicht für die Hinausverlegung gewerblicher Betriebe 
aus Groß-Berlin beſtehen werde. 


Fraglich ſei auch, ob aus der Statiſtik über das 
Verhältnis der Erwerbsloſen in den Städten und 
in den ländlichen Bezirken ohne weiteres Schlüſſe 
für eine ſtarke Aufnahmefähigkeit des ländlichen 
Arbeitsmarktes gezogen werden können. Jedenfalls 
würden nähere Unterſuchungen über die vorausſicht⸗ 
liche Entwicklung der einzelnen Gewerbebetriebe un⸗ 
erläßlich ſein. 


überwiegend wurde aber zum Ausdruck 
gebracht, daß zu einer planmäßigen För- 
derung der Nebenerwerbsſiedlung in Ver⸗ 
bindung mit der landwirtſchaftlichen 
Siedlung eingehende Unterſuchungen im 
Sinne der Ausführungen des Referats 
zu machen ſein werden. 


Die Anregung, dieſe — auf wiſſenſchaftlicher Grund⸗ 
lage fußenden und unter Beteiligung aller in Frage 
kommenden amtlichen und halbamtlichen Stellen, 
Wirtſchaftsverbänden uſw. anzuſtellenden — Unter⸗ 
ſuchungen durch Bereitſtellung von Mitteln ſtaat⸗ 
licherſeits zu fördern, verdient in Anbetracht der 
Dringlichkeit der Löſung des Problems Beachtung. 
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Daß dieſe Anterſuchungen ſich auf weitere Gebiete 
erſtrecken müſſen, als fie die z. Zt. beſtehenden Landes⸗ 
planungsverbände umfaſſen, ergibt ſich aus der Be⸗ 
trachtung der provinziellen Wirtſchaftsſtruktur. 

Aus einem von Dr. Pfannſchmidt ſchon 
früher aufgeſtellten Programm für eine Kar 
tierung der in Gang befindlichen neuen 
Koloniſation des deutſchen Oſtens und ihrer 
Standortbedingungen, auf die wir in einem 
der nächſten Hefte näher eingehen werden, 
iſt zu erſehen, daß es möglich iſt, durch den 
Ausbau von Wirtſchaftskartierungen trotz 
der großen Anzahl der verſchiedenartigen 
Geſichtspunkte überſichtliche Grundlagen für 
eine einheitliche Leitung der Siedlungsbe— 
wegung zu ſchaffen. 

Es wird zweifellos eingewandt werden, daß wegen 
der vielen unbekannten Faktoren keine geeigneten 
Grundlagen für eine einheitliche Wirtſchaftsplanung, 
nach der die Siedlungspolitik zu lenken iſt, aufge⸗ 
geſtellt werden können. Demgegenüber muß aber 
betont werden, daß es nach Abſchluß der Unter— 
ſuchungen ſicher möglich iſt, zumindeſt die arbeits⸗ 
marktpolitiſch relativ günſtigſten Standorte zu be⸗ 
stimmen. Auf Grund von mehr oder weniger ober⸗ 
flächlichen oder nur Teilgebiete erfaſſenden Kennt⸗ 


niſſen der Wirtſchaftsſtruktur dürfen entſcheidende 


langfriſtige Siedlungsmaßnahmen nicht getroffen 
werden. Es iſt beſſer, auf vorhandenen — wenn 
auch zum Teil unſicheren Zukunftsentwicklungen 
fußenden, aber mit der möglichen Gründlichkeit an⸗ 
geſtellten — Unterſuchungen aufzubauen, als wenn 
ohne dieſen unerläßlichen überblick gebaut und mit 
Sicherheit Kapital fehlgeleitet wird. 

Von immer zahlreicheren Stellen aus er— 
tönt der Ruf nach einer planmäßigen Wirt 
ſchafts- und Siedlungspolitik, nicht immer 
aus der klaren Erkenntnis heraus, daß 
ſich etwas völlig Neues vorbereitet, wohl 
aber aus der Einſicht, daß in dem ver- 
gangenen Jahrzehnt, in dem der Wohnungs— 
bau in nie geahntem Ausmaß gefördert 
wurde, manche Wohnung in einen arbeits- 
loſen Wirtſchaftsraum hineingebaut iſt. 

Die Erkenntnis, daß die National- 
wirtſchaft einer notwendigen Umſtellung 
entgegengeht, und daß eine neue den 
veränderten wirtſchaftlichen Bedingungen 
entſprechende Verteilung und Umſchichtung 
der Bevölkerung Lebensfrage iſt, wächſt 
leider erſt mit der zunehmenden Ver— 
ſchärfung der deutſchen Not. 

Regierungsbaurat Wedow, Berlin. 
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Baumarkt, Baupolitikund Wirtſchaftskriſe im Banne 
der Notverordnungen von Dr. Franz Wegener 
und Dr. Gerhard Otto, Carl Heymanns 
Verlag, Berlin 1931. RM. 3.—. 


Die Verfaſſer haben ſich die Aufgabe geſtellt, den 
Nachweis für die Schlüſſelſtellung der Bauwirtſchaft 
in der Geſamtwirtſchaft zu erbringen. Im erſten Teil 
der Schrift geben ſie einen Überblick über die Ur⸗ 
ſachen und Auswirkungen der Wirtſchaftskriſe in den 
verſchiedenen Wirtſchaftszweigen. Im zweiten Teil 
behandeln ſie die Auswirkungen dieſer Wirtſchafts⸗ 
vorgänge auf die Bauwirtſchaft. 


Die kurze, in allen Einzelheiten gegenwartsver⸗ 
bundene Broſchüre gibt uns ein Spiegelbild von 
der Zerriſſenheit der deutſchen Wirtſchaft. Bei der 
Beurteilung der bauwirtſchaftlichen Fragen neigt die 
Darſtellung jedoch ſehr zu einer intereſſenpolitiſchen 
Propaganda für das Baugewerbe, von dem nun 
einmal nicht zu leugnen iſt, daß es in den vergan⸗ 
genen Jahren der bauwirtſchaftlichen Hochkonjunktur 
künſtlich aufgebläht iſt. Aber neben dieſer eifrigen 
Vertretung einer Intereſſengemeinſchaft bringt die 
Arbeit eine neue Bekräftigung der im Schrifttum 
ſchon wiederholt vertretenen Forderungen für die 
heutige Wohnungs- und Lohnpolitik (vgl. u. a. meine 
Schrift „Neue Wege der Wohnungswirtſchaft“, 
Berlin 1931, Seite 5, 12 ff, 27 ff, 35 ff, 89 ff). 


Die Wohnungszwangswirtſchaft muß abgebaut 
und möglichſt ſchnell beendet werden. Die öffentliche 
Wohnungsbaufinanzierung darf aber nicht vorher, 
ſondern nur gleichzeitig vermindert werden. Ganz 
eingeſtellt wird ſie bei dem Kleinwohnungsbau nie⸗ 
mals werden können, wie ſchon im vergangenen 
Sommer auf dem internationalen Wohnungskongreß 
in Berlin anerkannt worden iſt. Das Lehrſtehen 
von großen Alt⸗ und Neubauwohnungen iſt kein 
Beweis für den vollſtändigen Ausgleich des Bedarfs, 
ſondern nur ein Zeichen dafür, daß am wirklichen 
Bedarf in den vergangenen Jahren vorbeigebaut 
worden iſt. Dieſer aus der kataſtrophenartig ſich 
verſtärkenden Wirtſchaftskriſe zu erklärende Mißſtand 
muß jetzt durch Förderung des Klein- und Kleinſt⸗ 
wohnungsbaues beſeitigt werden. Dabei darf aber 
nicht in den gegenteiligen Fehler verfallen werden. 
Es dürfen nicht Kleinſtwohnungen gebaut werden, 
die den anerkannten Grundſätzen der Hygiene wider- 
ſprechen und bald wiederum keinen Markt mehr 
haben werden. Die Verfaſſer betonen zutreffend, 
daß der Umbau von großen Altwohnungen zu unter⸗ 
laſſen iſt, wenn Anlage und Ausſtattung der Räume 
mit den durch die Umbildung des Berufslebens und 
den Fortſchritt der Technik gewandelten Zeitanſprüchen 
nicht immer in Einklang zu bringen ſind. 


Neben dieſer Unterſtützung des Kleinwohnungs⸗ 
weſens fordern die Verfaſſer mit Recht einen Aus⸗ 
bau der ländlichen Siedlung, beſonders in den Oſt⸗ 
provinzen. Dr. F. N. 
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Reichsheimſtättengeſetz vom 10. Mai 1920 nebſt 
den preußiſchen und anderen landesrechtlichen 
Ausführungsbeſtimmungen. Erläutert von Hans 
Krüger, Staatsſekretär des preuß. Miniſteriums 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Dritte vermehrte Auflage bearbeitet von Dr. jur. 
Fritz Wenzel, Regierungsrat a. D., Berlin. 
254 Seiten Oktav, 1930. Ganzleinenband 
6.— AM. Verlag von Reimar Hobbing in 
Berlin SW. 61. 


Die bereits lang erwartete dritte Auflage dieſes 
bekannten Kommentars liegt nunmehr vor. Der 
Verfaſſer hat die Bearbeitung der dritten Auflage 
wegen ſtarker dienſtlicher Inanſpruchnahme dem mit 
der Materie ſehr vertrauten Mitarbeiter Dr. Wenzel 
überlaſſen. Es iſt bei der Neubearbeitung ge⸗ 


lungen, den Anregungen und Fragen, die im Schrift⸗ 


tum und in der Praxis des Reichsheimſtättengeſetzes 


aufgetaucht ſind, nachzugehen und ſo die Erläuterungs⸗ 


ſchrift zu einem zuverläſſigen Führer durch das 
heutige Reichsheimſtättenrecht zu machen. Das 
Buch iſt eine brauchbare Handhabe für alle Betei⸗ 
ligten, mögen ſie ſich ſelbſt eine Heimſtätte ſchaffen 
oder in der Verwaltung das Heimſtättenweſen 
fördern wollen. 

Die Neubearbeitung verwertet insbeſondere auch 
alle weſentlichen gerichtlichen Entſcheidungen; ſie 
bringt zu dem wichtigen S 36 — Steuer- und 
Koſtenfreiheit — eine völlig ſtark erweitere Um⸗ 
arbeitung, erörtert ausführlich die in den früheren 
Auflagen nicht behandelte Frage des Konkurſes 
und der Feſtſetzung des Bodenwertes, die in der 
Praxis zu erheblichen Schwierigkeiten geführt hat. 
Die verſchiedenen beigegebenen Muſterverträge 
ſind neu überarbeitet unter vielfachem Hinweis auf 
die in der Praxis verwandten Muſter. — Außerdem 
iſt im Anhang eine Zuſammenſtellung des neueſten 
Schrifttums zum Heimſtättenweſen gegeben. Es handelt 
ſich demnach um ein vollſtändiges, allen Bedürfniſſen 
der Praxis gerecht werdendes und daher ſehr 
empfehlenswertes Handbuch. N 


„Landwirtſchaftliche Beratungslehre“. Methodiſche 
Erläuterungen zur Beratungsdialektik mit einem 


Beitrag zur Pſychologie des bäuerlichen Denkens 


von Dr. Max Schönberg, Leipzig. Verlag 
Theodor Steinkopff, 1931, Dresden-Leipzig, 
RM 3,50. 


In der 92 Seiten umfaſſenden Abhandlung gibt 
der Verfaſſer eine außerordentlich intereſſante und 
leſenswerte Darſtellung der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
ratungslehre. Er ſetzt ſich insbeſondere mit der 
pſychologiſchen Seite des Beratungsweſens aus⸗ 
einander und ſtellt in den Mittelpunkt ſeiner Be⸗ 
trachtungen den bäuerlichen Betriebsinhaber und 


ſein Verhältnis zu den Wirtſchafsfaktoren ſeines 
landwirtſchaftlichen Betriebes: Natur, Hof, Arbeit, 
Maſchine, Zahl und Geld ſowie ſeine pſychologiſche 
Einſtellung zur menſchlichen Geſellſchaft. 


Aus der Fülle des Stoffes ſeien hier nur folgende 
Hauptgeſichtspunkte, die als Leitſätze anzuſehen ſind, 
hervorgehoben: 


1. Bei Durchführung des Beratungsweſens iſt die 
Mechaniſierung grundſätzlich zu vermeiden. 


2. Das Weſen erfolgreicher Beratung liegt in 
der Einfühlung des Wirtſchaftsberaters und in 
der Berückſichtigung der bäuerlichen Pſychologie. 


3. Der beſte Berater kann niemals auf eigene 
Fauſt zu den beſten Beratungsergebniſſen 
kommen; denn ſtets iſt der Betriebsleiter, der 
Bauer, ſein Mithelfer zum Erfolg. 


4. Der Wirtſchaftsberater ſtellt genau ſo wie der 
Arzt Diagnoſen — Betriebsdiagnoſen — und 
macht zu deren Abſtellung praktiſche Vorſchläge. 


Die landwirſchaftliche Beratung iſt Angelegen⸗ 
heit des Erlebniswiſſens. 


Der Zweck der Beratung iſt nicht Kampf gegen 
die Gewohnheiten des Landwirts, ſondern An⸗ 
regung zu neuen Gewohnheiten. 


Die Art der Darſtellung und die Methodik des 
Verfaſſers bei der Durchleuchtung des Beratungs⸗ 
weſens kann man bei ihrem immerhin ſehr realen 
Charakter als feinſinnig, tiefſchürfend und zum 
Nachdenken anregend bezeichnen. Meiſterhaft in 
Darſtellung und exakter Beweisführung ſind ſie be⸗ 
ſonders für den Dozenten der Beratungslehre eine 
wertvolle Fundgrube, verdienen jedoch darüber hin⸗ 
aus auch die Beachtung des praktiſchen Beraters. 
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Im Gegenſatz zu den bisher erſchienenen Schriften 
über landwirtſchaftliche Beratung ſind die von 
Schönberg gemachten Vorſchläge mehr begrifflicher 
Natur. Er vermeidet Vorſchläge für die zweck⸗ 
mäßigſte Beratung eines einzelnen landwirtſchaft⸗ 


lichen Betriebszweiges und gibt dagegen in logiſcher 
Aufeinanderfolge eine eingehendene Syſtematik der 


verſchiedenen Arten von Betriebsvorſchlägen z. B. 
Grundvorſchlag, Lehrvorſchlag, Erfahrungsvorſchlag, 
überlieferungsvorſchlag, experimenteller Vorſchlag 
u. a. m., deren zahlenmäſſiger Umfang und Vielſeitig⸗ 
keit ſo recht das Feld vor Augen führen, das der 
praktiſche Wirtſchaftsberater zu beackern und ſaat⸗ 
fertig zu machen hat. 


Allen denen, die mit bäuerlicher Wirtſchafts⸗ 
beratung zu tun haben, ſei die Lektüre dieſes Büchleins 
angelegentlichſt empfohlen, denn es zeigt die Viel⸗ 
ſeitigkeit der Materie und die Größe ihrer Aufgaben. 

Wir ſchließen mit Schönbergs Worten ab: 


„Soll die Beratung in der Landwirtſchaft wirklich 
ein Hebel des Fortſchritts ſein, ſo iſt unumgänglich, 
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daß man ſich um ihre Methode kümmert, denn die 
methodiſche Überlegung macht uns auf die Fehler 
aufmerkſam. Dr. Grebe. 


Die Lebenshaltung, Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe 
von 145 deutſchen Landarbeiterfamilien, von 


Wilhelm Bernier. 5 
Schriften des Deutſchen Land arbeiterverbands 


Nr. 32; Verlag Enckehaus G. m. b. H., 
Berlin SW. 48, Enckeſtr. 6. RM 4.—. 


Das Verdienſt der vorliegenden Schrift iſt, ein⸗ 
gehende Angaben nach Daten über die Lohn⸗ und 
Lebensverhältniſſe des deutſchen Landarbeiters er⸗ 
bracht zu haben. Auf Anregung des Verbandes 
haben 145 Haushaltungen nach einem gegebenen 
Schlüſſel über ihre Einnahmen und Ausgaben 
während eines Jahres genau Buch geführt. Die 
Angaben beziehen ſich auf die Zeit von Mitte 
1929 bis Mitte 1930 und auf die Tarifverhältniſſe 
der Nachkriegszeit. 
gehören überwiegend dem Deputantenverhältnis an, 


für das die Zuſammenſetzung der Einnahmen aus 


dem Barlohn, dem Naturallohn einſchl. Wohnung 
und Lohnland, ſowie den Erträgniſſen aus einer 
kleinen Eigenwirtſchaft eigentümlich iſt. 


Es erſcheint zunächſt nicht als ungünſtig, daß 
ſich die durchſchnittlichen Geſamtbezüge je Haushalt 
und Jahr auf 2417,76 RM ſtellen. Jedoch müſſen 
von dieſem Jahreserwerb, zu dem im Durchſchnitt 
2,6, Perſonen beitragen, 5,1 Perſonen leben. Als 
einigermaßen 
kann hiervon lediglich der Barlohn gelten, der im 
Durchſchnitt 48 Z, des Geſamteinkommens ausmacht, 
während für den Naturalentgelt mit 24% und für 
die Einnahmen aus der Eigenwirtſchaft mit 13,6 7% 
mit dem Unſicherheitsfaktor des jeweiligen Marktes 
zu rechnen iſt. Aus drei mitgeteilten Einzelnach⸗ 
weiſen ergibt ſich auch, daß die Einnahmen durch 
notwendige Ausgaben faſt reſtlos aufgebraucht 
werden. Erſparniſſe können nicht gemacht werden. 


In Oſtpreußen liegen die Einnahmen mit 
2228,42 RM noch unter dieſem Durchſchnitt, wobei 
die Zahl der Erwerbstätigen 3 Perſonen und die 
durchſchnittliche Kopfzahl der Familie 5,7 Perſonen 
beträgt. 


In der Schrift iſt auf die Wohnverhältniſſe der 
Deputanten nur kurz eingegangen. Es muß aber 
hervorgehoben werden, daß für die Verbeſſerung 
der Wohnungen der Landarbeiter gegenüber den 
allerdings unhaltbaren Zuſtänden der Vorkriegszeit 
bisher erhebliche Mittel aufgewendet worden ſind. 
Dies dürfte ſich auch im Laufe der Zeit ausgewirkt 
haben. Von 131 unterſuchten Haushaltungen haben 
nur 2 Familien eine Wohnung von einer Stube, 
während mehrräumige Wohnungen die Regel ſind. 


Die berichtenden Familien 


feſt zu veranſchlagende Einnahme 


In einer Beziehung kann den Ausführungen des 
Verfaſſers nicht zugeſtimmt werden. Für Oſtpreußen 
wenigſtens trifft es nicht zu, daß der landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeitgeber die Umwandlung des Depu⸗ 
tanten zum Freiarbeiter von ſich aus betreibt, weil 
dieſem angeblich die langfriſtigen Verträge unbequem 
ſind. 


Der Arbeitgeber iſt vielmehr an einem ſeß⸗ 
haften Stamm von Arbeitern intereſſiert. Der über⸗ 
gang zum Freiarbeitertum iſt die Folge einer 
natürlichen Entwicklung; auch hierbei iſt man grund⸗ 
ſätzlich bemüht, den Eigenheimer auf ſeiner Scholle 
feſtzuhalten und ihm durch eine angemeſſene Land⸗ 
zugabe eine Dauerexiſtenz zu ermöglichen. Die 
bisherigen Beſtrebungen in dieſer Richtung haben 
in Oſtpreußen ſchon gute Erfolge gezeitigt und 
hätten ſich zweifellos bei einem normalen Gang 
der Dinge weiter günſtig für die deutſche Land⸗ 
wirtſchaft ausgewirkt. 


Regierungsbaumeiſter a. D. Kretſchmer. 


Deutſcher Bauvereins -Kalender 1932. Heraus⸗ 
gegeben vom Hauptverband Deutſcher Bauge— 
noſſenſchaften e. V., Berlin, unter Mitwirkung 
der ihm angeſchloſſenen baugenoſſenſchaftlichen 
Reviſionsverbände. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin W. 8, Maurerſtraße 44. Preis 
(J. / II. Teil) geb. 4. — RM. 


Der alljährlich erſcheinende, vom Hauptverband 
Deutſcher Baugenoſſenſchaften e. V., Berlin, heraus⸗ 
gegebene Deutſche Bauvereinskalender enthält ein⸗ 
gehendes ſtatiſtiſches Material, das die wirtſchaft⸗ 
liche und ſoziale Bedeutung der gemeinnützigen Baus 
vereinsbewegung erkennen läßt. Dem Hauptverbande 
find etwa 3000 gemeinnützige Bauvereinigungen an⸗ 
geſchloſſen mit mehr als 700 000 Mitgliedern und 
einem Vermögen von rund 4 Milliarden Reichsmark. 
Die Zahl der erſtellten Wohnungen beträgt über 
600 000. 


In dem Geſchäftsbericht des Verbandsdirektors 
werden wirtſchaftliche und wohnungspolitiſche Fragen 
erörtert, die ein über die Kreiſe der gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen hinausgehendes Intereſſe be⸗ 
anſpruchen. Der erſte Teil enthält ferner mehrere 
Aufſätze über Gemeinnützigkeitsrecht, Nutzungsrecht, 
ſoziales Mietrecht, Aufbringung, Verwendung und 
Sicherung des Eigenkapitals innerhalb der Genoſſen⸗ 
ſchaft und die Ziele und Aufgaben der Verbands—⸗ 
reviſion. 


Der zweite Teil des Bauvereinskalenders enthält 
die Anſchriften und genaue ſtatiſtiſche Angaben über 
jede dem Hauptverband Deutſcher Baugenoſſen⸗ 


ſchaften angeſchloſſene gemeinnützige Bauvereinigung 
Deutſchlands. Nn. 
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Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe) 


I. Wohnungswirtſchaft. 


1. Erl. d. MfV. v. 7. 1. 1932, betr. Verzinſung 


und Tilgung von Hauszinsſteuerhypotheken — 
ee 

Auf den Bericht vom 21. 11. 1931. 

Aus grundſätzlichen Erwägungen muß davon 
abgeſehen werden, die fälligen Zins- und Tilgungs⸗ 
beträge für Hauszinsſteuerhypotheken in Fällen 
wirtſchaftlicher Not des Schuldners allgemein zu 
ſtunden oder niederzuſchlagen. Nur in ganz be= 
ſonders gearteten Fällen, in denen die Notlage 
des Bauherrn nachweislich ohne ſein Verſchulden 
eingetreten iſt und in denen die Einziehung der 
Zinſen für die Hauszinsſteuerhypotheken unver⸗ 
meidbar zur Zwangsverſteigerung führen würde, 
wird zu prüfen ſein, ob eine Stundung der Zins⸗ 
zahlung zugebilligt werden kann. Die Stundung 
der Verzinſung würde zunächſt für die Dauer 
eines Jahres in Betracht kommen. Ob nach Ab— 
lauf der Stundungsfriſt eine Niederſchlagung 
des fälligen Zinsbetrages zu erfolgen hat, bleibt 
ſpäterer Entſcheidung vorbehalten. Eine Stundung 
der Tilgungsbeträge, die ohnehin jetzt erſt in 
geringem Umfange und außerdem in der Haupt⸗ 
ſache erſt für Bauten fällig ſind, die unter einem 
relativ günſtigen Baukoſtenſtande errichtet wurden, 
kommt grundſätzlich nicht in Frage. 

Die Entſcheidung über entſprechende Anträge, 
ſoweit ſie ſich auf die Verzinſung der ſogenannten 
gemeindlichen Hauszinsſteuerhypotheken beziehen, 
muß, wie ich im Einvernehmen mit dem FM. 
bemerke, der eigenen Verantwortlichkeit der Ge⸗ 
meinden undGemeindeverbändeüberlaſſen bleiben. 
Dabei wird von entſcheidender Bedeutung ſein, 
wieweit die Gemeinden (Gemeindeverbände) in 
Erwartung der Zinseingänge etwa bereits rechts⸗ 
verbindliche Verpflichtungen auf Gewährung von 
Zinszuſchüſſen oder ſogenannten Mietzuſchüſſen 
eingegangen ſind und inwieweit infolgedeſſen ein 
zunächſt vorübergehender Verzicht auf Zinsein⸗ 
nahmen möglich iſt. Hinſichtlich derjenigen An⸗ 
träge, bei denen es ſich um die Verzinſung ſolcher 
Hauszinsſteuerhypotheken handelt, die ſeinerzeit 
aus Mitteln des ſtaatlichen Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds bewilligt worden ſind, behalte ich mir die 
Entſcheidung auf etwaige Stundungsanträge vor. 
Demgemäß werden die dort eingehenden Anträge 
letzterer Art mit ihrer eingehenden Stellungnahme 
von Fall zu Fall an mich weiterzuleiten ſein. 
Abgeſehen von den vorangeführten Geſichts⸗ 
punkten iſt für die meinerſeits zu treffende Ent⸗ 
ſcheidung von Bedeutung: 

1. welche Mietſenkung infolge der geſetzlichen 
Zinsherabſetzung eingetreten iſt, 


An 
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2. daß die Ausſetzung der Verzinſung für etwaige 
auf demſelben oder auch auf anderen Bau- 
vorhaben ruhende gemeindliche Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken von der Gemeinde ebenfalls zu⸗ 
geſtanden wird, 
daß bei Mietern, die infolge von Erwerbs⸗ 
loſigkeit oder aus anderen Gründen die Miete 
aus eigener Kraft nicht aufbringen können, 
die Wohlfahrtsunterſtützungen zur Mietab⸗ 
deckung entſprechend herangezogen werden, 
und 
4. daß für die Dauer der Ausſetzung der Ver⸗ 
zinſung von der Gemeinde auch auf die Er⸗ 
hebung etwaiger gemeindlicher Zuſchläge zur 
ſtaatlichen Grundvermögensſteuer verzichtet 
wird. 

Auch hierüber haben ſich die zu erſtattenden 
Berichte auszulaſſen. 

Ich erſuche, den in Betracht kommenden Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbänden hiervon be— 
ſchleunigt Kenntnis zu geben. 

Hirtſiefer. 


85 


den Herrn Regierungspräſidenten in B. uſw. 
(VM Bl. Sp. 43.) 


Zweite Verordnung zur Durchführung der Miet⸗ 
ſenkung. Vom 5. Januar 1932 (RGBl. I Nr. 2). 


Zur Durchführung und Ergänzung der Vierten 
Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung 
von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze 
des inneren Friedens vom 8. Dezember 1931 
Zweiter Teil Kapitel II $$ 1 bis 4 (RGBl. I 
S. 699, 707) — Mietſenkungsverordnung — 
wird auf Grund von $ 5 des genannten Kapitels 
folgendes verordnet: 

Artikel 9 der Verordnung zur Durchführung 
der Mietſenkung vom 15. Dezember 1931 
(RGBl. ! S. 752) erhält folgenden Abſ. 3: 
„(3) Dient ein gemeinnütziges Wohnungsunter⸗ 
nehmen ausſchließlich dem Zwecke, im öffentlichen 
Intereſſe des Reichs einen beſonderen Wohnungs⸗ 
bedarf zu befriedigen, ſo kann der Reichsarbeits⸗ 
miniſter beſtimmen, daß eine andere als die gemäß 
Artikel 8 beſtimmte Stelle über die Ermäßigung 
des Mietzinſes entſcheidet. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter kann ferner beſtimmen, daß bei einem 
derartigen Wohnungsunternehmen für die An⸗ 
gleichung nach Abſ. 1 Grundſtücke, die in ver⸗ 
ſchiedenen Gemeinden liegen, zuſammengefaßt 
werden.“ 


Berlin, den 5. Januar 1932. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
J. V.: Dr. Geib. 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 
J. V.: Dr. Schlegelberger. 


— ͤ 


3. RdErl. d. MfV., MfWKuV. u. FM. v. 19.1.1932, 
betr. Bewilligung von Zinsnachlaß für ſtaatliche 
Baudarlehen für Staatsbedienſtetenwohnungen 
und ſtaatliche Beihilfen für Lehrerwohnungen — 
II 3529/14 1. WM. ujw. 

(V, MEI. 1932 Sp. 83.) 


4. Verordnung des Reichspräſidenten zur Anderung 
der Vorſchriften über die Ablöſung der 1 05 
entſchuldungsſteuer vom 6.2.1932 (RGBl. 1,60). 


II. Ländliche Siedlung. 
1. RdErl. d. Mf Du. v. 26. 1. 1932 — VI 723. 


ende Abſchrift überſende ich unter Be⸗ | 
de meinen Erlaß vom 12. 10. 1931 


me au ; 
— 7 1 5 (nicht veröffentl.) zur Kenntnis 


und Beachtung. 
Abdrucke für die Kulturämter liegen bei. 


An ſämtl. Eds Kultel⸗Präſ. (Ew Ml. S. 55.) 


Der Reichsarbeitsminiſter Berlin NW. 40, 
Ve 5 Nr. 14 308/31. den 12. Jan. 1932. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zu den Vor⸗ 
ſchriften über Baukredite vom 2. 12. 1931 ſind 
mit Wirkung vom 15. Dezember 1931 in Kraft 
getreten. 


Nachrichten des Vau⸗ 


Bauwirtſchaft. 

Die Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe iſt im Januar 
weiter geſtiegen trotz der verhältnismäßig milden 
Witterung, die eine Weiterführung der Bautätigkeit 
im geringen Umfange geſtattet hätte. In Oſtpreußen 
hat die Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe damit 90 v. H. 
der durch die Zählung von 1925 überhaupt feſtge⸗ 
ſtellten Bauhandwerker erfaßt. In der Provinz 
Pommern iſt die Beſchäftigungsloſigkeit noch in 
ſtärkerem Umfange geſtiegen, und zwar erreicht ſie 
mit 18 500 rund 93 v. H. der im Baugewerbe vor⸗ 
handenen Erwerbstätigen. Für die Provinz Grenze 
mark ſind die Zahlen über die Arbeitsloſigkeit nicht 
bekannt, für Oberſchleſien liegt als letzte Meldung 
die von Ende Dezember 1931 vor. 

Die Preisſenkung ſchreitet weiter fort. Der Groß⸗ 
handelsindex hat im Januar bereits den Stand von 
1913 mit 100,0 erreicht. Auch der Reichsbaukoſten⸗ 
index weiſt für Januar eine Abnahme von 140,5 
auf 128,8 = 8,3 v. H. auf. Bei den Bauſtoffen iſt 
in den einzelnen berichtenden Provinzen eine weitere 
Preisermäßigung zu verzeichnen, die den Bauſtoff⸗ 
index weiter abſinken läßt, und zwar iſt der Rück⸗ 
gang zum Teil recht erheblich. Die Preisſenkung 
der Bauſtoffe erſtreckt ſich für Oſtpreußen auf einige 
Holzarten, für Pommern auf Mauerſteine, ſämtliche 
Hölzer und T-Träger, für die Provinz Grenzmark 


In dieſen Ausführungsbejtimmungen | 
iſt die Kreditgewährung für Um⸗ oder Ergänzungs⸗ 


bauten für die Siedlungsträger günſtiger geregelt 
als in meinem Schreiben vom 12. 10. 1931, 
IVc5 Nr. 12874, durch das eine Zwijchen- 
regelung getroffen wurde. Ich bin deshalb damit 
einverſtanden, daß die Beſtimmung D „Um- oder 
Ergänzungsbauten gemäß Ziff. 31 der Richt⸗ 
linien“ der Ausführungsbeſtimmungen zu den 
Vorſchriften über Baukredite an die Stelle der 
entſprechenden Beſtimmungen des Exlaſſes vom 
12. 10. 1931 tritt. 

Ich bitte, dieſe Regelung in geeigneter Weiſe 
bekanntzugeben. (LwMBl. 1932, 56.) 


2. Polizeiverordnung über die Errichtung und den 
Umbau von landwirtſchaftlichen Siedlungsbauten, 
vom 15. 12. 31. Textausgabe zu beziehen durch: 
Bernard & Graefe, Berlin-Charlottenburg 1, An 
der Caprivibrücke. 


III. Oſthilfe. 


Verordnung des Reichspräſidenten zur beſchleu⸗ 
nigten Durchführung der landwirtſchaftlichen Ent⸗ 


ſchuldung im Oſthilfegebiet (Entſchuldungsverordnung 


vom 6. 2. 1932 (RGBl. I 59). 


IV. Grundkreditweſen. 


Erl. d. MfV. v. 21. 1. 1932, betr. Zinsſenkung 
auf dem Kapitalmarkt — II 1400/21. 1. — 
(VMBl. 1932 Sp. 86.) 


und Siedlungsmarktes 


auf Mauerſteine, Dachpfannen und alle Hölzer, 
während die Preiſe für [Träger um 1.— RM je 
100 kg geſtiegen ſind. Beſonders ins Gewicht 
fallend iſt hier die Preisſenkung für Fußbodenholz 
von 85.— RM auf 65.— RM je Kubikmeter. In 
Oberſchleſien ſind ebenfalls bei allen hauptſächlichſten 
Bauſtoffen Preisrückgänge zu verzeichnen mit Aus⸗ 
nahme der Dachpfannen, die eine Preisſteigerung 
aufwieſen. Mit Wirkung ab 1. Januar d. Is. find 
die Arbeitslöhne für Bauhandwerker und Bauhilfs- 
arbeiter neu feſtgeſetzt worden, die bis zum 1. April d. Is. 
Gültigkeit haben, wodurch der Lohnindex von De⸗ 
zember 1931 auf Januar 1932 in Oſtpreußen um 
13,9 v. H. ſank, in Pommern um 7,5 v. H., in Ober⸗ 
ſchleſen um 10,5 v. H., während in der Grenzmark 
der Lohnindex auf derſelben Höhe verharrte. Dem- 
entſprechend ſind auch die Baukoſtenindizes in den 
einzelnen Provinzen mehr oder minder ſtark geſunken. 
Gegenüber dem Stand von Januar ſank der Bau- 
koſtenindex im Februar in Oſtpreußen um 0,6 v. 8 
in Pommern 7,9 v. H., in der Grenzmark um 4,9 
v. H., in Oberſchleſien um 1,8 v. H. Die ſehr er⸗ 
hebliche Senkung des Baukoſtenindex für Pommern 
von Januar auf Februar erklärt ſich daraus, daß 
die auch in Pommern eingetretene Lohnſenkung erſt 
bei der Berechnung des Februar-Inder berück⸗ 
ſichtigt iſt. Dr. Gr. 
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Zahlen zur Bauwirtſchaft 


Monat Ober⸗ 
Gegenſtand | 1932 Oftpreußen | Pommern | Grenzmark] ſchleſien 
Lebenshaltungsindex N Januar 124,5 (Vormonat 130,4) 
Großhandelsinder . Januar 100,0 (Vormonat 103,7) | Neid) 
Baukoſtenindex e Januar 128,8 (Vormonat 140,5) 
15 Januar 153,2 142,8 
Bent ſtenihndeee oe Februar 145,7 140,2 
= Januar 136,9 127,2 
Bauſtofffnde Februar 123,3 122,4 
a Januar 173,0 161,9 
Dohtandes ae aupent a len a Februar 30 00 525 Am 
Mauerſteine (1000 Stck.)). Februar 8 4 
Januar „ . „ 
Dachpfannen (1000 Stck.) 8 n 21 „ on bi 
2 3 — 47.50 „ 
Dräger MOORE) ? en Februar 70 500% 
8 Pi ‚15. „ 
Stammware (1 by ) ebe 4 , 72 2 
3 Re 150 „ 
Kanthol (eb) Feber 85 5 7075 x 
Januar KR: 
Fußboden err 8 Fehruer 1 „ 7 . 
Ja — 25 „ 
Balken und Bohlen (1 cbm) . . ats 4 4.50 „ 
Bauhandwerker (Stundenlohn) Februar 0% „ 0,76 „ 
Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn). . Februar 073 „ 9905 - 
8 Ende Dez. 6 P 5048 
Arbeitsloſe Bauhandwerfer . . . Ede Jane 17000 : p 


*) Lohnveränderzng’nadträglid berückſichtigt. 
ang 
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